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D e r  a k t u e l l e  B e i t r a g

Dr. Klaus Hoffmann, Wien

„Geldwäsche-Richtlinie“, eine standespolitische Herausforderung

Die Sachverhalte, die eine Melde-
pflicht im Sinne des vorliegenden Ent-
wurfes auslösen sollen, sind nur unzu-
reichend umschrieben. Für den Norm-
unterworfenen bleibt unklar, unter
welchen Voraussetzungen eine Mel-
depflicht besteht. Hier ist Klarheit zu
schaffen.

Es wird weiterer eingehender Beratun-
gen bedürfen, inwieweit die Standes-
organisation eingeschaltet werden
kann und soll. Keinesfalls darf es
aber zu einer Melde- oder Anzeige-
pflicht der befaßten Rechtsanwalts-
kammer kommen. Aus Sicht der
Rechtsanwaltschaft ist ein weiteres
Mal anzumerken, daß die strafrechtli-
chen Bestimmungen einerseits und die
Regelungen des Bankwesengesetzes
andererseits ausreichend sein und
für das Delikt der Geldwäsche nicht
weitergehendere Vorschriften ange-
ordnet werden sollten, als dies bei
anderen schweren Verbrechen der
Fall ist.

Bei allen Überlegungen muß es ober-
ster Grundsatz bleiben, daß jeder-
mann das Recht auf Vertretung und
Beratung durch einen Rechtsanwalt
hat und dieses Recht durch ein Auf-
brechen der Verschwiegenheitspflicht
nicht unterlaufen oder beseitigt wer-
den darf.

Die österreichischeRechtsanwaltschaft
steht nach wie vor zu der im Februar
1999 aus Anlaß der Europäischen
Präsidentenkonferenz in Wien verab-

schiedeten Resolution, deren Wortlaut
wiederholt sei:

Zu der geplanten Erweiterung der
Richtlinie des Rates vom 10. Juni
1991 zur Verhinderung der Nutzung
des Finanzsystems zum Zwecke
der Geldwäsche (91/308/EWG) auf
freie rechtsberatende Berufe haben
die in Wien versammelten Reprä-
sentanten der Anwaltschaften aus 29
Ländern sowie europäischer und in-
ternationaler Anwaltsorganisationen
am 12. Februar 1999 einstimmig fol-
gende

Erklärung
verabschiedet:

Die Rechtsanwaltschaft verurteilt jegli-
che Mitwirkung an Geldwäsche. Jede
Beteiligung an Geldwäsche wird von
den anwaltlichen Berufsorganisatio-
nen gemäß ihrem nationalen und
europäischen Berufsrecht disziplina-
risch verfolgt.

Die Vertraulichkeit des Gespräches
des Bürgers mit seinem Anwalt ist
eine wesentliche Grundlage des
Rechtsstaates. Auch die Bekämpfung
der Geldwäsche darf nicht zu einer
Einschränkung dieses Grundrechts
führen.

Ein Rechtsanwalt als Informant der
Strafverfolgung steht im Widerspruch
zu seiner Funktion in unserer europäi-
schen Rechtskultur. Er würde sogar
daran gehindert, durch vertrauliche
Beratung den Mandanten von Geset-
zesverstößen abzuhalten.

Die Kommission hat eine Novelle zur
Geldwäsche-Richtlinie zur Diskussion
gestellt. Geplant ist die Einbeziehung
der rechtsberatenden Berufe, insbe-
sondere der Rechtsanwälte, in das
System der Identifikations- und Melde-
pflichten und damit eine Durchbre-
chung der anwaltlichen Verschwie-
genheit. Den von den Rechtsanwalt-
schaften vorgetragenen Argumenten
ist nur ungenügend dadurch Rech-
nung getragen, daß unter bestimmten
Voraussetzungen es den National-
staaten überlassen bleibt, Ausnahmen
anzuordnen, wobei allerdings keines-
falls eine Ausnahme von der Melde-
pflicht vorgesehen werden darf, wenn
sich der potentielle zukünftige Straf-
täter – bezogen auf das von ihm
Geplante – bei einem Rechtsanwalt
auch nur erkundigt.

Im Zuge der Beratungen wurde sei-
tens der Rechtsanwaltschaft darauf
hingewiesen, daß sich die österreichi-
sche Rechtsanwaltschaft nicht anders
verhalten will als die Anwaltschaften
anderer, der Gemeinschaft angehö-
riger Länder. Ein Präjudizieren des
Standpunktes, daß die Verschwiegen-
heitspflicht des Anwaltes weitestge-
hend zu respektieren ist, darf nicht
stattfinden.

Der jetzt vorliegende Entwurf für eine
Novelle (angemerkt sei in diesem Zu-
sammenhang, daß der deutsche Text
von dem offiziellen Text abweicht) ist
ungenau und definiert „schwammig“.
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o. Univ.-Prof. Dr. Franz Marhold, Graz

Das Berufsbild des
Rechtsanwalts im Wandel

Für den Fachvortrag1) für den Delegiertentag der Rechtsanwalts-
kammer 1999 wurde das Thema „Ein Berufsbild im Wandel, die
österreichische Rechtsanwaltschaft an der Jahrtausendwende“ ge-
wählt. Nicht von einem Kammermitglied, sondern von einem Hoch-
schullehrer, der in einem anderen Staat als Rechtsanwalt zugelas-
sen ist, soll eine Einschätzung darüber gegeben werden, welchen
Wandlungen der Beruf des österreichischen Rechtsanwalts ausge-
setzt ist, welchen Veränderungen er unterliegt, welche Chancen
sich für die Anwaltschaft in der Zukunft stellen, ja welchen Bedro-
hungen sie allenfalls ausgesetzt ist. Ein solches Thema bietet vielfa-
che Möglichkeiten der Annäherung, Möglichkeiten, die dem Facet-
tenreichtum anwaltlicher Berufsausübungen entsprechen.

Anwalt zu sein bedeutet, unternehmerisch tätig zu sein. Die Aus-
übung der Anwaltschaft stellt ohne Zweifel eine wirtschaftliche
Tätigkeit dar, die auf die Erzielung von Einkünften gerichtet ist. Das
Berufsbild im Wandel zu zeichnen bedeutet daher auch, auf die
Veränderungen einzugehen, die sich aus den wirtschaftlichen Rah-
menbedingungen ergeben, insbesondere aus einer Veränderung
der Märkte, auf denen Anwälte agieren. Derartige Veränderungen
ergeben sich in inhaltlicher Hinsicht mit jeder Veränderung in den
Bestimmungen über den Anwaltszwang oder mit jeder Zulassung
einer neuen Berufsgruppe zu einer im weiteren Sinn rechtsberaten-
den Tätigkeit. Gleiches gilt für die Möglichkeiten, mit anderen wirt-
schafts- oder technikberatenden Berufen zu kooperieren, gemein-
same Unternehmensformen zu entwickeln und dadurch allenfalls
neue Märkte zu erschließen. Wirtschaftliche Veränderungen treten
aber auch in territorialer Hinsicht dadurch ein, daß durch den
europäischen Integrationsprozeß die Migration und Dienstlei-
stungsfreiheit auch im Bereich der Anwaltschaft eröffnet wird. Bis
Ende März 2000 ist die Niederlassungsrichtlinie der EU im Be-
reich der rechtsberatenden Berufe in nationales Recht umzusetzen.
Die entsprechenden Regelungen des EWR-Rechtsanwaltsanpas-
sungsgesetzes werden dann überholt sein, die Eignungsprüfung
wird fallen und ausländische Anwälte werden zunächst als auslän-
dische Anwälte, nach mehrjähriger Berufserfahrung in Österreich,
aber auch als österreichische Anwälte zum Anwaltsberuf zuzulas-
sen sein; soweit ein kurzer Aufriß der wirtschaftlichen Veränderun-
gen.

Die anwaltliche Berufstätigkeit ist aber nicht nur Erwerbsausübung.
Sie ist nicht ausschließlich, ja möglicherweise nicht einmal vorder-
gründig bloßer Broterwerb. Anwalt zu sein bedeutet gleichzeitig,
im wohlverstandenen Sinn eine politische Tätigkeit auszuüben,
nämlich eine Tätigkeit im Dienst einer wesentlichen Funktion der
res publica, der Justiz. Damit sind Veränderungen im Berufsbild

des Rechtsanwaltes auch und ganz wesentlich bedingt durch Ver-
änderungen des politischen Systems bzw, da solche Veränderun-
gen in Österreich nicht so rasch vorangehen, mit Veränderungen
in der Rechtsordnung selbst und Veränderungen der Rechtskultur
insgesamt verbunden. Die Anwaltschaft steht daher an der Front
einer immer schlechter werdenden Legistik. Eine Front, an der bis-
weilen auch Hochschullehrer stehen und dann bei Fach- und Fest-
vorträgen das eine oder andere Beispiel zitieren können. So habe
ich beispielsweise diese Woche einen halben Tag damit verbracht
zu untersuchen, welche Fassung des § 23 Abs 6 des Bauernsozial-
versicherungsgesetzes derzeit überhaupt geltendes Recht ist. Der
Verfassungsgerichtshof selbst ist ein steter Quell von Enthüllungen
katastrophaler Legistik. Daß der Verfassungsgerichtshof Bestim-
mungen der Notstandshilfeverordnung mit der Begründung aufge-
hoben hat, sie verstoßen deswegen gegen das Legalitätsprinzip,
weil ihr Inhalt nur mit archivarischem Fleiß und einer gewissen Vor-
liebe zum Lösen von Denksportaufgaben zu erschließen ist, gehört
mittlerweile zum humoristischen Allgemeingut jemandes, der sich
mit diesem Thema beschäftigt. Man darf aber nicht müde werden,
diese Problematik zu wiederholen. Gesetze, die an einem Tag in
Kraft treten sollen, der im Bundesgesetzblatt nur mit fünf Xen
gekennzeichnet ist, sind auch schon vorgekommen und Bestim-
mungen, die die selbe Paragraphenbezeichnung tragen, einander
aber offenbar nicht derogieren sollen, kennt der Rechtsanwender
auch. Es ist ein steter Wandel im Berufsbild der Rechtsanwälte, die-
sem Umstand nahezu schutzlos ausgesetzt zu sein, gleichzeitig
aber eine nicht unbeträchtliche Haftung für die Kenntnis des gelten-
den Rechts zu tragen. Dieser Wandel ist freilich keiner zum besse-
ren.

Das Berufsbild des Anwalts ist also eng mit dem Gesetz und mit
der Gesetzestechnik verbunden. Das Berufsbild des Anwalts ist
aber auch mit der Quantität des vorhandenen Rechtsstoffes verbun-
den. Die beständige Gesetzesflut, die zu beklagen ein eigenes Re-
ferat füllen würde, muß notwendigerweise im Berufsbild dazu füh-
ren, daß sich Kanzleien auf bestimmte Fragestellungen spezialisie-
ren oder – wenn sie eine Spezialisierung vermeiden wollen – in
Kooperationen eintreten müssen bzw expandieren müssen, um so
viele Mitarbeiter und Partner zur Verfügung zu haben, die die ver-
schiedenen Disziplinen des Rechtsstoffes abdecken. Das heißt
aber keineswegs, daß der Einzelkämpfer auf der anwaltlichen
Bühne zum Aussterben verurteilt wäre. Die Beschränkung auf be-
stimmte Spezialgebiete wird ihm im Verlauf des Berufslebens wohl
nicht erspart bleiben.

Die Verwobenheit des Anwaltsberufes mit dem wirtschaftlichen
Wandel und der Qualität bzw der Struktur der Rechtsordnung darf
aber den Blick darauf nicht verstellen, welche rechtskulturelle Lei-
stung und Aufgabe ein freier Anwaltsstand darstellt. Der Grad der

1) Vortrag gehalten am Delegiertentag des Österr Rechtsanwaltskammer-
tages am 17. 9. 1999 in Graz.
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Liberalität einer Gesellschaft ist auch daran abzulesen, welche Auf-
gaben sie freien Anwälten überträgt und welche Stellung sie einem
Anwalt in der Rechtsordnung zumißt. Es ist dies ein Grundwert, vor
dessen Hintergrund jede anwaltliche Berufsausübung zu sehen ist
und an dem ein Referat über das Berufsbild im Wandel nicht
vorbeigehen kann. Der nur seinem Mandanten verantwortliche,
weisungsunabhängige, zur Verschwiegenheit verpflichtete, jede
Unvereinbarkeit ausschließende freie Anwalt stellt eine rechtliche
Errungenschaft dar, an der man die Rechtsstaatlichkeit einer
Rechtsordnung und eines politischen Systems ablesen kann. Zum
Zeitpunkt der Wiedervereinigung der Bundesrepublik Deutschland
befand ich mich in Konstanz. Wenn heute eine Anwaltsschwemme
beklagt wird, die durchaus ihre bedenkenswerten Seiten hat, dann
halte ich zumindest im Prinzip dagegen, daß es zum Zeitpunkt der
Wiedervereinigung im Landgerichtsbezirk Konstanz mehr Anwälte
gab als in der DDR und womit diese „Anwälte“ beschäftigt waren,
wurde ja durch die Gauch-Behörde hinreichend deutlich. Mir dient
dieses Beispiel lediglich dazu, am Extremfall aufzuzeigen, daß
eine freiheitlich demokratische Rechtsordnung erst den freien Beruf
eines Rechtsanwaltes ermöglicht, daß der freie Rechtsanwalt
gleichzeitig aber Garant und Repräsentant einer freiheitlich demo-
kratischen Rechtsordnung ist. Vor dem Hintergrund dieses Grund-
satzes können dann auch einzelne Fallbeispiele besser eingeord-
net werden, in denen auch innerhalb eines demokratischen Sy-
stems bedenkliche Entwicklungen sichtbar werden, wenn die Rolle
der Anwälte und die Anwaltschaft insgesamt zurückgedrängt wird
zugunsten staatlicher Rechtsberatungssysteme. Veränderungen im
Berufsbild der österreichischen Rechtsanwaltschaft können daher
in vier Bereichen festgemacht werden:
1. in der Rolle des Anwaltes als Unternehmer
2. in der Rolle des Anwaltes als Organ der Justiz
3. in der Rolle des Anwaltes als Adressat der Rechtsordnung
4. in der Rolle des Anwaltes als Garant einer freiheitlich demokra-

tischen Rechtsanwendung.
Damit ist dem professoralen Bedürfnis nach Systematisierung und
Ordnung eines Problemstoffes Genüge getan und ich möchte nun
die einzelnen Bereiche, in denen Veränderungen stattgefunden ha-
ben und stattfinden, konkret näher darstellen. Dabei fällt zunächst
auf, daß trotz allen Wandels die Bezeichnung Anwalt offenbar
äußerst attraktiv ist. Dieses Umstandes hat sich die Politik bemäch-
tigt und in einem ungeheuren Etikettenschwindel alles mögliche als
Anwalt deklariert, gesetzlich eingeführt oder auch nur im Wege
von Subventionen unterstützt, was sich nun Anwalt nennt und nicht
immer Anwalt nennen dürfte. Vom Patientenanwalt über die
Gleichbehandlungsanwältin zum Seniorenanwalt, nicht zu verges-
sen den von der Bundesministerin für Frauenangelegenheiten und
Verbraucherschutz geforderten Tieranwalt, den in einigen Gemein-
den und Ländern existenten Kinderanwalt bis hin zur Volksanwalt-
schaft, die entgegen ihrer Bezeichnung mit anwaltlicher Tätigkeit
überhaupt nichts zu tun hat. Was den Anwalt kennzeichnet, die

Verschwiegenheitspflicht und insbesondere die Unvereinbarkeit
bei der Ausübung seiner freiberuflichen Vertretungstätigkeit, ist bei
diesen Institutionen nicht durchgängig gewährleistet. Wer einen
Blick in die Verfassung wirft, dem begegnet der Anwaltsbegriff nur
in Gestalt der Volksanwaltschaft. Die Kriterien freiberuflicher an-
waltlicher Tätigkeit werden auf verfassungsrechtlicher Ebene nicht
festgeschrieben. Nur interpretativ können wir, etwa über Art 6
MRK, dort aber auch nur im Zusammenhang mit der Strafverteidi-
gung einen verfassungsrechtlich gewährleisteten Anwaltsbegriff
herausarbeiten. Aus diesem Befund ergibt sich die Konsequenz,
daß der einfache Gesetzgeber auf Bundes- oder Landesebene, wo
immer dies ihm opportun erscheint, den verfassungsrechtlich nicht
der Rechtsanwaltschaft vorbehaltenen Begriff des Anwalts überall
dort einsetzen kann, wo es um Interessenwahrnehmung für Dritte
geht. Daß anwaltliche Tätigkeit insbesondere in der Art ihrer
Ausübung mehr ist als bloße Interessenvertretung, nämlich von
Weisungen unabhängige und jede Unvereinbarkeit ausschlie-
ßende freiberufliche Interessenwahrnehmung, bleibt dabei auf der
Strecke. So richtet die Republik zunehmend Institutionen ein, die
gegen sie selbst beraten. Die vom Land angestellten Patienten-
anwälte sollen die Interessen von Patienten gegen ihren eigenen
Arbeitgeber wahrnehmen. Die Anwältin für Gleichbehandlungsfra-
gen ist nach § 3a Gleichbehandlungsgesetz vom Bundeskanzler
für unbestimmte Zeit auf Widerruf zu bestellen. Ein toller Anwalt.
Ich möchte insbesondere im Zusammenhang mit Gleichbehand-
lungsfragen nicht mißverstanden werden. Gegen die Institution
einer Gleichbehandlungsbeauftragten ist angesichts evident vor-
handener Geschlechterdiskriminierungen nichts einzuwenden, –
nur – das ist keine Anwältin. Führt man sich dann noch vor Augen,
daß § 3a Abs 7 GbG auch die Regionalanwältinnen kennt, dann
fragt man sich schon vom Sprachgebrauch, wer da für wen als
Anwalt auftritt. Sprache und insbesondere Rechtssprache formt das
Bewußtsein. Dringend erforderlich scheint es mir daher, will man
nicht schon beim Begriff des Anwalts einen Wandel im Bedeu-
tungsgehalt hinnehmen, daß die Standesvertretung der Rechtsan-
wälte jene Gesichtspunkte stark in den Vordergrund rückt, die die
anwaltliche Berufsausübung von sonstiger Interessenwahrnehmung
unterscheidet. Der Rechtsanwalt ist eben etwas anderes als jene
Anwaltschaften, die insbesondere in Vorwahlzeiten ins Kraut schie-
ßen. Absolute Verschwiegenheitspflicht verbunden mit den Zeug-
nisentschlagungsrechten, die Treue zum Auftraggeber, die Unab-
hängigkeit garantiert durch strenge Unvereinbarkeitsregelungen,
das sind alles Verfahrensgaranten, die den Anwalt von anderen
Interessenvertretern unterscheidet – und nur der Rechtsanwalt sollte
Anwalt heißen.

Worum es hier in erster Linie geht, ist die Wahrung der Charakte-
ristika rechtsanwaltlicher Tätigkeit. Das Ausufern staatlicher Rechts-
beratung hat aber nicht nur einen rechtskulturellen Hintergrund, es
hat auch rechtsdogmatische Konsequenzen. Nach wie vor regelt
der Gesetzgeber das Einkommen der Anwälte über den Rechtsan-
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waltstarif. Vor dem Hintergrund europäischen Wirtschaftsrechts –
Rechtsanwälte betreiben ohne Zweifel ein Unternehmen iSd Art 82,
des ehemaligen Art 86 des EWG-Vertrages – ist es aber nicht
unbedenklich, daß der nationale Gesetzgeber einerseits das Ein-
kommen der Rechtsanwälte durch Gesetz regelt, andererseits aber
die Tätigkeit der Rechtsanwälte durch vom Staat subventionierte
andere Rechtsberater konkurrenziert. Dagegen kann nicht einge-
wendet werden, die staatliche oder staatsnahe Rechtsberatung
wäre unentgeltlich. Unentgeltlich im Sinne von kostenlos ist sie
nämlich nicht. Auch die Tätigkeit der Mütterberatung, Familien-
beratung, Konsumentenberatung oder der Schlichtungsstellen der
Reisebüros ist kostenintensiv. Ihre Kosten werden nur vom Staat
oder staatsnahen Organisationen gedeckt, die auf diese Art und
Weise die Konkurrenz zur Rechtsanwaltschaft subventionieren.
Art 87 (der ehemalige Art 92) des EWG-Vertrages verbietet Bei-
hilfen, gleich welcher Art, die durch die Begünstigung bestimmter
Unternehmen oder Produktionszweige den Wettbewerb verfäl-
schen oder zu verfälschen drohen. Das Zusammenspiel von gesetz-
lich reglementiertem Einkommen der Anwälte in Verbindung mit
gesetzlich subventionierter Konkurrenz für die Anwaltstätigkeit ist
meines Erachtens im höchsten Maß bedenklich. Dies insbesondere
deswegen, weil das sozialpolitische Ziel des Gesetzgebers, be-
stimmte Gruppen der Bevölkerung über ihre Rechte aufzuklären
und in Konfliktsituationen zu unterstützen, auch mit anderen Mitteln
erreichbar wäre, als durch Subvention oder Errichtung von Rechts-
beratungsstellen, die in Wettbewerb zur anwaltlichen Tätigkeit tre-
ten. Zu denken wäre etwa an eine Kostenübernahme der anwaltli-
chen Beratung, die zudem alle Vorzüge hätte, die ich soeben für
die rechtsanwaltliche Tätigkeit charakterisiert habe.

Die rechtsberatende Tätigkeit der Anwälte gerät aber nicht nur
durch meines Erachtens europarechtlich bedenkliches Staatshan-
deln unter Druck. Mit oder ohne staatliche Unterstützung dringen
auch andere Berufe in die rechtsberatende Tätigkeit vor, ohne daß
eine dem Anwalt vergleichbare Qualifikation oder eine der An-
waltschaft vergleichbare Kontrolle in der Form von Standes- und
Disziplinarrecht gegeben wäre. Die Anwaltschaft – und wie ich an-
nehme auch der Justizminister – ist zu beglückwünschen, daß die
Vorstöße zur Einführung einer Anwaltschaft auf Gewerbeschein im
Ergebnis abgewehrt werden konnten. Es erscheint mir notwendig,
diese Initiative trotz ihrer Erfolglosigkeit in Erinnerung zu rufen,
vielleicht auch, um ihr den Todesstoß zu versetzen. Geplant war,
einen gewerblichen Rechtsberater einzuführen, der im wesentli-
chen zur entgeltlichen Parteienvertretung in erster Instanz berech-
tigt sein sollte. In der Wirtschaftskammerorganisation wäre dann
eine eigene Fachgruppe „gewerblicher Rechtsberater“ eingerichtet
worden, die der Wirtschaftskammer Mitgliedsbeiträge zugeführt
hätte. Aufsichtsbehörde bei dieser Einrichtung wäre der Wirt-
schaftsminister gewesen, weil das ja so der Kammerorganisation
entspricht und ehe man sichs versehen hätte, wäre ein Teil frei-
beruflicher Tätigkeit zu einer gewerblichen Tätigkeit mutiert. Man

muß sich fragen, welcher rechtskulturelle Hintergrund hinter einer
solchen Initiative steht? Ist durch den Mißbrauch des Wortes „An-
walt“ das allgemeine Bewußtsein für die freiberuflich ausgeübte
Parteienvertretung schon so ins Schwinden geraten, daß die Unge-
heuerlichkeit einer Parteienvertretung unter staatlicher Aufsicht
nicht mehr wahrgenommen wird? Daß auf der anderen Seite durch
diese Initiative die Konsumentenschutzorganisationen die Möglich-
keit erhalten hätten, im Wege der gewerblichen Parteienvertretung
selbst im Bereich von Gewährleistungs- oder Produkthaftungspro-
zessen die Parteienvertretung zu übernehmen mag erklären, daß
es überhaupt zu einer solchen Initiative kommen konnte.

Wenn dann noch als Parallelaktion der Baccalaureus im Bereich
der Rechtswissenschaften eingeführt werden soll, wofür sich – das
darf ich Ihnen hier mitteilen – die juridischen Fakultäten in Öster-
reich nicht erwärmen können, dann kann man auch die Tendenz
erkennen, in die diese Form von Politik führt. Nämlich zu geringer
qualifizierten Juristen, die in Abhängigkeit von staatlichen oder
staatsnahen Organisationen nur mehr auf eingeschränkten Gebie-
ten Parteienvertretung wahrnehmen können. Wenn man sich diese
Konsequenz und vor allem die Verbindung von Baccalaureat mit
gewerblichem Rechtsberater vor Augen hält, dann kann man er-
leichtert aufatmen, daß diese Initiative fehlgeschlagen ist. Daß sie
überhaupt stattgefunden hat, ist erschreckend genug.

Ein nicht so positives Beispiel für die Wahrung einer qualitativ
hochstehenden Rechtsberatung ist das Zustandekommen der ge-
werberechtlichen Regelungen über den Unternehmensberater, die
ich hier nicht weiter vertiefen möchte. Mir geht es in diesem Zusam-
menhang eher darum zu zeigen, daß im Gesetzgebungsverfahren
die Stellungnahmen der Rechtsanwaltskammer entweder von vorn-
herein oder durch das Setzen kurzer Fristen unmöglich werden
bzw die mit großer Sorgfalt ausgearbeiteten Stellungnahmen im
Ergebnis, um mit Qualtinger zu sprechen, nicht einmal ignoriert
werden. Ein solches Schicksal möge der Stellungnahme der Rechts-
anwaltskammer zum Entwurf einer Novelle des Außerstreitgeset-
zes nicht beschieden sein. Handelt es sich doch hier um eine Initia-
tive des zuständigen Justizministers und nicht um eine solche des in
die freien Berufe nicht nur im Bereich der Anwaltschaft vordringen-
den Wirtschaftsressorts. Auch der Entwurf zum Außerstreitgesetz
ist nämlich dazu angetan, die Tätigkeit der Rechtsanwälte zurück-
zudrängen. Denn der Entwurf sieht vor, daß typisch streitige Mate-
rien, insbesondere der Erbrechtsstreit, in das Außerstreitverfahren
einbezogen worden. Denkt man, daß das Außerstreitverfahren im
Kernbereich Rechtsfürsorgecharakter hat, dann ist die Einbezie-
hung klassisch streitiger Verfahren, wie das eben der Erbrechts-
streit ist, in das Außerstreitverfahren nicht angemessen. Auch an
diesem kleinen Beispiel kann man zeigen, wie eng verwoben die
Tätigkeit der Anwälte mit der Freiheit der Parteien ist. Mit der vor-
gesehenen Novellierung kommt es nämlich zu einer Ausweitung
des Amtsbetriebes durch den Außerstreitrichter und zu einem Zu-
rückdrängen der Parteienautonomie. Der Erbrechtsstreit wird damit
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im wesentlichen der Parteiendisposition entzogen – ist einmal das
Außerstreitgericht angerufen. Nur in wenigen Fällen soll nach dem
Entwurf Anwaltszwang gelten, so in den streitigen Ehesachen. Na-
turgemäß ist eine weitgehende Neuerungserlaubnis vorgesehen,
die jede Menge Verzögerungsmöglichkeiten eröffnet. Die Neue-
rungserlaubnis hängt aber mit der qualifizierten Parteienvertretung
zusammen. Sieht eine Rechtsordnung zwingend qualifizierte Par-
teienvertretung in erster Instanz vor, dann kann Neuerungsverbot
gelten. Das führt zu Prozeßökonomie und letztlich auch zur Ent-
lastung des Staatshaushaltes. Drängt man den Anwaltszwang in
erster Instanz zurück, dann ist es auf den ersten Blick zwar popu-
lär, weil angeblich billiger, insgesamt aber teurer, weil dann not-
wendigerweise durch die dadurch bedingte Neuerungserlaubnis
die Berufungsinstanz zur Tatsacheninstanz wird, wofür sie nicht
vorgesehen ist. Die Einbeziehung dieser streitigen Materien in das
Außerstreitgesetz ist daher nicht nur aus systematischen Gründen
höchst bedenklich, sondern auch mit einer Änderung der Qualität
des Rechtsschutzes verbunden. Möglicherweise müßte dann im
Vorblatt zu einer allfälligen Regierungsvorlage stehen, mit welcher
Verteuerung die Neuerungserlaubnis verbunden ist, und schließ-
lich eignet sich das Außerstreitverfahren, verbunden mit der Ver-
pflichtung des Gerichts, die materielle Wahrheit zu finden, nicht
für ein Verfahren, in dem widerstreitende Interessen gegenüberste-
hen, die unbefangene und voneinander unabhängige Parteienver-
tretung voraussetzen.
Auch die vorgeschlagenen Änderungen des Außerstreitgesetzes
im Verlassenschaftsverfahren können nicht befriedigen. Geplant
ist, Gerichtstätigkeiten unter dem Deckmantel des Out-Sourcing
auszulagern. Das ist meines Erachtens nicht unbedenklich. Die
Gerichtsbarkeit fußt auf verfassungsrechtlichen Garantien, die
Dritte nicht aufweisen können. Werden nun weitere Agenden an
Gerichtskommissäre übertragen, dann ist der verfassungsrechtliche
Spielraum dafür nicht sehr groß. Zudem ist zu befürchten, daß

dann, wenn bereits der Verfahrensbeginn zum Gerichtskommissär
verlagert wird, Doppelgleisigkeiten entstehen, weil in jedem Fall
ein Akt bei Gericht anzulegen ist. Notwendigerweise ist mit die-
sem Verfahren eine Vermehrung der Notarstellen verbunden.
Wenn man diesen Weg schon beschreitet, dann kann man gleich
den weiteren Schritt tun, auch Anwälte zu Gerichtskommissären
zu bestellen. Einen sachlichen Unterschied zur Tätigkeit des An-
walts als Masseverwalter bzw Ausgleichsverwalter vermag ich
nicht mehr zu erkennen, wenn im Verlassenschaftsverfahren bereits
ab Verfahrensbeginn ein Gerichtskommissär mit der Verlassen-
schaftsabhandlung beauftragt werden kann. Auch im Insolvenzver-
fahren fungiert der Rechtsanwalt als verlängerter Arm des Ge-
richts. Warum sollte das nicht im Verlassenschaftsverfahren auch
so sein?
Lassen Sie mich nun zu einer positiveren Entwicklung kommen. Die
Möglichkeit der berufsüberschreitenden Partnerschaften mit Wirt-
schaftstreuhändern wird gerade im Fall von Insolvenzen zumindest
in zeitlicher Hinsicht zu einer Verfahrenskonzentration führen kön-
nen. Auch im Fall von Mergers and Acquisitions wird die Bera-
tungstätigkeit in einer Hand von Wirtschaftstreuhändern und An-
wälten sicher Wettbewerbsvorteile für bestimmte Kooperationen
bieten. Man darf freilich nicht übersehen, daß derartige Koopera-
tionen zwischen einzelnen Kanzleien und einzelnen Anwälten be-
reits derzeit funktionieren. Die rechtsorganisatorische Verknüpfung
solcher Kooperationen wird – vielleicht auch steuerrechtlich – eini-
ges erleichtern. Ich beziehe meine Informationen hiebei zum einen
aus der Bundesrechtsanwaltskammer, zum anderen vom Institut für
Anwaltsrecht an der Universität zu Köln. Es ist in der Bundesrepu-
blik etwas festzustellen, was – sollte sich die Entwicklung auf Öster-
reich übertragen, was ich erwarte – die Anwälte vielleicht nicht so
freuen wird. Große Wirtschaftstreuhänderkanzleien, wie beispiels-
weise KPMG oder Arthur Anderson, sind im Begriff, anwaltliche
Parallelstrukturen aufzubauen. Ich war noch vor einem Jahr ver-
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wundert, als ein Assistent aus meiner Konstanzer Zeit mir mitteilte,
daß er jetzt bei KPMG arbeitet. Ich fragte ihn noch relativ naiv,
was er denn bei einer Wirtschaftstreuhänder- und Unternehmens-
beratungsgesellschaft wolle. Mittlerweile ist es mir klargeworden.
Da werden junge, hoch qualifizierte Juristen engagiert, um mit
ihnen eine Anwaltsstruktur aufzubauen. Das ist vielleicht eine an-
dere Entwicklung als die, die der österreichische Gesetzgeber mit
der Zulassung berufsübergreifender Sozietäten im Auge gehabt
hat. Von den großen Wirtschaftstreuhandgesellschaften wird weni-
ger versucht, Kooperationen mit bestehenden Anwaltskanzleien
einzugehen, sondern den eigenen Kundenstock nun auch anwalt-
lich zu betreuen und Parallelstrukturen zur wirtschaftstreuhänderi-
schen Beratung auch im Anwaltsbereich aufzubauen. Zu Öster-
reich liegen mir darüber zu wenig Informationen vor. Die recht-
liche Entwicklung ist zudem noch sehr jung. Informationen aus der
Bundesrepublik Deutschland besagen aber, daß in diesem Bereich
ein rasantes Wachstum feststellbar ist.

Apropos Bundesrepublik Deutschland: Ein weiteres Feld, in dem
Veränderungen erwartet, respektive befürchtet werden, stellt die
Dienstleistungsfreiheit und die Niederlassungsfreiheit für europäi-
sche Anwälte dar. Nun ist die Migration und die Dienstleistungs-
freiheit ein Bereich, der generell „perhorresziert“ wird. Ich erin-
nere nur an die laufende Diskussion über die Ostöffnung der EU
und die Befürchtungen, die im Zusammenhang mit der Freizügig-
keit der Arbeitnehmer geäußert wurden. Tatsächlich migrieren
nach Angaben von EuroStat derzeit lediglich 3% der EU-Bevölke-
rung. Migration und Dienstleistungsfreiheit stoßen naturgemäß auf
Sprachbarrieren und in der Justiz auf fehlende Kenntnisse des
formellen und materiellen Rechts anderer Mitgliedsstaaten. Die
Bundesrepublik Deutschland, die – ich werde später darauf noch
zurückkommen – im Jahre 1999 das fragwürdige Vergnügen
hatte, den „hunderttausendsten“ Anwalt zu feiern, verzeichnet der-
zeit sage und schreibe 163 in einem anderen Mitgliedsstaat nie-
dergelassene Anwälte, die von ihrem Recht auf Dienstleistungsfrei-
heit Gebrauch gemacht haben und in der Bundesrepublik Deutsch-
land als Anwälte tätig sind. Wir sind also noch im Promillebereich
und ich halte dafür, daß das Thema der Dienstleistungs- und Nie-
derlassungsfreiheit von Anwälten innerhalb der EU in Österreich
mit großer Gelassenheit diskutiert und abgehandelt werden kann.
Der Umstand, der immer wieder angeführt wird, daß in München
mehr Anwälte niedergelassen sind als in Österreich, verbunden mit
der subkutan geäußerten Befürchtung, die werden sich nun alle
über das österreichische Bundesgebiet ergießen, eignet sich nur
für Angstmache. Was allerdings Veränderungen nach sich ziehen
wird ist die grenzüberschreitende Kooperation. Fälle solcher Ko-
operationen gibt es bereits unter dem geltenden Recht. Ich glaube,
man könnte sie durchaus positiv sehen. Die Teilnahme an einem
großen Markt kann für einen kleinen Marktteilnehmer nur einen Zu-
wachs an Chancen bedeuten. Ob das mit Aufkaufen von Kanz-
leien einhergeht oder in echter Partnerschaft, vermag ich wirklich

nicht zu prognostizieren, vieles spricht freilich für die erstere
Variante. Für ziemlich ausgeschlossen halte ich allerdings, daß
die österreichische Anwaltschaft durch den Zuzug von Anwälten
aus anderen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft verdrängt werden
würde.

Man sollte in diesem Zusammenhang noch eines beachten: Die mit
der Europäisierung und Internationalisierung von Anwaltskanz-
leien naturgemäß einhergehende Vergrößerung von Kanzleien
wird innerhalb solcher Kanzleien zunehmend Probleme der Unver-
einbarkeit nach sich ziehen. Das trifft im übrigen auch auf die an-
waltliche Tätigkeit in Verbindung mit Wirtschaftstreuhandgesell-
schaften zu. Je größer derartige Kanzleien sind oder werden, um
so mehr laufen sie Gefahr, daß ihre Klientel zueinander bisweilen
in Konfliktsituationen treten kann. So gilt auch für Anwaltskanz-
leien was in der Wirtschaft insgesamt nicht generell, aber in rele-
vanten Bereichen Beachtung zu finden hat: Nicht Groß frißt Klein,
sondern Schnell frißt Langsam. Bedenkt man, daß gerade im Han-
delsbereich die Veräußerung von Handelsketten in Österreich von
vergleichsweise kleinen Kanzleien bewältigt wurde, dann hat auch
in diesem Sektor der klassische Anwalt durchaus Zukunft. Für stra-
tegisch wichtig halte ich dabei den Hebel der Unvereinbarkeit.
Das soll nicht nur ein Hebel sein, um allzu große Konzentrationen
hintanzuhalten, sondern es soll damit deutlich gemacht werden,
daß die kontinentale Tradition des Anwaltsberufes die Inkompati-
bilität der Mandatsausübung ernst nimmt. Grundsatztreue kann in
diesem Bereich daher auch ökonomisch erwünschte Effekte erzeu-
gen.

Ich habe vorher erwähnt, daß in der Bundesrepublik Deutschland
im Jahre 1999 zum ersten Mal die Zahl der Anwälte die Hundert-
tausender-Marke überschritten hat. Von Wien habe ich dieser
Tage gehört, daß der 1.500ste Anwalt zugelassen worden sein
soll. Das wirft die Frage nach der Anwaltsschwemme und damit
auch nach den rechtlichen Voraussetzungen des Zugangs zum
Anwaltsberuf auf. Angesichts der ständig steigenden Forderungen
an die Fähigkeiten und Kenntnisse des Rechtsanwaltes und auch
angesichts der soeben genannten Zahlen kann die Lösung nicht in
einer Deregulierung des Zugangs liegen und kann die Lösung auch
nicht darin liegen, daß man den Zugang zu diesem besonders
qualifizierten Juristenberuf über Baccalaureate und Rechtsanwälte
auf Gewerbeschein bis zur Unerträglichkeit nivelliert. Wiederum
als ein Grenzgänger zwischen der Bundesrepublik Deutschland
und Österreich darf ich Ihnen aus meiner Berufserfahrung folgen-
des referieren: Nach meiner Migration von Wien an eine deutsche
Universität konnte ich den Vergleich anstellen, daß von den Wie-
ner Studenten die besten in die Anwaltschaft gingen. Dies schlicht
und ergreifend neben allen ethischen Gesichtspunkten, vor allem
wegen der damals noch bestehenden hohen Einkommenserwar-
tungen. Daß dies mittlerweile nicht mehr so ist, darauf werde ich
später zurückkommen. In der Bundesrepublik Deutschland mußte
ich feststellen, daß diejenigen, die kein Prädikatsexamen erzielen
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konnten, in Ermangelung anderer Alternativen – weil sie eben
ohne ein zumindest befriedigendes Examen weder im öffentlichen
Dienst noch in der Privatwirtschaft Anstellungschancen hatten –
das Wohnzimmer einer Drei-Zimmer-Wohnung zur Anwaltskanzlei
umfunktionierten. Das ist dadurch bedingt, daß mit dem Abschluß
des zweiten Staatsexamens in der Bundesrepublik Deutschland die
Befähigung zum Beruf des Anwalts erworben wird. Dabei ist das
zweite Staatsexamen nur um Nuancen praktischer als die juristi-
sche Ausbildung im ersten Staatsexamen an den Universitäten.
Sprich: Rechtsanwälte können zur Berufsausübung zugelassen
werden, deren Qualität am unteren Rand der Skala der Universi-
tätsabsolventen rangiert und deren praktische Ausbildung zudem
zumindest begrenzt ist. Ich sage damit nicht, daß auch nicht ganz
exzellente Absolventen juristischer Fakultäten in der Bundesrepu-
blik Deutschland in den Anwaltsberuf gehen und dort Einstiegsge-
hälter haben, die an Ordinarienbezüge heranreichen. Nur eine
große Zahl von Anwälten rekrutiert sich aus jenen Studentenko-
horten, deren Examensnoten um das „ausreichend“ oszillieren. In
Baden-Württemberg hat man diese Situation erkannt und steuert
dagegen, indem man einen Teil der praktischen Ausbildung vor
dem zweiten Staatsexamen in Anwaltspraxen zurücklegen läßt.
Politisch ist diese Reform durch. Sie wird im kommenden Jahr ver-
wirklicht werden. Mit anderen Worten, man hat sich am österrei-
chischen und im übrigen auch schweizerischen System orientiert,
das – der dem Berufsausbildungsrecht auch verpflichtete Arbeits-
rechtler kann es so nennen – als duale Berufsausbildung charakte-
risiert werden kann. Auch in Österreich nimmt die Zahl der An-
wälte beträchtlich zu, nicht aber so dramatisch wie in der Bundes-
republik Deutschland. Hat in den letzten zehn Jahren in Österreich
die Zahl der Anwälte um die Hälfte zugenommen, hat sie sich in
der Bundesrepublik Deutschland verdoppelt. Das Durchschnittsein-
kommen deutscher Anwälte liegt derzeit bei 120.000 DM brutto.
Die österreichische Anwaltschaft sollte es daher nicht zulassen,
daß die Rechtsanwaltsprüfung als Zugangsschranke mittelalterli-
chen Zunftdenkens denunziert wird. Es ist die Rechtsanwaltsprü-
fung die anspruchsvollste juristische Prüfung, die in Österreich ab-
genommen wird. Daß es die Universitätsprüfungen leider nicht
sind, dafür können die Universitäten nichts, schreibt doch der Ge-
setzgeber zwingend vor, daß man jede Universitätsprüfung fünf-
mal wiederholen kann. Es ist zudem die Rechtsanwaltsprüfung als
berufsbezogene Prüfung insofern modern, weil die Idee des univer-
sell einsetzbaren Volljuristen angesichts der Rechtsentwicklung der
letzten 25 Jahre zur Illusion geworden ist. Die Rechtsanwaltsprü-
fung in Österreich ist keine Zunftschranke, sie ist eine Qualitäts-
schranke. Wer diese Schranke abbauen möchte, vollzieht einen
Bärendienst an der österreichischen Justiz. Gerade ein effizientes
Justizsystem benötigt qualitativ hervorragend ausgebildete Anwälte.
Die österreichische Justiz kann es sich nicht leisten, jeden Prozeß
als Haftungsprozeß noch einmal zu führen. Gut ausgebildete An-
wälte liegen daher auch im Interesse der Staatsfinanzen.

Lassen Sie mich damit zum Abschluß des letzten Themas kommen,
zu den Wandlungen im Berufsbild des Anwalts, die in einer Ab-
hängigkeit vom Zustand der Rechtsordnung liegen. Mit der öster-
reichischen Rechtsordnung steht es legistisch – dies ist schon oft
beschrieben und beklagt worden, ohne daß sich irgend etwas
ändert – zum Schlechten. Darunter leidet auch der Anwaltsstand,
weil es dadurch leichter möglich wird, die Effizienz der Rechtsord-
nung insgesamt zu denunzieren, die Effektivität des Zivilprozesses
in Frage zu stellen und damit medial Schlichtungslösungen zu favo-
risieren, die sich zum einen der Öffentlichkeit entziehen, zum an-
deren Rechtsunsicherheiten nicht beseitigen, weil letztendlich gesi-
cherte Rechtsprechung fehlt. Ich gebe zwei Beispiele: Nehmen Sie
das Reisevertragsrecht. Hier haben sich Konsumentenschutzorga-
nisationen und Wirtschaftskammer auf ein Schlichtungsverfahren
geeinigt, was letztlich dazu geführt hat, daß es zu keiner Heraus-
bildung österreichischer Rechtsprechung bei Reisemängeln gekom-
men ist und wir daher sklavisch an der sogenannten Frankfurter
Tabelle hängen, über die Praxis der Schlichtungsstellen aber öffent-
lich nicht Bescheid wissen. Damit geraten Rechtssuchende in die
Abhängigkeit von mit Insiderwissen ausgestatteten Konsumenten-
organisationen, die konfliktlösende Schlichtung ist Geheimjustiz.
Vielleicht sollte dieser Bereich ein Tätigkeitsfeld für Anwälte auf
Gewerbeschein werden. Genau weiß man das ja nicht.

Ein anderes Beispiel ist das Medizinrecht und die Arzthaftung.
Durch die Tätigkeit der Patientenanwälte werden zwar zahlreiche
Verfahren hoffentlich zur Zufriedenheit der Patienten gelöst, mittler-
weile hört und liest man aber insbesondere hier in der Steiermark,
daß die Patientenanwaltschaft mit anhängigen Verfahren hoff-
nungslos überlastet ist. Es haben sich aber im Sinne von Rechtssi-
cherheit und Rechtsklarheit keine Standards, keine Kriterien, keine
Fallgruppen herausgebildet, die es möglich machen könnten, den
Ausgang eines Haftungsprozesses im Hinblick auf die Höhe des zu
ersetzenden Schadens einigermaßen zu prognostizieren. Begrün-
det wird unter heftiger Unterstützung der Medien diese Schlich-
tungssituation damit, daß das Verschulden der behandelnden
Ärzte an einem Behandlungsfehler häufig nicht beweisbar sei. Daß
angesichts des Bestehens eines Behandlungsvertrages Beweisla-
stumkehr für das Verschulden gelten könnte, damit sind viele Kom-
munikatoren vielleicht schon intellektuell überfordert. Man könnte
sich aber, wenn solche Meldungen immer wieder tradiert werden,
vielleicht einmal die Mühe machen, eine Entscheidung des OGH
zu finden, an dem der Schadenersatzanspruch eines Patienten am
fehlenden Nachweis des Verschuldens des Arztes gescheitert
wäre. Es gibt keine. Das Problem bei Arzthaftungsprozessen ist
immer der Fehler, also die Rechtswidrigkeit, nicht das Verschulden.
Das Problem, den Fehler nachzuweisen haben aber die Schlich-
tungsstellen, die Patientenanwälte in gleicher Weise wie ein Or-
dentliches Gericht. Was ich mit diesen beiden Beispielen beschrei-
ben wollte ist der Umstand, daß mit der Denunziation der Ordent-
lichen Gerichtsbarkeit als ineffektives Streitaustragungsinstrument
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verbunden mit ihrer chronischen Unterdotierung gleichzeitig Hand
in Hand eine wesentliche Funktion des Anwaltes verloren geht,
nämlich seinen Klienten über die Erfolgsaussichten eines allfälligen
Streites auf einer gesicherten Grundlage objektiv zu beraten. Zur
Lösung dieses Problems gibt es zwei Möglichkeiten: Entweder
öffentlich für die unabhängige Justiz Partei zu ergreifen und gegen
kammerale Parallelrechtsprechung aufzutreten, oder bezogen auf
das Berufsbild der Anwälte sich auf die veränderten Gegebenhei-
ten einzustellen und zur Kenntnis zu nehmen, daß es im Bereich
der Kammern vermehrt zur außergerichtlichen Streitbeilegung
kommt und sich als Anwälte dieses Sektors anzunehmen.
Im übrigen trifft das nicht nur auf durch Kammern organisierte
Streitbeilegungsverfahren zu. Die Flucht aus der Justiz ist ein Phä-
nomen, das auch im Bereich der Gesetzgebung häufiger feststell-
bar ist, als einem lieb sein könnte. Die vermehrte Einsetzung von
Kollegialbehörden mit richterlichem Einschlag nach Art 133 Z 4
B-VG etwa im Rundfunkrecht oder im Datenschutzrecht, aber auch
im Arbeitsrecht schaltet Verfahrensgarantien aus, die dem klassi-
schen Zivilprozeß eigen sind. Zudem ist die Bestellung von Rich-
tern in solche Kollegialorgane justizpolitisch nicht unbedenklich,
ermöglicht die Existenz von Kollegialbehörden mit richterlichem
Einschlag nach Art 133 Z 4 B-VG doch die Verteilung von Gehalts-
vorteilen an Richter. Das ist aber nicht das Hauptproblem, an dem
unsere Rechtsordnung leidet. Das Hauptproblem besteht in der nai-
ven Gesetzesgläubigkeit, die der Rechtspositivismus in Österreich
besonders genährt hat. Die dadurch entstandene Gesetzesflut
überfordert einerseits den Gesetzgeber und schafft es andererseits
nicht, das Legalitätsprinzip zu verwirklichen. In dem Moment näm-
lich, wo eine überbordende Gesetzgebung die Vollziehung über-
fordert, wird Rechtsanwendung wieder zur Willkür, weil es sich
das Vollzugsorgan mit Hinweis auf seine eigene Überforderung
aussuchen kann, bei wem und wann es die Rechtsnorm anwendet.
Es ist daher angezeigt, die Instrumente der Normenkontrolle zu
stärken. Zwar hat nach der österreichischen Bundesverfassung der
Bundespräsident das Recht und die Pflicht, das verfassungsge-
mäße Zustandekommen von Gesetzen durch seine Unterschrift zu
beurkunden, doch hat durchaus im Gegensatz zur vergleichbaren
Verfassungslage in der Bundesrepublik Deutschland die österrei-
chische politische Tradition und eine der einfachen Gesetzgebung
eng verbundene Verfassungsdoktrin in Österreich dazu geführt,
daß diese Funktion des Bundespräsidenten sich auf ein Gesetz-
gebungsnotariat verkürzt hat. Der Bundespräsident hat auch gar
nicht den Apparat, um inhaltlich das verfassungskonforme Zustan-
dekommen von Bundesgesetzen zu kontrollieren. Im Gegensatz
dazu hat der deutsche Bundespräsident in der Geschichte des

Grundgesetzes eine Unterschrift unter evident verfassungswidrige
Gesetze bereits mehrfach verweigert. Angesichts einer Gesetzge-
bung, die in jüngerer Zeit immer häufiger in offenkundigem Wider-
spruch zur Judikatur des Verfassungsgerichtshofes steht, nur zum
Teil aufgrund legistischer Pannen verfassungswidrige Gesetze, die
bereits aufgehoben sind, mit demselben Wortlaut nochmals be-
schließt, scheint es mir im Interesse des Grundrechtsschutzes der
Staatsbürger dringend angezeigt, den Zugang zum Normenkon-
trollverfahren zu erleichtern. Der Organisation der Rechtsanwälte
könnte in diesem Zusammenhang als Wahrer der Rechtsstaatlich-
keit eine ganz wesentliche Funktion zukommen. Es ist den österrei-
chischen Staatsbürgern schlicht nicht zuzumuten, insbesondere bei
der wiederholten Verabschiedung von verfassungswidrigen Steuer-
gesetzen in verfassungswidriger Art und Weise zur Steuerentrich-
tung herangezogen zu werden – Stichwort Familienbesteuerung –
weil eine Verfassungslage es dem einfachen Gesetzgeber ermög-
licht, relativ risikolos Verfassungswidrigkeiten aufrecht zu erhalten,
da die Rückzahlungspflicht für verfassungswidrig eingehobene
Steuern ja nur gegenüber den Parteien des Anlassverfahrens be-
steht. Es ist darüber hinaus den Anwälten nicht zumutbar, ihre
Klienten angesichts offenkundiger Verfassungswidrigkeiten in lange
andauernde Verfahren zu hetzen, weil die Anrufung des Verfas-
sungsgerichtshofes die Erschöpfung des Instanzenzuges voraus-
setzt. Ich rege daher an, dem österreichischen Rechtsanwalts-
kammertag das Recht einzuräumen, gegen Akte der Bundes- und
Landesgesetzgebung oder auch Akte des Verordnungsgebers Ver-
fassungsgerichtshofsbeschwerde zu erheben, wenn diese Akte
offenkundig im Widerspruch zur bestehenden Judikatur des Ver-
fassungsgerichtshofes stehen. Über die Offenkundigkeit dieses Wi-
derspruches könnte der Verfassungsgerichtshof in einem kleinen
Senat entscheiden, wie er das ja auch tut, wenn eine Beschwerde
wegen bestehender Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes
offensichtlich aussichtslos ist.
Ich hoffe, daß dieser Vorschlag in der öffentlichen Resonanz nicht
all das übertüncht, was ich sonst zum Wandel des Berufsbildes des
Rechtsanwaltes vorgetragen habe. Ich bin mir bewußt, daß meine
Ausführungen kein Fachvortrag waren. Was hätte es auch für
einen Sinn gemacht, vor einem fachlich hervorragend qualifizier-
ten Publikum einen dogmatischen Fachvortrag zu halten. Ein hof-
fentlich auf Fachkompetenz beruhender Vortrag mit dringenden
und unbequemen rechtspolitischen Akzenten sollte es allemal sein.
Wenn nämlich die Pragmatisierung von Universitätsprofessoren
überhaupt einen Sinn macht, dann den, unbefangen die eigene
Fachmeinung kundtun zu können. Ich bin mir nicht sicher, ob das
oft genug geschieht.



Informationen

668 AnwBl 1999/11

Wichtige

Grund-/Firmenbuch im Internet
Seit 1. 7. (Grundbuch) bzw 1. 8. 1999 (Firmenbuch) sind Verord-
nungen für die Abfrage beider Datenbestände in Kraft (BGBl II
1999/177, Grundstücksdatenbankverordnung 1999, sowieBGBl II
1999/240, Firmenbuchdatenbankverordnung 1999).
Die Abfrage erfolgt nunmehr über Internet. Die bisherigen Dienste
stellen mit Jahresende ihre Tätigkeit ein.
Anders als bisher besteht nun für alle Anwender die Wahlmöglich-
keit, entweder wie bisher spezielle Programme oder kostenlose
Internet-Programme („Web-Browser“) zu verwenden. Abfragen mit
dem Web-Browser sind aber arbeitszeitintensiver als Abfragen mit-
tels Automatikprogrammen. Mehrstufige Abfragen erfordern Kennt-
nisse der Abfragelogik, insbesondere beim Grundbuch.
Es ist sohin anzuraten, sich für ein Nachfolgesystem zu entschei-
den sowie schon jetzt – falls noch nicht vorhanden – den erforder-
lichen Internet-Zugang einzurichten.
Insgesamt sind sieben Unternehmen autorisiert, Grund-/Firmen-
buchdaten zu vertreiben. Es sind dies in alphabetischer Reihen-
folge: Datakom, EDVg, Eunet, IMD, RDB, Telekom, Went. Es wer-
den verschiedene Tarifmodelle angeboten, deren Auswahl nach
dem individuellen Abfragebedarf vorzunehmen sein wird.

Kontaktmöglichkeiten:

Auszugsweise übernommen aus der Zeitschrift Datagraph mit
freundlicher Genehmigung des Verfassers Dipl.-Ing. Zoubek

VP Dr. Gerhard Benn-Ibler

Internet-Adresse: Kontaktperson:

Datakom http://www.datakom.at/ Doris Gindl,
Tel 01/501 45-352

EDVg http://www.edvg.co.at/ Mag. Helga Nuart,
Tel 01/599 07-0

EUnet http://www.EUnet.at/ Mag. Nicole Prop,
Dr. Hans Lamprecht,
Tel 01/899 33-0

IMD http://www.imd.at/ Dipl.-Ing. Dieter Zoubek,
Tel 02236/537 57-0

RDB http://www.rdb.co.at/ Mag. Bernd Salchegger,
Tel 01/218 85 88

Telekom http://www.telekom.at/ Herbert Princ,
Tel 01/515 51-284 01

Went http://www.went.at/ Dipl.-Ing. Klaus Went,
Tel 0316/48 21 48-0

Verfahrensänderung im Bereich
der Finanzämter für Gebühren
und Verkehrssteuern
Das Bundesministerium für Finanzen teilt mit, daß das Verfahren
zur Erfassung der Bescheidgrundlagen, das bisher in den Finanz-
ämtern für Gebühren und Verkehrssteuern eingesetzt wird, noch in
diesem Jahr eingestellt wird, da dieses System nicht jahrtausend-
fähig ist.
Abgelöst wird dieses Verfahren mittels des Projektes Gebühren-
NEU (GBNEU). Im Verfahren GBNEU werden die Bescheidgrund-
lagen über ein Bildschirmdialogverfahren in den Bemessungsrefe-
raten erfaßt und die Abgaben unter Verwendung eines elektroni-
schen Aktes und einer elektronischen Genehmigung bescheid-
mäßig festgesetzt. Dieses Verfahren geht am 1. 12. 1999 in Be-
trieb.
Seit spätestens 17. 11. 1999 hat das BMF einen Erledigungsstop
angeordnet, um die Überleitung der vorhandenen Daten in das
Verfahren GBNEU vornehmen zu können. Dies bedeutet, daß in
diesem Zeitraum die automationsunterstützte Erstellung bzw händi-
sche Ausfertigung sowie die Buchung von Bescheiden grundsätz-
lich nicht möglich ist. Lediglich in absolut dringenden Einzelfällen
besteht die Möglichkeit der händischen Ausstellung einer Unbe-
denklichkeitsbescheinigung.
Von diesem Erledigungsstop ausgenommen sind:
• die Anzeige von Geschäftsfällen
• der Zahlungsverkehr
• die Selbstberechnung der

– Grunderwerbsteuer
– Gesellschaftssteuer
– Gebühren

Das BMF ersucht um Verständnis, daß es beim Umstieg in das Ver-
fahren GBNEU zu einer temporären Beeinträchtigung des Dienst-
betriebes kommt.

Insolvenzstatistik
Jänner – September 1999
Für die Monate Jänner–September 1999 liegt sowohl eine vom
Alpenländischen Kreditorenverband als auch eine vom Kredit-
schutzverband von 1870 erarbeitete Insolvenzstatistik vor. Diese
Statistiken können ab sofort im ÖRAK eingesehen werden.
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Anwaltsverzeichnis 2000
Redaktionsschluß: 18. Jänner 2000

Zur Erweiterung des Informationsangebotes wird im Anwaltsver-
zeichnis 2000 erstmals bei akademischen Graden – soferne es
sich um nichtjuristische handelt – auch die Fakultätsrichtung ange-
geben (zB Mag.rer.soc.oec.). Sollten Sie eine diesbezügliche Ver-
öffentlichung im Anwaltsverzeichnis wünschen, so ersuchen wir
Sie, Ihre Rechtsanwaltskammer davon zu informieren.
Weiters wurde im Präsidentenrat des Österreichischen Rechts-
anwaltskammertages der Beschluß gefaßt, die bevorzugten Tätig-

keitsgebiete gem nachfolgender Liste zu vereinheitlichen. Tätig-
keitsgebiete, welche nicht in dieser Liste aufscheinen, werden im
Anwaltsverzeichnis 2000 nicht berücksichtigt werden. Wir ersu-
chen Sie – soferne dies noch nicht erfolgt ist – Ihre bevorzug-
ten Tätigkeitsgebiete gem nachfolgender Liste neu zu spezifi-
zieren.

Wir bitten um Verständnis, daß Änderungen bzw Neuerfassungen
nur bis zu dem oben genannten Termin entgegengenommen wer-
den können. Geben Sie die von Ihnen gewünschten Ergänzungen
bzw Korrekturen daher bis spätestens 18. 1. 2000 Ihrer Kammer
bekannt.

Liste der bevorzugten Tätigkeitsgebiete

Abgaben- und Steuerrecht, Finanzstrafrecht
Agrarrecht, Forstrecht
Allgemeinpraxis
Apothekenrecht, Arzneimittelrecht
Arbeits- und Sozialrecht
Bank- und Devisenrecht
Baurecht
Bauträger-, Bauvertragsrecht
Bergrecht
Berufs- und Standesrecht
Binnenschiffahrtsrecht
EDV-Recht
Ehe- und Familienrecht
Enteignungsrecht
Erbrecht und Verlassenschaftsabhandlungen
Europarecht
Exekutionsrecht, Inkassowesen
Franchising
Fremden- und Asylrecht
Gemeinderecht
Gesellschaftsrecht, Gesellschaftsgründungen
Gewerberecht
Gewerbl Rechtsschutz, Immaterialgüterrecht
Handelsrecht
Immobilien- und Liegenschaftsrecht
Insolvenzrecht, Unternehmenssanierungen
Internationales Recht
Jagd- und Fischereirecht

Kartellrecht
Konsumentenschutz
Krankenanstaltenrecht
Lebensmittelrecht
Luftfahrtrecht
Mediation
Medienrecht
Miet- und Wohnrecht
Patientenrecht, Ärztehaftpflicht
Produkthaftung
Raumordnung
Reiserecht
Schadenersatz- und Gewährleistungsrecht
Skirecht – Sportrecht
Stiftungsrecht
Strafrecht
Transportrecht
Umweltrecht
Vereinsrecht
Verfassungsrecht, Grundrechtsschutz
Vergaberecht
Verkehrsrecht, Unfallschäden
Versicherungsrecht
Verwaltungsrecht
Verwaltungsstrafrecht
Wasserrecht
Wirtschaftsrecht
Wohnungseigentumsrecht
Zivilrecht



670 AnwBl 1999/11

Termine

Inland
30. Nov. Wien

Ueberreuter Managerakademie: Lizenzverträge – Na-
tional und International – RA Univ.-Lektor Dr. Arthur
Wolff

30. Nov. Wien
MANZ-Seminar: Univ.-Ass. Mag. Dr. Nikolaus Forgo,
RA Mag. Dr. Peter Madl, ao.Univ.-Prof. Dr. Wolfgang
Zankl, Internet für Juristen

30. Nov. Innsbruck
MANZ-Seminar: RA Mag. Dr. Ilse Korenjak, Der Lie-
genschaftserwerb 1999 – Die aktuelle Judikatur

30. Nov. Wien
Österreichische Gesellschaft für Versicherungsfach-
wissen: Europäisches und Österreichisches Versi-
cherungsvermittlerrecht – Neueste Entwicklungen –
Dir. Dr. Klaus Koban, Dr. Roland Koppler

1. Dez. Wien
Österreichische Gesellschaft für Versicherungsfach-
wissen: Haftung der rechtsberatenden Berufe insbe-
sondere mit der hiezu ergangenen Judikatur und
die Behandlung von Schadensfällen unter Berücksich-
tigung des Rechtsanwaltsberufsänderungsgesetzes
1998 – RA Dr. Wolfgang Völkl, Dir. Dr. Gottfried
Nagler

1. Dez. Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Ihr Unterneh-
men in den Medien

2. Dez. Wien
MANZ-Seminar: Univ.-Ass. Mag. Dr. Nikolaus Forgo,
RA Mag. Dr. Peter Madl, ao.Univ.-Prof. Dr. Wolfgang
Zankl, Internet für Juristen

2. Dez. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Der Internationale
Warenverkehr – Mag. Dr. Bernhard Huber, Mag. Eva
Huber-Stockinger

2. Dez. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Mietverhältnisse effi-
zient und erfolgreich aufkündigen – Dr. Peter Kovanyi,
Dr. Franz Terp

2. Dez. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Neueste Rechtsent-
wicklungen bei Gemeinde-(Landes-)Abgaben – Univ.-
Prof. Mag. Dr. Otto Taucher

3. Dez. Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Digitale Signatur

6. Dez. Wien
International Bar Association (IBA) – Section of Busi-
ness Law (SBL): Receivables Financing

9. und
10. Dez.

Wien
MANZ-Seminar: Internationales Referententeam, Der
EU-Wettbewerb im liberalisierten Telekommunikati-
onsmarkt

9. und
10. Dez.

Wien
Forum Institut für Management: Einführung in das
Markenrecht

10. und
11. Jän.
2000

Wien
MANZ-Seminar: Univ.-Prof. Samy Molcho, Erfolgreich
mit Körpersprache – Das Intensiv-Seminar für Ver-
handeln, Verkaufen und Führen

11. Jän. Linz
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Festver-
anstaltung anläßlich des 40jährigen Bestehens der OÖ
Juristischen Gesellschaft, Festvortrag, gehalten von
o.Univ.-Prof. Dr. Karl Korinek, Vizepräsident des VfGH

12. Jän. Wien
MANZ-Seminar: Peter Capek, Persönliches Wissens-
management – Gedächtnis stärken / Informationsflut
meistern / Konzentration verbessern

14. Jän. Wien
ÖRAV-Seminar: RA Dr. H.P. Wachter, RA Dr. W.
Miller, Einführungsseminar

19. Jän. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Privatissimum zur
neuesten Judikatur im Wohnrecht: Aktuelles zum
Wohnungseigentumsrecht, insbesondere zur Verwal-
tung gemischter Häuser – Dr. Wolfgang Dirnbacher

27. Jän. Salzburg
MANZ-Seminar: RA Mag. Dr. Ilse Korenjak, Der Lie-
genschaftserwerb 1999 – Die aktuelle Judikatur

27. und
28. Jän.

Wien
Verlag Österreich – Seminare: Erfolgreiche Personal-
suche und -auswahl – Effiziente Personalentwick-
lung – Professionelles Ausbildungsmanagement –
Mag. Josef Wegenberger

17. Feb. Graz
MANZ-Seminar: RA Mag. Dr. Ilse Korenjak, Der Lie-
genschaftserwerb 1999 – Die aktuelle Judikatur

2. und
3. März

Wien
Verlag Österreich – Seminare: Erfolgreiche Personal-
suche und -auswahl – Effiziente Personalentwick-
lung – Professionelles Ausbildungsmanagement –
Mag. Josef Wegenberger
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Ausland
30. Nov.
bis
3. Dez.

Havanna
3rd International Meeting on the Legal Protection of
the Family and the Minor

1. bis
3. Dez.

Trier
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Grundlagen
des Gemeinschaftsrechts – Peter J. Cullen

27. bis
30. Jän.
2000

Gstaad
Europäische Rechtsanwaltsvereinigung (Association
Européenne des Avocats AEA): Wettbewerb in libe-
ralisierten Sektoren (Energie, Telecom), Assessment of
cross-border mergers

28. Jän. Zürich
International Bar Association (IBA) – Section of Busi-
ness Law (SBL): Arbitration and ADR/International
Litigation

30. Jän. Caen
The Caen Memorial: 11th International Competition of
Counsel´s Speeches

2. bis
4. März

New Delhi
The Indian Council of Arbitration (ICA): International
Arbitration Conference

13. bis
15. März

London
International Bar Association (IBA) – Section of Busi-
ness Law (SBL): International Wealth Transfer Tech-
niques

26. März
bis 2. April

Val d’Isère
XXVII. Skilex Kongreß

10. bis
14. April

Nicosia
Cyprus Bar Association: International Law Congress

18. bis
20. Mai

Wien
DACH: 22. DACH-Tagung: „Information über und
Bedeutung des GATS für die Anwälte“

27. Aug.
bis 1. Sept

Helsinki
AIJA 2000: 38th Annual Congress
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Schon gelesen?

Die Kaduzierung des einzigen Gesellschafters einer GmbH ist zu-
lässig. Erlangt die Gesellschaft vom Vormann des Kaduzierten die
geschuldete Zahlung, erwirbt dieser auch den Geschäftsanteil des
ausgeschlossenen Gesellschafters; die Frage des Anteilsverkaufs
stellt sich in diesem Fall nicht. OGH 26. 1. 1999, 4 Ob 341/
98w, RdW 1999, 345; vgl OGH 7. 10. 1998, 3 Ob 196/98i,
RdW 1999, 142 = GesRZ 1999, 44 = wbl 1999, 275.

Der Wechsel des einzigen Komplementärs einer KG erfüllt den Ver-
äußerungstatbestand des § 12a MRG, auch wenn die 50%ige Ver-
mögensbeteiligung des einzigen Kommanditisten bestehen bleibt.
OGH 12. 1. 1999, 5 Ob 323/98f, RdW 1999, 340.

Wird ein Gesellschafter an der Mitwirkung an einem schriftlichen
Umlaufbeschluß nach § 34 GmbHG gehindert, obwohl er selbst
vom Beschlußergebis einschneidend betroffen ist, so ist der Be-
schluß nicht nichtig, sondern nur anfechtbar. OGH 28. 1. 1999,
6 Ob 290/98k, RdW 1999, 346.

Die Stiftungserklärung eines minderjährigen Stifters bedarf auch
dann der pflegschaftsgerichtlichen Genehmigung, wenn dieser der
Stiftung kein eigenes Vermögen widmet. OGH 25. 2. 1999, 6 Ob
332/98m, RdW 1999, 409 (ebenso OGH 11. 3. 1999, 6 Ob
331/98i).

Für die Aufnahme von Aufgriffsrechten und Abtretungspflichten in
den Gesellschaftsvertrag besteht Notariatspflicht; ein Formmangel
kann durch einen Bestätigungsbeschluß in Notariatsaktsform
saniert werden. OGH 25. 2. 1999, 6 Ob 241/98d, RdW 1999,
410.

Bei Steuerspaltungen sind die der Kapitalerhaltung und dem Gläu-
bigerschutz dienenden gesellschaftsrechtlichen Vorschriften einzu-
halten; eine beschlossene, aber noch nicht durchgeführte Kapital-
herabsetzung bei der übertragenden Gesellschaft steht jedoch nur
der Eintragung, nicht aber der Anmeldung der Spaltung zum Fir-
menbuch entgegen. OGH 11. 3. 1999, 6 Ob 5/99z, RdW
1999, 411.
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Das mietvertraglich eingeräumte Weitergaberecht des Mietrechts
im Konzern impliziert keinen Verzicht auf eine Mietzinsanhebung
bei einem Machtwechsel im Konzern. OGH 22. 12. 1998, 5 Ob
288/98h, RdW 1999, 342.

Art 6 MRK: fair trial; psychiatrische Gutachten im Verfahren vor
dem Geschworenengericht
Die Unschuldsvermutung nach Art 6 Abs 2 MRK ist eines der Ele-
mente eines fairen Strafverfahrens, wie es von Art 6 Abs 1 MRK
verlangt wird. Die Verurteilung des Bf gründet sich auf alle wäh-
rend der VU verlangten und in der HV erörterten Beweise; die in
Rede stehenden Sachverständigengutachten waren nur ein Teil der
den Geschworenen vorliegenden Beweise, und sie können daher
nicht als den Erfordernissen eines fairen Verfahrens sowie der
Unschuldsvermutung zuwiderlaufend angesehen werden. Urteil
des EGMR 234/1998, Nr 159/1996/778/979 im Fall Bernard
gegen Frankreich, EvBl 1999, MRK-Entscheidung Nr 8.

§ 478 Abs 2 StPO: Berufungsfrist gegen ein Abwesenheitsurteil im
bg Verfahren
Die Berufungsfrist gegen ein im bezirksgerichtlichen Verfahren
ergangenes Abwesenheitsurteil endet für den Angeklagten in allen
Fällen, in denen ein Einspruch erhoben wurde (gleichgültig, ob
eine Beschwerde gegen die Einspruchsentscheidung eingebracht
wird oder nicht) erst mit dem 14. Tag nach der Zustellung des den
Einspruch verwerfenden Beschlusses. OGH 3. 11. 1998, 14 Os
140/98, EvBl 1999, 73.

§ 15 Abs 3 StGB (§ 142 StGB): Relativ untauglicher Raubversuch
an der falschen Adresse
Ein auf welchen Grund immer zurückzuführender Irrtum des Täters
über den zwar tatsächlich nicht unmittelbar am Ort des Gesche-
hens, wohl aber in dessen näherer Umgebung befindlichen Aufent-
haltsort einer real existierenden Person, auf die sich der räuberi-
sche Vorsatz erstreckte, stellt eine Besonderheit der konkreten Fall-
gestaltung dar, die bei generalisierender Betrachtung der An-
nahme tatplanmäßiger Raubvollendung nicht entgegensteht. OGH
21. 10. 1998, 13 Os 124, 143/98, EvBl 1999, 61.

§ 167 StGB: Keine tätige Reue beim Versuch
Tätige Reue nach § 167 StGB ist – mangels einer unfreiwilligen
Gesetzeslücke auch nicht im Wege eines Analogieschlusses in
bonam partem – auf unversuchte Straftaten nicht anwendbar.
OGH 27. 10. 1998, 11 Os 97/98, EvBl 1999, 62.

Eintrittsrecht des Arbeitnehmers bei Zurücknahme der Anfech-
tungsklage durch den Betriebsrat gem § 105 ArbVG: Nicht gleich-
zusetzen bei Nichtinanspruchnahme von Rechtsmittelmöglichkeiten.
Bringt der Betriebsrat eine Anfechtungsklage gegen die Kündigung
eines Dienstnehmers ein und zieht er in weiterer Folge diese Klage
zurück, hat der Arbeitnehmer das Eintrittsrecht gem § 105 Abs 4
ArbVG. Diese Regelung gilt nicht etwa auch für den Fall, daß
der Betriebsrat ein abweisliches Urteil 1. Instanz erhält und dage-
gen kein Rechtsmittel erhebt; in diesem Fall muß der Arbeitnehmer
innerhalb der Rechtsmittelfrist als Nebenintervenient beitreten und
das Rechtsmittel in der Rechtsmittelfrist erheben. Wichtig: Inner-
halb der Frist muß seine Beitrittserklärung den Parteien zugestellt
sein! Ist diese Zustellung an die Parteienvertreter innerhalb der
Rechtsmittelfrist nicht mehr möglich, kann sich der Arbeitnehmer
nicht erfolgreich auf die Stellung eines Nebenintervenienten beru-
fen! OGH 25. 11. 1998, 9 ObA 311/98w, RdW 1999, 546.
(Der OGH verweist auf laufende Judikatur, zuletzt 6 Ob 598/94,
wonach „vom Beitretenden vor der Zustellung des Beitrittsschrift-
satzes an die Prozeßparteien vorgenommene Prozeßhandlungen
unwirksam und unbeachtlich“ sind. Bisanz).

Konkurseintritt stellt zwar einen wichtigen Grund für die Auflösung
eines Handelsvertretervertrages (gem § 22 HVertrG 1993) dar,
nicht aber automatisch ein „Verschulden des Vertragspartners“.
Dieses ist gesondert zu prüfen und vom Unternehmer, der einen
Ausgleichsanspruch (gem § 24 HVertrG 1993) des Händlers
wegen verschuldeter vorzeitiger Vertragsauflösung bestreitet, erst
nachzuweisen. OGH 29. 10. 1998, 2 Ob 275/98z, JBl 1999,
322.

Diese Ausgabe von „Schon gelesen?“ entstand unter Mitwirkung
von Dr. Manfred Ainedter, Dr. Harald Bisanz und RAA Dr. Ullrich
Saurer (Kzl Prof. DDr. Hellwig Torggler).
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Abhandlungen

RA Dr. Thomas Prader, Wien*)

Die Vernehmung des Beschuldigten und die Beiziehung
eines Verteidigers

Der Diskussionsentwurf des BMJ zur Reform des strafprozessualen
Verfahrens1) sieht nunmehr ein einheitliches sicherheitsbehörd-
liches strafprozessuales Vorverfahren vor. Vor grundsätzlichen
rechtsstaatlichen Erwägungen muß als Ausgleich zur Dominanz
der Sicherheitsbehörden eine Stärkung der Beschuldigten- und Ver-
teidigungsrechte einhergehen.

Der Schwerpunkt der Ermittlungstätigkeit liegt de facto – contra
legem – bei den Sicherheitsbehörden, die in der Regel eigenstän-
dig vorgehen und das Ergebnis „pfannenfertig“ den Staatsanwält-
Innen servieren. Der Diskussionsentwurf des BMJ sieht vor, daß
diese Faktizität verrechtlicht wird. Unabdingbare Voraussetzung
für eine Akzeptanz dieses Entwurfes ist, daß die Rechte des
Beschuldigten entsprechend ausgestaltet sind und die Beiziehung
eines Verteidigers bei Vernehmungen durch die Polizei selbstver-
ständlich ist.

I.

1. Nach der geltenden Rechtslage ist die Anwesenheit des Vertei-
digers bei der polizeilichen Vernehmung des Beschuldigten nicht
vorgesehen. Man versucht höchstens über die nach Art V EGVG
subsidiär geltenden Bestimmungen des AVG und des VStG zu kon-
struieren, daß der Beschuldigte bereits im Stadium des Vorverfah-
rens das Recht hat, sich eines Verteidigers zu bedienen (§ 10
Abs 5 AVG, § 24 VStG). Der Vernehmung des Beschuldigten
darf der Verteidiger jedoch grundsätzlich nicht beiwohnen – auch
der Untersuchungsrichter vernimmt den Beschuldigten gem § 97
Abs 2 StPO in der Regel unter Ausschluß des Verteidigers und
des StA.

2. Nun sollen gemäß dem Entwurf des BMJ die Beschuldigten- und
Verteidigungsrechte ausgebaut werden. Dabei geht es laut Entwurf
nicht zuletzt darum, die Vernehmungstätigkeit der Sicherheitsbe-
hörden und ihrer Organe einem förmlichen Verfahren zu unterwer-
fen.2) Die Rechtsstellung des Beschuldigten soll materiell definiert
werden.3) Daraus folgt, daß dem Beschuldigten grundsätzlich vom
Beginn des Ermittlungsverfahrens an bestimmte Verteidigungsrechte
zukommen sollen, deren Umfang und Ausgestaltung gesetzlich
determiniert sein müssen:4)

§ B 2 Abs 2 listet als Rechte des Beschuldigten (unter anderem)
auf, daß der Beschuldigte das Recht hat, vom Gegenstand des
gegen ihn erhobenen Tatvorwurfs unterrichtet sowie über seine we-
sentlichen Rechte im Verfahren belehrt zu werden (Z 1 iVm § B 3
Abs 1); sich eines Verteidigers zu bedienen und gegebenenfalls
Verfahrenshilfe in Anspruch zu nehmen (Z 2 iVm §§ B 4 bis 6);

sich zum Vorwurf zu äußern und sich mit ihm zu besprechen (Z 3
iVm § Z 26 Abs 1) sowie seiner Vernehmung eine Person seines
Vertrauens beizuziehen (Z 4 iVm § Z 26 Abs 2).

Gemäß § Z 26 Abs 1 ist dem Beschuldigten vor Beginn der Verneh-
mung mitzuteilen, welcher Tat er verdächtig ist, und ist er sodann
über das Recht zu schweigen, zu belehren sowie über sein Recht,
sich vor der polizeilichen Vernehmung mit einem Verteidiger zu
verständigen, daß er eine Vertrauensperson zur Vernehmung bei-
ziehen kann und daß seine Aussage auch gegen ihn verwendet
werden kann.

Nach § B 5 Abs 1 hat der Beschuldigte jederzeit das Recht, mit
einem Verteidiger Kontakt aufzunehmen, ihn zu bevollmächtigen
und sich mit ihm vor der Vernehmung zu besprechen. Um dem
Beschuldigten die Ausübung dieses Rechts zu ermöglichen, muß
das Vernehmungsorgan die Vernehmung erforderlichenfalls für
eine angemessene Zeit aufschieben (§ Z 26 Abs 1).

Neu ist, daß gem § Z 26 Abs 2 der Verteidiger (oder eine andere
Vertrauensperson) bei sämtlichen Vernehmungen anwesend sein
darf; er darf sich jedoch nicht an der Vernehmung beteiligen. Auch
darf sich der Beschuldigte gem § B 5 Abs 1 während der Verneh-
mung mit niemandem, auch nicht mit seinem Verteidiger, über die
Beantwortung einzelner Fragen beraten.

3. Die Beiziehung eines Verteidigers und vor allem dessen Anwe-
senheit bei der polizeilichen Vernehmung des Beschuldigten stößt
auf breite Kritik, natürlich und vor allem in Polizeikreisen. Tief
verwurzelte, obrigkeitsstaatliche Vorbehalte werden von Teilen der
Polizei, für die Rechtsstaatlichkeit noch immer ein Reizwort sein

*) Unter Mitarbeit von Maga. Maria Windhager und Drin. Gerda Ham-
merer, Rechtsanwaltsanwärterinnen in der Kanzlei Prader & Plaz.

1) Diskussionsentwurf des BMJ zur Reform des strafprozessualen Vorver-
fahrens, JMZ 578.017/2-II.3/1998.

2) Diskussionsentwurf des BMJ zur Reform des strafprozessualen Vorver-
fahrens, JMZ 578.017/2-II.3/1998, Z 61.

3) Künftig soll gemäß dem Entwurf (V 21) Beschuldigter sein, wer als einer
Straftat verdächtige Person einer – zumindest faktischen – Verfolgungs-
handlung ausgesetzt wird, die – zumindest auch – der Klärung dieses
Verdachts dient. Ein formal konstitutiver Akt, etwa die Bekanntmachung
der „Einleitungsverfügung“, soll nicht Voraussetzung sein, weil der Ver-
dächtige die Rechtsposition als Beschuldigter nicht erst dann erlangen
soll, wenn es der StA will, sondern dann, wenn er diese Rechtsstellung
wegen einer gegen ihn gerichteten Verfolgungshandlung (zur Wahr-
nehmung seiner Rechte) braucht. Infolge dieses materiellen Beschuldig-
tenbegriffs sollen dem Verdächtigen daher bereits im Zuge der ersten
gegen ihn gerichteten polizeilichen Ermittlungen grundsätzlich alle
Rechte eines Beschuldigten zustehen.

4) Diskussionsentwurf des BMJ zur Reform des strafprozessualen Vorver-
fahrens, JMZ 578.017/2-II.3/1998, B 9.
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dürfte, vorgebracht: „Jetzt sind wir bald soweit. Der Rechtsanwalt,
der Strafverteidiger muß bei polizeilichen Vorerhebungen einge-
bunden sein. Chancengleichheit zwischen Rechtsbrecher und Poli-
zei ist die Devise der Advokaten. Darüber hilft auch die Tatsache
nicht hinweg, daß die Aufklärungsquoten drastisch sinken und die
Straftaten im gleichen Ausmaß raketenhaft in die Höhe flitzen
werden.5) Diese Aussage verdeutlicht nur allzu klar die Meinung
mancher Polizeikreise, daß es auf der Welt außer Polizisten nur
noch Rechtsbrecher gibt. Die Gewährung von sogenannten „Täter-
rechten“ müsse, so das rechtspopulistische Stereotyp, unterbunden
werden.

Es wird behauptet, daß die Effektivität der Strafverfolgung durch
die Beiziehung eines Verteidigers zur Vernehmung des Beschul-
digten völlig wegfalle oder zumindest leide. Die Anwesenheit
eines Verteidigers bei der Vernehmung widerspreche der Forde-
rung nach innerer Sicherheit, und bedürfe es im Hinblick auf den
Wissensvorsprung des Täters im Vorverfahren nicht der Waffen-
gleichheit,6) weil der Verteidiger sozusagen ein nachträglicher
Komplize des Verdächtigen ist.7) Die Sicherheitsbehörden halten
ihren Verfolgungsvorsprung für unverzichtbar und bestehen auf
ihrer Erfahrung, daß ein Beschuldigter nur in der Abgeschieden-
heit des Vernehmungsraumes bereit ist, ein Geständnis abzulegen,
das ihre kriminalistische Tätigkeit krönt.8) Durch die Anwesenheit
eines Verteidigers würde es zu einer Verfahrensverzögerung, zu
einer Senkung der Aufklärungsquote und zum Ansteigen der Krimi-
nalität führen – eine Besorgnis, die mangels Zusammenhangs und
Belegzahlen unbegründet ist, jedoch bei regelmäßiger Wieder-
holung ihre Wirkung zeigen wird.

Mit solchen Behauptungen und einer solchen Argumentation ste-
hen das Innenministerium und an seiner Spitze der Innenminister in
einer Tradition mit jenen „Unaufgeklärten“, die Einspruch gegen
die Abschaffung der Folter erhoben haben, wie etwa Hofkanzler
Graf Chotek oder der Erzbischof von Wien, Kardinal Christoph
Anton Migazzi.9) So findet sich noch in der Constitutio Criminalis
Theresiana aus 1768, die in der Perfektionierung der Folter noch
den Geist des Mittelalters atmete,10) die Argumentation, daß mit
der Abschaffung der Folter oder gar der Beigabe eines Verteidi-
gers keine Geständnisse mehr zu erreichen seien und „die ganze
Inquisition verwirrt“ werde.11) Die Reformer, allen voran Joseph
von Sonnenfels,12) setzten sich jedoch durch und wurde die
Folter 1776 unter Joseph II. in der Habsburgermonarchie endgül-
tig abgeschafft.13)

Wer glaubt, daß mit der Beiziehung eines Verteidigers zur Beschul-
digtenvernehmung die Aufklärungsquote drastisch sinken würde,
sitzt demselben Irrtum auf, wie diejenigen, die gegen die Abschaf-
fung der Folter und unfähig waren, zu verstehen, daß ein Beweis
überzeugender ist, wenn er auf einer Verbindung von Zeugenaus-
sage und Indizienbeweisen beruht, denn auf einem Geständnis,
das mit Gewalt erpreßt wurde. Zu glauben, daß bei der Anwesen-
heit eines Verteidigers keine Geständnisse mehr gemacht würden,

ist voraufklärerisch und antiquiert. Denn die Reformer der Aufklä-
rung hatten damals schon recht, und die Verurteilungsmaschinerie
funktionierte auch nach Abschaffung der Folter, wie die Verurtei-
lungsquoten zeigen. Ich bezweifle, daß nach Abschaffung der Fol-
ter und Inquisition die Anzahl der Freisprüche im Verhältnis zu den
Verurteilungen massiv angestiegen ist. Es mag zutreffen, daß weni-
ger Unschuldige verurteilt wurden.

Auch andere Autoren sind der Meinung, daß die Effektivität der
Strafverfolgung durch die Anwesenheit eines Verteidigers bei der
Vernehmung des Beschuldigten nicht leiden wird, dafür aber jeden-

5) „Kokarderl“, in Der Kriminalbeamte (offizielles Organ der Vereinigung
der Bundeskriminalbeamten Österreichs), Juni/Juli 1991, 33.

6) Föger, Zur Reform des strafprozessualen Vorverfahrens aus der Sicht
von Praktikern, RZ 7–8 1992, 176.

7) Kaltenbäck, Vorverfahren im Strafprozeß – Theorie und Wirklichkeit,
AnwBl 1989, SN 10.

8) Schuppich, Rechtsstaatliche Verteidigungsrechte, in Schuppich/Soyer
(Hrsg), Vorverfahren und Verteidigungsrechte 13.

9) Deren Argumentation bei Cesare Beccaria, Dei delitti e delle pene,
1764: „Man will mit der Folterung den Angeklagten entweder zum
Geständnis eines Verbrechens zwingen oder ihn in Widersprüche ver-
wickeln oder seine Mitschuldigen entdecken oder in ihm eine, ich weiß
nicht welche, metaphysische und unbegreifliche Reinigung bewirken
oder schließlich andere Verbrechen, deren er schuldig sein könnte,
doch nicht beschuldigt wird, herausfinden.“ in Hoke/Reiter, Quellen-
sammlung zur österreichischen und deutschen Rechtsgeschichte, Wien
1993, 476.

10) Moos, Der Einfluß Cesare Beccarias auf das österreichische Strafrecht,
JBl 1991, 69.

11) Constitutio Criminalis Theresiana, 1768: „Die peinliche Frage ist ein
rechtliches Zwangsmittel, um einen laugnenden Uebelthäter, welcher
der verübten That halber stark beschweret ist, in Abgang eines vollstän-
digen Beweises zur Bekanntniß zu bringen“ und „Währender Inquisi-
tion dem Gefangenen kein Defonsor, Vertheidiger, oder Beyständer zu-
zugeben, inmassen die öftere Erfahrenheit gelehret, daß hiedurch die
Uebelthäter nur auf Ausflüchten unterrichtet, zum hartnäckigen Laugnen
gestärket, und also vor der Zeit die ganze Inquisition verwirret wor-
den.“ in Hoke/Reiter, Quellensammlung zur österreichischen und deut-
schen Rechtsgeschichte, Wien 1993, 470.

12) Joseph von Sonnenfels, Ueber die Abschaffung der Tortur, 1775; Gut-
achten des Staatskanzlers Kaunitz über die Theresianische Halsgerichts-
ordnung, gerichtet an den Staatsminister Fürst von Starhemberg, 22. 2.
1769: „Daß man dem Beyspiel der Engländer und anderer gesitteten
Nationen zuwider, den barbarischen Gebrauch der Tortur nicht gänz-
lich abgeschafft, oder wenigstens so viel nur immer möglich einzu-
schränken getrachtet . . .“ in Hoke/Reiter, Quellensammlung zur öster-
reichischen und deutschen Rechtsgeschichte, Wien 1993, 283; Chri-
stian Thomasius, Dissertatio de tortura ex foris Christianorum proscri-
benda, 1707.

13) Gutachten Joseph II., 12. 8. 1775: „Ich muß bekennen, daß ich in mei-
ner Ueberzeugung die Aufhebung der Tortur nicht allein für ein billiges
und unschädliches, sondern als ein nothwendiges Mittel ansehe. Ich
wäre also ohne Scheu mit Auslöschung derselben aus der Nemesis The-
resiana einverstanden.“ und Entscheidung Josephs II., 23. 12. 1775:
„Die peinliche Frage ist nach dem in mehreren Staaten schon vorge-
gangenen Beispiele ohne einigen Vorbehalt allgemein aufzuheben.“ in
Hoke/Reiter, Quellensammlung zur österreichischen und deutschen
Rechtsgeschichte, Wien 1993, 474 und 476.



676 AnwBl 1999/11

Abhandlungen

falls durch einen Zuwachs an Rechtsstaatlichkeit im Vorverfahren
aufgewogen wird.14) Selbst der Diskussionsentwurf des BMJ meint,
daß das immer wieder verwendete Argument, daß mit der Anwe-
senheit eines Verteidigers (schon) bei der (ersten) Vernehmung des
Beschuldigten die Zahl der aufgeklärten Straftaten sinken und die
Chance von Schuldigen, der Überführung zu entgehen, steigen
würde, nicht überzeugt. Das hieße nämlich, daß eine beträchtliche
Zahl der „aufgeklärten“ Straftaten auf Vernehmungen mit mangeln-
der rechtlicher und prozessualer Beratung des Vernommenen zu-
rückzuführen wäre, die aktuellen Kriterien der Rechtsstaatlichkeit
und Verfahrensgarantien nicht entsprochen haben und, da bin ich
mir sicher, zur Verurteilung von Unschuldigen geführt haben.15)
Eigentlich sollte nicht nur die Verrechtlichung der Ermittlungs-
realität als Reformziel angesehen werden, sondern sollte die Ver-
änderung der Ermittlungsrealität in Richtung mehr Rechtsstaatlich-
keit ein vorrangiges Reformziel sein. Die Sicherheitsbehörden sind
jedoch offenbar nicht reif für ein rechtsstaatliches Vorverfahren,
was auch auf das mangelnde Menschenrechtsbewußtsein auf-
grund der Ausbildungsdefizite bei der Polizei zurückzuführen sein
mag.
4. Die im Diskussionsentwurf des BMJ vorgesehene Anwesenheit
eines Verteidigers bei der Vernehmung des Beschuldigten ist unein-
geschränkt positiv zu bewerten und zu begrüßen.
Die Hauptverhandlung wird durch die Ergebnisse des Vorverfah-
rens weitgehend determiniert. Das Vorverfahren ist für das ganze
Strafverfahren richtungsweisend und daher von besonderer Bedeu-
tung; Fehler in diesem Stadium sind kaum mehr reparabel und darf
daher das Vorverfahren als Fehlerquelle nicht unterschätzt werden,
da das Korrektiv der Hauptverhandlung oft zu spät kommt. Es
müssen daher dem Beschuldigten im Vorverfahren, in dem ent-
scheidende Ermittlungsschritte gesetzt werden, Verteidigungsrech-
te zustehen, durch welche er in die Lage versetzt wird, eine eigene
Darstellung des Geschehens abzugeben, die Aufnahme bestimm-
ter Beweise zu verlangen, mit den vorliegenden Beweisen konfron-
tiert zu werden und Stellung dazu nehmen zu können. Gerade
aber im Vorverfahren, in dem irreversible Grundlagen für das
Urteil in der Hauptverhandlung geschaffen werden, ist der Vertei-
diger von jeder Mitwirkung ausgeschlossen – ein rechtsstaatliches
Defizit.
Jeder Mensch, der verdächtig ist, sich strafbar gemacht zu haben,
hat ein Recht darauf, sich von einem rechtskundigen Verteidiger
helfen zu lassen, und die Unschuldsvermutung gebietet die Begren-
zung der zulässigen Eingriffe in die Rechte eines Beschuldigten.
Die Rechtsstaatlichkeit ist per se ein Wert, den es im Vorverfahren
effektiv umzusetzen gilt – kriminalpolizeiliches Effizienzdenken hin
oder her. Dem Beschuldigten ist so früh als möglich rechtliches
Gehör zu verschaffen und die Möglichkeit zu geben, am Verfah-
ren zu partizipieren. Dementsprechend sind rechtsstaatliche Vertei-
digungsrechte des Beschuldigten, wie die Anwesenheit eines Ver-
teidigers bei einer polizeilichen Vernehmung, vorzusehen.

Ich bin in der Strafverteidigung laufend mit dem Problem konfron-
tiert, daß sich in der Hauptverhandlung herausstellt, daß die Ermitt-
lungen der Sicherheitsbehörden schlampig, einseitig und/oder un-
vollständig waren. Durch mangelhafte Ermittlungen gehen häufig
wichtige Sachbeweise, sei es nun zum Nachteil oder auch Vorteil
des Verdächtigen, verloren. So erscheint es durchaus zweckmäßig,
daß der Verteidiger bei der Spurensicherung an einem Tatort bei-
zuziehen ist und auch die entsprechenden Anträge stellen kann,
wenn es bereits einen Verdächtigen gibt.

Auch dem Beschuldigten selbst muß das Recht eingeräumt werden,
Ermittlungsanträge stellen zu können, die nur begründet abgewie-
sen werden können.

Die Vernehmung des Beschuldigten dient nicht nur der Sachver-
haltsaufklärung, sondern vor allem der Gewährung des rechtlichen
Gehörs, für dessen Ausübung und für eine wirksame Verteidigung
ist das Recht auf Verteidigerverständigung und die anwaltliche
Beratung und Anwesenheit während der Vernehmung von funda-
mentaler Wichtigkeit.16)

Die Anwesenheit des Verteidigers beim Polizeiverhör kann Rechts-
verletzungen im Zuge der Vernehmung vorbeugen (bei den Ge-
schehnissen außerhalb der Vernehmung hat der Verteidiger ohne-
hin keine Eingriffsmöglichkeiten), an der Seite des Verdächtigen
hat der ihm Beistand leistende Verteidiger Schutz- und Kontrollauf-
gaben wahrzunehmen. Es kann dann auch nicht mehr geschehen,
daß sich ein Beschuldigter in der Hauptverhandlung darauf beruft,
im Vorverfahren der Polizei hilflos ausgesetzt gewesen zu sein.

5. Nicht akzeptabel ist das im Diskussionsentwurf vorgesehene
Beteiligungsverbot des Verteidigers (§ Z 26 Abs 2). Laut dem Ent-
wurf sollen der anwesenden Vertrauensperson, die auch ein
Rechtsanwalt sein kann, keine eigenständigen Verfahrensrechte
zukommen, sie soll insbesondere auf den Inhalt der Vernehmung
und deren Niederschlag im Protokoll keinen Einfluß nehmen kön-
nen. Der Verteidiger soll auch weiterhin nicht berechtigt sein, sich
mit dem Beschuldigten über die Beantwortung einzelner Fragen zu
besprechen.17)

Dem ist entgegenzuhalten, daß, wenn der Beschuldigte das Recht
auf Beiziehung und Anwesenheit eines Verteidigers haben soll,
ihm auch ein Beratungsrecht eingeräumt werden muß, und nicht
dieses Recht gerade dann und dort beschränkt werden kann, wenn
es der Beschuldigte in der Vernehmungssituation am dringendsten
benötigt. Wenn sich der Diskussionsentwurf des BMJ schon zur
rechtsstaatlichen Beiziehung eines Verteidigers bei der Verneh-
mung des Beschuldigten durchgerungen hat, so sollte er auch

14) Auer, Zum Recht des festgenommenen Beschuldigten, einen Verteidiger
zu verständigen, ÖJZ 1998, 339ff.

15) Diskussionsentwurf des BMJ zur Reform des strafprozessualen Vorver-
fahrens, JMZ 578.017/2-II.3/1998, Z 63.

16) Roxin, JZ 1993, 427.
17) Diskussionsentwurf des BMJ zur Reform des strafprozessualen Vorver-

fahrens, JMZ 578.017/2-II.3/1998, Z 63.
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Nägel mit Köpfen machen und die aktive Teilnahme des Verteidi-
gers an der Vernehmung gestatten. Abgesehen von der Frage der
praktischen Umsetzung des Teilnahmeverbotes – wird der Verteidi-
ger bei Zuwiderhandeln des Raumes verwiesen?
Bei der Wahrnehmung der Schutz- und Kontrollaufgaben des Ver-
teidigers kann es nicht ausreichen, einen stillen Zuhörer oder Zuse-
her vorzusehen, sondern muß der Verteidiger in der Lage sein,
durch Erhebung von förmlichem Widerspruch und Stellung von
Rechtsschutzanträgen dem Beschuldigten Schutz vor ungesetzli-
chen Vorgangsweisen zu bieten. Der Verteidiger sollte das Recht
haben, Anträge zu stellen, entlastende Ermittlungen zu beantra-
gen, Anregungen und Bedenken vorzubringen und Fragen an den
Beschuldigten zu richten; er sollte sich jederzeit mit dem Beschul-
digten, auch über die Beantwortung einzelner Fragen, beraten und
an den Beschuldigten gerichtete Fragen statt dessen beantworten
dürfen.
Dem Verteidiger muß es erlaubt sein, an den Beschuldigten gerich-
tete Fragen zu beantworten. Dies ergibt sich aus dem in Art 90
Abs 2 B-VG verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht, sich nicht
selbst zu beschuldigen und belasten zu müssen. Da der Beschul-
digte nicht gezwungen werden darf, Beweismittel gegen sich
selbst zu schaffen, muß es dem Verteidiger, der dem Beschuldigten
zur Seite zu stehen hat, auch erlaubt sein, eine Frage zu beantwor-
ten, wenn der Beschuldigte dadurch Gefahr laufen würde, sich mit
deren Beantwortung selbst zu belasten. Auch muß es selbstver-
ständlich sein, daß sich der Beschuldigte während der laufenden
Vernehmung jederzeit mit seinem Verteidiger beraten darf.
Im Gegensatz zur Beschränkung des Verteidigers im Diskussions-
entwurf des BMJ auf einen stillen Zuhörer hat beispielsweise in Ita-
lien der Verteidiger das Recht, bei allen Vernehmungen Anträge
zu stellen sowie Anregungen und Bedenken vorzubringen (Art 364
Abs 7, Art 370 Abs 2 italStPO). In der Regel wird dort der Vertei-
diger nach Schluß der Vernehmung ausdrücklich eingeladen, sich
zu Verdacht und Beweismitteln zu äußern und kann seinem Man-
danten jederzeit empfehlen, bestimmte Fragen nicht zu beantwor-
ten.18)
6. Nur der Vollständigkeit halber möchte ich kurz darauf hinwei-
sen, daß auch nach dem Diskussionsentwurf des BMJ noch eine
Vernehmung durch den sogenannten Richter des Ermittlungsverfah-
rens vorgenommen werden kann. Eine Vernehmung durch den
Richter findet nur auf Antrag der StA statt. Diese hat eine solche zu
beantragen, wenn zu besorgen ist, daß die Vernehmung des Zeu-
gen in der Hauptverhandlung aus tatsächlichen oder rechtlichen
Gründen nicht möglich sein werde oder dies im Interesse eines
schutzbedürftigen Zeugen erforderlich scheint.
Auch kann der StA selbst ermitteln bzw sich an Ermittlungen der
Polizei beteiligen (§ E 7 Abs 2), wodurch es zu einer Vernehmung
des Beschuldigten durch den StA kommen kann. Ob und wieweit
der StA von dieser Ermächtigung Gebrauch macht, liegt allerdings
völlig in seinem Ermessen. Jedenfalls ist auch für die Vernehmung

des Beschuldigten durch den StA oder den Richter des Ermittlungs-
verfahrens die Anwesenheit eines Verteidigers vorgesehen, sodaß
das zur polizeilichen Vernehmung Gesagte auch dafür gilt.

II.

Insgesamt sind, um eine effektive Teilnahme des Verteidigers an
der Vernehmung des Beschuldigten zu gewährleisten, folgende
Forderungen zu stellen, die durch den Diskussionsentwurf des BMJ
teilweise bereits verwirklicht werden:

• Frühzeitige Verständigung des Verteidigers und dementspre-
chend die Belehrung des Beschuldigten über sein Recht auf
Verteidigerbestellung. Jedem Beschuldigten soll die Möglichkeit
offenstehen, rechtzeitig mit einem Verteidiger Kontakt aufzuneh-
men, um sich vor jeder Vernehmung inhaltlich besprechen zu
können – wie dies im Entwurf auch vorgesehen ist (§ Z 26
Abs 1: „sich vor der Vernehmung mit einem Verteidiger zu
verständigen“ und § B 5 Abs 1: „Der Beschuldigte hat jederzeit
das Recht, mit einem Verteidiger Kontakt aufzunehmen, ihn zu
bevollmächtigen und sich mit ihm vor seiner Vernehmung zu
besprechen.“ Erforderlichenfalls ist die Vernehmung zu unter-

18) Venier, Der Beschuldigte und sein Verteidiger im Vorverfahren – zum
Diskussionsentwurf des BMJ mit Blick auf die Rechtslage in Italien,
AnwBl 1998, 733.
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brechen und die vorherige Beratung mit dem Verteidiger abzu-
warten (vorgesehen in § Z 26 Abs 1), dazu ist möglicherweise
ein neuer Vernehmungstermin anzuberaumen.

• Die Beiziehung eines Anwalts zur Vernehmung des Beschuldig-
ten inkludiert das Recht auf frühzeitige und umfassende Akten-
einsicht (wie in § B 7 des Diskussionsentwurfes vorgesehen) und
möglichst frühzeitige Beteiligung am Verfahren (Stichwort Spu-
rensicherung), sobald ein Verdächtiger im Sinne des materiellen
Beschuldigtenbegriffs Parteistellung erlangt. Eine effektive Ver-
teidigung, die rechtsstaatlichen Grundsätzen genügt, ist nur bei
ausreichendem und umfassendem Informationsstand des Ver-
teidigers möglich, entgegen dem tief verwurzelten Rollenver-
ständnis vom Anwalt als Komplizen seines Klienten, der des-
halb, solange es geht, von den bereits gesammelten Erkenntnis-
sen fernzuhalten ist.

• Teilnahmerechte und eigene Ermittlungen des Beschuldigten und
des Verteidigers – so wie die Beteiligung des Beschuldigten und
seines Verteidigers am Augenschein und der Tatrekonstruktion
in § Z 22 des Diskussionsentwurfes vorgesehen ist.

• Selbstverständlich ist das Recht des Beschuldigten auf vollstän-
dige Unterrichtung vom Tatverdacht.

• Die Forderung nach der aktiven Teilnahme des Verteidigers an
der Vernehmung des Beschuldigten wurde bereits erhoben und
ausführlich erläutert.

• Selbstverständlich sind die Fragen, Anträge und Anmerkungen
des Verteidigers während der Vernehmung ins Protokoll aufzu-
nehmen. Die im Vorverfahren produzierten Protokolle werden in
der Hauptverhandlung als Entscheidungsgrundlage herangezo-
gen und ist es rechtsstaatlich unvertretbar, die Vernehmungspro-
tokolle in der Hauptverhandlung zu verwerten, wenn bei der
Herstellung des Protokolls das Korrektiv eines aktiven Verteidi-
gers, der für größtmögliche Richtigkeit des Protokolls sorgt, nicht
vorgesehen und zugelassen ist. Deshalb ist auch ein effektives
Teilnahme- und Mitwirkungsrecht des Verteidigers bei der Proto-
kollerstellung zu fordern.

• Schließlich ist ein Beweisbewertungsverbot für Vernehmungen
zu fordern, wenn die Verfahrensgarantien nicht eingehalten
wurden und sie daher nicht rechtmäßig zustande gekommen
sind. Ein solches Beweisverwertungsverbot ist im Diskussions-
entwurf in § Z 28 Z 2 vorgesehen. Ein entsprechendes Verwer-
tungsverbot hat Disziplinierungsfunktion für das Vorgehen der
Polizei und ist die Implementierung von Verwertungsverboten
unter rechtsstaatlichen Aspekten, wenn die Sicherheitsorgane im
Vorverfahren von Gesetzes wegen einen weiteren Aufgaben-
bereich zugewiesen bekommen, umso notwendiger. Aus der
Unverwertbarkeit einer Aussage muß auch ein Vernichtungs-
gebot für unverwertbare Vernehmungsprotokolle und die Nich-
tigkeit eines Urteils im Falle der Verwertung von Beweisen, die
unter Verletzung der Rechte des Beschuldigten zustande gekom-
men sind, folgen.

• Der Entwurf des BMJ sieht keine Anwesenheit des Verteidigers
bei bloßen Erkundigungen vor (§ Z 23). Zwar können bloße
Erkundigungen laut Entwurf nicht in der Hauptverhandlung als
Beweis verwendet werden, jedoch sind Auskünfte und Mitteilun-
gen, die durch sie erlangt werden, ihrem wesentlichen Inhalt
nach zum Akt zu nehmen (§ Z 23 Abs 3). Daher wird das erken-
nende Gericht auch die Aktenvermerke der Polizei über Erkundi-
gungen im Akt finden, und können diese über Vorhalte daraus
in die Hauptverhandlung gelangen. Daraus ergibt sich eine
Möglichkeit für die Polizei, die Beiziehung und Anwesenheit des
Verteidigers bei der förmlichen Vernehmung des Beschuldigten
zu umgehen, indem sie die förmliche Vernehmung durch form-
lose Erkundigungen ersetzt. Daher ist zu fordern, daß die
Ergebnisse solcher formloser Erkundigungen nicht in den Akt der
Hauptverhandlung gelangen dürfen, sondern ebenso einem Ver-
wertungsverbot unterliegen müssen.

• Zur praktischen Umsetzung der Anwesenheit eines Verteidigers
bei der Vernehmung des Beschuldigten ist schließlich die Forde-
rung nach der Einrichtung eines Journaldienstes/Bereitschafts-
dienstes der RA-Kammern zu erheben.

Insgesamt muß der Diskussionsentwurf des BMJ unbedingt halten,
was er vorsieht und verspricht, nämlich die markante Stärkung der
Beschuldigtenrechte vor der Polizei. Schon die Aufklärer des
18. Jahrhunderts forderten die Einhaltung des Prinzips, um dessen
volle Erfassung wir uns heute noch bemühen, daß nämlich ein
Mensch vor dem Urteilsspruch des Richters nicht schuldig ist und
ein Unschuldiger nicht vorweg durch die Untersuchungsmethoden
gestraft werden darf, sondern als solcher in seinen Freiheitsrechten
zu schützen ist.19)

Von Rechtsstaatlichkeit kann so lange keine Rede sein, als nicht
auch schon im Vorverfahren die uneingeschränkte Verteidigung
gewährleistet ist. Da die Polizei im Vorverfahren nach dem aktuel-
len Entwurf des BMJ nicht mehr nur faktisch, sondern auch rechtlich
dominiert, führt an umfassenden Anwesenheits- und Mitwirkungs-
rechten des Verteidigers im neuen Vorverfahren kein Weg vor-
bei20) und sind diese Kontrollmechanismen unverzichtbar.

Schließlich muß es im ureigenen Interesse der Sicherheitsbehörden
gelegen sein, daß bei Vernehmungen Verteidiger bzw Vertrauens-
personen nicht nur anwesend sein können, sondern auch tatsäch-
lich anwesend sind. Das ist nämlich die beste Garantie dafür, daß
Beschuldigte in der Hauptverhandlung ein Geständnis, mit der Be-
gründung, daß es erpreßt wurde – sei es durch Mißhandlungen
oder dem Hinweis auf sofortige Enthaftung –, nicht widerrufen.

19) Beccaria, Dei delitti e delle pene, 1764 oder Sonnenfels, Grundsätze
der Polizey, Handlung und Finanzwissenschaft3, 1. Theil, 1770 in Rein-
hard Moos, Der Einfluß des Cesare Beccarias auf das österreichische
Strafrecht, JBl 1991, 69ff, FN 52.

20) Soyer, Anwesenheits- und Mitwirkungsrechte des Verteidigers in einem
neuen Vorverfahren, in Schuppich/Soyer (Hrsg), Vorverfahren und Ver-
teidigungsrechte 84.
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RAA Dr. Michael Battlogg, Schruns

Die Haftung des Informationsleiters bei Pyramidenspielen

I. Allgemeines

Die zahlreichen, im wesentlichen stets nach dem selben Schema
ablaufenden Pyramidenspiele beinhalten zahlreiche Haftungsfra-
gen sowie Problemstellungen hinsichtlich der bereicherungsrecht-
lichen Rückabwicklungsansprüche in den verschiedenen Rechts-
beziehungen zwischen den einzelnen Mitspielern und dem Spiel-
veranstalter sowie zwischen den einzelnen Mitspielern.
Damit in der Vergangenheit ein Pyramidenspiel effizient betrieben
werden konnte, bedurfte es einer weitverzweigten Organisation.
Teil dieser Organisation waren sogenannte Informationsleiter, die
vom Spielveranstalter angestellt wurden, um bei entsprechenden
Veranstaltungen das Pyramidenspiel vorzustellen, damit sich po-
tentielle Interessenten in möglichst großer Zahl am Pyramidenspiel
beteiligen.
Die weiteren Aufgaben der Informationsleiter bestanden meist
darin, daß sie die eingezahlten Spielgelder in Empfang nahmen
und an den Spielveranstalter weiterleiteten. Teilweise erhielten die
Informationsleiter vom Spielveranstalter als Entschädigung für ihre
Tätigkeit ein Fixum. Daneben wurde vom Spielveranstalter idR an
den Informationsleiter für jeden geworbenen Mitspieler eine Provi-
sion bezahlt.
Während ich in meinem in der ÖJZ abgedruckten Aufsatz zum
Thema „Die zivilrechtlichen Aspekte des Pyramidenspiels“ ua die
eingangs kurz dargestellten Rechtsbeziehungen dargestellt habe,
soll nunmehr im folgenden Aufsatz der bislang noch nicht erörter-
ten Frage nachgegangen werden, unter welchen Voraussetzungen
ein sogenannter Informationsleiter für Spielverluste der Spielteil-
nehmer haftbar gemacht werden kann.1)

II. Die Haftungsvoraussetzungen

Bei Prüfung der Haftungsvoraussetzungen ist zunächst zu untersu-
chen, welche Rechtsbeziehungen zwischen den einzelnen Spielteil-
nehmern und dem sog Informationsleiter bestanden haben. Beim
Informationsleiter handelt es sich um einen Repräsentanten des
Spielveranstalters, der idR gegen Entgelt für die Spielveranstalter
tätig wird. Im Verhältnis zwischen Informationsleiter und dem ein-
zelnen Spielteilnehmer kann oft nicht ohne weiteres mit eindeutiger
Sicherheit beurteilt werden, auf welche Anspruchsgrundlage ein
allfälliger Schadenersatzanspruch gestützt werden kann.

Die Frage, ob ein Schadenersatzanspruch eines Spielteilnehmers
gegenüber dem Informationsleiter auf eine vertragliche Rechts-
beziehung oder bloß auf eine deliktische Anspruchsgrundlage
gestützt werden kann, ist wegen der unterschiedlichen Beweislast-
regeln und der damit einhergehenden Haftungsvoraussetzungen
von Bedeutung.

Der OGH hat in seiner jüngsten Judikatur klargelegt, daß die Tätig-
keit des Informationsleiters im Rahmen eines Pyramidenspiels in
zivilrechtlicher Hinsicht der eines Anlagevermittlers entspricht. Die
Haftung des Anlagevermittlers (Informationsleiters) ist somit immer
dann gegeben, wenn es der Anlagevermittler unterlassen hat, sich
über die Risikoträchtigkeit der von ihm vermittelten Beteiligung zu
informieren und trotzdem im besonderen Ausmaß persönliches
Vertrauen in Anspruch nimmt. Als weitere mögliche alternative Haf-
tungsvoraussetzung kommt hinzu, daß der Anlagevermittler neben

1) Battlogg, Die zivilrechtlichen Aspekte des Pyramidenspiels, ÖJZ 1998,
547ff.
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der Verletzung (vor-)vertraglicher Schutz-, Sorgfalts- und Aufklä-
rungspflichten ein ausgeprägtes eigenwirtschaftliches Interesse am
Zustandekommen der Beteiligungsveräußerung hat.2)

Der Anlagevermittler haftet nach zutreffender Rsp des OGH selbst
dann, wenn er selber von der Seriosität der von ihm vermittelten
Anlageform überzeugt war, sollte sich nachträglich herausstellen,
daß seine Fehleinschätzung bezüglich dieser Anlageform auf eine
mangelnde Information über die näheren Umstände der von ihm
vermittelten Kapitalbeteiligung zurückzuführen ist.3)

Der Anlagevermittler muß daher den potentiellen Interessenten
über alle Umstände aufklären, die für ihn in bezug auf eine be-
stimmte Anlageform von erheblicher Bedeutung sind. Eigene Infor-
mationsdefizite hinsichtlich der von ihm vermittelten Kapitalbeteili-
gung muß der Anlagevermittler offenlegen, da er ansonsten wegen
Verletzung (vor-)vertraglicher Schutz-, Sorgfalts- und Aufklärungs-
pflichten schadenersatzpflichtig wird.4)

Der bloße Anschein der Sachkunde führt zu einer Haftung iSd
§ 1299 ABGB, sodaß er dem dort geregelten Sorgfaltsmaßstab
unterliegt. Durch das Erteilen der gewünschten Informationen und
der dafür vom Interessenten letztendlich an den Anlageberater
bezahlten Provision kommt zumindest ein konkludenter Beratungs-
vertrag zustande, der als entgeltlich iSd § 1299 ABGB zu beurtei-
len ist.5)

Im Sinne der vorstehenden Ausführungen ist nach Rechtsauffas-
sung des OGH ein wirtschaftliches Eigeninteresse des Anlagebera-
ters nicht mit einem bloßen Entgeltanspruch aus dem Innenverhält-
nis zum vertretenen Spielveranstalter gleichzusetzen. Ein ausge-
prägtes wirtschaftliches Eigeninteresse des Vertreters liegt vielmehr
erst dann vor, wenn das eigenwirtschaftliche Interesse an der Wer-
bung von Mitspielern geradezu als Motor des ganzen Systems
betrachtet werden kann.6)7)

Der Informationsleiter wird im Lichte der Rsp des OGH möglicher-
weise auch dann schadenersatzpflichtig, wenn die Spielregeln des
jeweiligen Pyramidenspiels den Hinweis enthalten, daß Vertrags-
beziehungen lediglich zwischen den Spielteilnehmern zustande-
kommen, sofern entgegen den Spielregeln ein ausgeprägtes wirt-
schaftliches Eigeninteresse des Vertreters vorliegt. Die vordergrün-
dig interessante Frage, ob durch solche Spielregeln das konklu-
dente Zustandekommen eines Auskunftsvertrages zwischen den
einzelnen Spielteilnehmern und dem Informationsleiter hintange-
halten werden kann, ist unter Hinweis auf die vorstehend ausführ-
lich zitierte Judikatur bereits eindeutig beantwortet.

Die rechtsdogmatisch befriedigende Begründung dieser vom OGH
verneinten Frage ist wohl darin zu erblicken, daß es sich beim
Pyramidenspiel um ein verbotenes Spiel handelt, mithin dem
Glückspielgesetz widerspricht, weshalb ebenfalls die in den Spiel-
bedingungen enthaltenen Vertragsbestandteile gleichermaßen von
der damit einhergehenden Nichtigkeit des Glückspielvertrages
betroffen sind.8)

Auch die in diesem Zusammenhang ins Treffen geführte direkte
Stellvertretung des Spielveranstalters und seiner Informationsleiter
im Verhältnis zu den Spielteilnehmern vermag daran nichts zu
ändern, da mE sowohl das Vertragsverhältnis zwischen Spielver-
anstalter bzw Informationsleiter und Spielteilnehmer als auch das
Vertragsverhältnis zwischen Informationsleiter und Spielveranstal-
ter nichtig ist, da es dem Glückspielgesetz widerspricht, Spiele zu
veranstalten, bei denen Gewinn und Verlust ausschließlich oder
zumindest überwiegend vom Zufall abhängig sind. Diese Vertrags-
verhältnisse werden aber im Zusammenhang mit solchen Pyrami-
denspielen begründet und müssen daher bei logischer Fortführung
des zuvor erwähnten Gedankens ebenfalls nichtig sein, da sie
letztendlich der Veranstaltung zivilrechtlich oder gar strafrechtlich
verbotener Pyramidenspiele Vorschub leisten.9)
Den Informationsleiter vermag daher der Hinweis, er habe ledig-
lich als Vertreter der einzelnen Spielteilnehmer agiert, nicht immer
zu exkulpieren. Da zwischen den Spielteilnehmern kein Vertrag
zustande kommt und aus den vorstehend angeführten Gründen mE
auch kein rechtswirksamer Vertretungsvertrag zwischen den Spiel-
teilnehmern und dem Spielveranstalter bestehen kann, ist auch ein
Hinweis auf § 1313a ABGB rechtlich verfehlt, da eine Erfüllungs-
gehilfenhaftung ein aufrechtes, gültiges Vertragsverhältnis voraus-
setzt.10)
Die Erfüllungsgehilfenhaftung greift somit immer dann ein, wenn
sich der Geschäftsherr zur Erfüllung seiner vertraglichen Verpflich-
tungen gegenüber dem Vertragspartner eines Gehilfen bedient
und dieser Gehilfe schuldhaft rechtswidrig bei der Vertragserfül-
lung dem Vertragspartner des Geschäftsherrn einen Schaden zu-
fügt.11)
Es sind daher aus diesen Überlegungen heraus die Handlungen
des Informationsleiters nicht wie bei der Erfüllungsgehilfenhaftung
sonst üblich dem Spielveranstalter bzw in weiterer Folge den ein-
zelnen Spielteilnehmern zuzurechnen. Im übrigen fällt es schwer,
bei Annahme eines nichtigen Bevollmächtigungsvertrages Vertre-
tungswirkungen zwischen den Spielteilnehmern aus dem Verhalten
des Informationsleiters abzuleiten.
Da bei einem ab initio nichtigen Vertrag eine Erfüllung vertragli-
cher Verpflichtungen bereits von vornherein ausscheidet, verbleibt
für die Prüfung einer Haftung des Spielveranstalters nur der Bereich
der Besorgungsgehilfenhaftung. Für die Begründung einer Besor-
gungsgehilfenhaftung wird im Verhältnis zwischen Geschäftsherr

2) Vgl OGH vom 17. 12. 1997, 7 Ob 293/97g.
3) Vgl OGH vom 5. 5. 1998, 7 Ob 79/98p.
4) Vgl OGH vom 15. 7. 1997, 1 Ob 182/97i.
5) Vgl OGH vom 5. 5. 1998, 7 Ob 79/98p.
6) SZ 56/135.
7) Vgl OGH 31. 3. 1996, 5 Ob 506/96 = JBl 1997, 37.
8) Vgl Battlogg, ÖJZ 1998, 548ff.
9) Vgl Battlogg, aaO.

10) Vgl Dittrich/Tades, ABGB34, E 4 zu § 1313a ABGB.
11) Vgl MietSlg 39.184.
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(Spielveranstalter) und Gehilfen (Informationsleiter) von der Rsp
lediglich ein nicht näher definiertes Abhängigkeitsverhältnis des
Besorgungsgehilfen gegenüber dem Haftenden in bezug auf die
zu besorgende Angelegenheit gefordert.12)

Im übrigen dürften die weiteren Voraussetzungen für eine Besor-
gungsgehilfenhaft im Verhältnis zum Spielveranstalter eher selten
gegeben sein, da § 1315 ABGB als weitere Haftungsvorausset-
zung normiert, daß sich der Spielveranstalter zur Besorgung seiner
Angelegenheiten bezüglich des Informationsleiters einer untüchti-
gen oder wissentlich einer gefährlichen Person bedient. Diese An-
spruchsgrundlage dürfte daher nur in Ausnahmefällen zum Tragen
kommen, da diese keine vertragliche Beziehung des Geschäfts-
herrn zum Geschädigten voraussetzt, sodaß diesbezüglich die
nichtige Rechtsbeziehung zwischen Spielveranstalter und dem ein-
zelnen Spielteilnehmer nicht anspruchsvernichtend wirkt.

Für den Fall, daß man mE rechtsunrichtig eine Erfüllungsgehilfen-
haftung oder eine dogmatisch in Ausnahmefällen eher zu begrün-
dende Besorgungsgehilfenhaftung des Spielveranstalters bejaht
und einen selbständigen Beratungsvertrag zwischen Informations-
leiter und Spielteilnehmer verneint, ist beiden Formen der Gehilfen-
haftung gemeinsam, daß bezogen auf den Informationsleiter bei
Vorliegen eines Verschuldens eine deliktische Haftung gegeben ist,
wobei der Spielveranstalter gemeinsam mit dem Informationsleiter
solidarisch haftet.13)

Im Zusammenhang mit einer schadenersatzrechtlichen Haftung ist
jedenfalls die teilweise vertretene Rechtsauffassung, in Anspruch
genommene Informationsleiter, die sich selber am Pyramidenspiel
beteiligt haben, seien nicht verpflichtet, nähere Auskünfte über
diese Form der Geldveranlagung zu erteilen, unrichtig. Diese vom
OGH zu Recht nicht gebilligte Rechtsauffassung übersieht ganz
einfach, daß der Informationsleiter eines Pyramidenspiels eine
Tätigkeit ausübt, die nicht mit der eines Spielteilnehmers gleich-
gesetzt werden kann.14)

Von der zuvor dargelegten Nichtigkeit des Spielvertrags ist selbst-
verständlich nicht der Auskunftsvertrag zwischen Informationsleiter
und Spielteilnehmer betroffen, da es selbstverständlich erlaubt ist,
Dritte über das Wesen risikoreicher Geldanlageformen zu infor-
mieren, die bei Pyramidenspielen zudem auf einem nichtigen
Glücksvertrag basieren.

An der bisherigen Judikatur des OGH ist zunächst zu kritisieren,
daß die von der höchstrichterlichen Rsp aufgestellten Haftungsvor-
aussetzungen teilweise starken Wertungsschwankungen unterlie-
gen und darüber hinaus zu weitreichende Anforderungen an die
Haftung des Informationsleiters stellen, die mE im Verhältnis zu
anderen vergleichbaren Sachverhaltskonstruktionen eine sachlich
nicht ausgewogene Anspruchsverkürzung bewirken.

Wenn der OGH den Informationsleiter eines Pyramidenspiels zu
Recht als Anlageberater in Finanzgeschäften betrachtet, so geht
aus der bisherigen Judikatur nicht eindeutig hervor, in welchen

Fällen der Anlageberater nicht nur Vertrauen, sondern eben dieses
haftungsbegründende Vertrauen darüber hinaus im besonderen
Ausmaß in Anspruch nimmt. Es ist wohl davon auszugehen, daß
der Anlageberater bei seiner Tätigkeit immer Vertrauen für seine
Person in Anspruch nimmt, da es widersinnig wäre, anzunehmen,
der Anlageberater bewerbe eine bestimmte Form der Kapitalbetei-
ligung mit seiner eigenen Vertrauensunwürdigkeit.
An dieser Stelle ist festzuhalten, daß ein Anlageberater lt Judikatur
des OGH nicht einmal dann besonderes Vertrauen für seine Per-
son in Anspruch nimmt, wenn er ein Pyramidenspiel im Kreis seiner
Freunde und Nachbarn propagiert.15) Wenn die Judikatur des
OGH davon ausgeht, daß ein Anlageberater für das von ihm
beworbene Anlageprojekt nicht einmal in seinem Freundeskreis
besonderes Vertrauen in Anspruch nimmt, so bleibt bislang im
Lichte der Rsp des OGH völlig im dunkeln, welche Sachverhalts-
konstruktionen erforderlich sind, damit dieses besondere Maß an
Vertrauen in Anspruch genommen wird.
Unter Hinweis auf die zuvor zitierte Entscheidung des OGH ist wei-
ters darauf zu verweisen, daß dieses besondere Maß an Vertrauen
nicht einmal dann gegeben ist, wenn der Anlageberater vorgetra-
gene Bedenken der Spielinteressenten hinsichtlich möglicher Ris-
ken unter Hinweis auf seine persönliche Haftung für allfällige Spiel-
verluste und seine berufliche Tätigkeit abtut.16)
Die Abgrenzungsschwierigkeiten zwischen Vertrauen und der In-
anspruchnahme dieses Vertrauens in besonderem Maß für die Per-
son des Anlageberaters sind evident und belassen dem jeweiligen
Rechtsanwender einen Wertungsspielraum, der stets zu einer im
Endergebnis unerwünschten Rechtsunsicherheit führt, die sich im
vorliegenden Fall problemlos vermeiden ließe, da eine gesteigerte
Form der Vertrauenswürdigkeit entbehrlich erscheint, zumal die-
sem Judikaturerfordernis innerhalb der Gruppe der Anlageberater
keine Abgrenzungsfunktion für die Anwendung des § 1299 ABGB
zukommt.
Es ist daher mE vielmehr einer lebensnahen Betrachtungsweise fol-
gend davon auszugehen, daß sämtliche Anlageberater Vertrauen
für sich in Anspruch nehmen. Ob dieses Vertrauen schlußendlich
postum gerechtfertigt war oder gar Anhaltspunkte für eine fehlende
Vertrauenswürdigkeit schon bei der Beratungstätigkeit vorhanden
waren, ist davon bei der Prüfung eines allfälligen Mitverschuldens
des Spielteilnehmern gesondert zu beurteilen.
Die zuletzt hier vertretene Rechtsauffassung findet ebenfalls
Deckung im Wortlaut der Bestimmung des § 1299 ABGB „arg: . . .
wer ohne Not ein Geschäft übernimmt, dessen Ausführung eigene
Kunstkenntnisse oder einen nicht gewöhnlichen Fleiß erfordern,
gibt dadurch zu erkennen, daß er sich den notwendigen Fleiß und

12) Vgl OGH in JBl 1968, 473; SZ 48/110 = JBl 1978, 91.
13) Vgl Dittrich/Tades, ABGB34 E 58, 59 zu § 1313a ABGB mwN.
14) Vgl OLG Linz vom 22. 5. 1997, R 53/97z-30.
15) Vgl OGH vom 17. 12. 1997, 7 Ob 293/97g.
16) Vgl FN 11.
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die erforderlichen, nicht gewöhnlichen Kenntnisse zutraue.“ Die
Bestimmung des § 1299 ABGB stellt daher eine gesetzliche Vermu-
tung auf, da sie Sachverständige iSd § 1299 ABGB – Anlagebera-
ter – besonderen Kenntnisse und Fähigkeiten unterstellt, die vor-
weg ein Vertrauen in die Fähigkeiten des Anlageberaters rechtfer-
tigen.

Da für die Anwendung des § 1299 ABGB die Art der ausgeübten
Tätigkeit entscheidend ist, wird aufgrund der von Gesetzes wegen
unterstellten Kenntnisse und Fähigkeit bereits das gewöhnliche Ver-
trauen Dritter geschützt und nicht erst das besondere Vertrauen. Es
ist deshalb nicht ersichtlich, warum nicht bereits das gewöhnliche
Vertrauen des Spielteilnehmers auf die besonderen Fähigkeiten
und Kenntnisse des Informationsleiters ausreichen sollen, um die-
sen zivilrechtlich vor Fehlinformationen des Anlageberaters zu
schützen.

Es ist daher mE sachlich nicht zu rechtfertigen, den Anlageberater
in der Person eines Informationsleiters bei einem Pyramidenspiel
im Verhältnis zu anderen Sachverständigen iSd § 1299 ABGB haf-
tungsrechtlich zu privilegieren. Dabei ist zu berücksichtigen, daß
Informationsleitern idR nicht nur die Information über, sondern
auch die Motivation zum Pyramidenspiel zukommt. Die von ihnen
vermittelte Geldanlageform beruht immerhin auf einem nichtigen
Glücksvertrag, sodaß im Gegensatz zur Judikatur des OGH eine
restriktive Anwendung des § 1299 ABGB angezeigt wäre.

An den vom OGH aufgestellten Haftungsvoraussetzungen ist wei-
ters zu kritisieren, daß ein erhebliches und unmittelbares eigenwirt-
schaftliches Interesse am Zustandekommen des Vertrages nicht zu
den Tatbestandsmerkmalen des § 1299 ABGB zählt. Selbst wenn
man unterstellt, daß mit den in § 1299 ABGB verwendeten Geset-
zesbegriffen Amt, Kunst, Gewerbe oder Handwerk automatisch
eigenwirtschaftliche Interessen verbunden sind, so ist dennoch
nicht einsichtig, warum diese Interessen qualifiziert im Sinne von
erheblich sein müssen.

Dies ergibt sich in weiterer Folge aus der Bestimmung des § 1300
ABGB, die hinsichtlich der Haftungsvoraussetzungen zu Recht
lediglich zwischen den entgeltlichen und unentgeltlichen Tätigkei-
ten eines Sachverständigen unterscheidet. Warum dies bei einem
Informationsleiter eines Pyramidenspiels, der von der Rechtspre-
chung zu Recht als Anlageberater beurteilt wird, anders sein soll,
ist nicht einsichtig und steht mit dem Wortlaut der §§ 1299 und
1300 ABGB im Widerspruch.

Der OGH hat sich bislang noch nicht mit dem Argument befaßt,
daß prinzipiell ein wissentlich falscher Rat iSd § 1300 ABGB
erteilt wird, wenn ein Anlageberater als Informationsleiter einem
Kapitalgeber die Veranlagung seines Geldes in einem Pyramiden-
spiel empfiehlt. Da die Informationsveranstaltung eines Pyramiden-
spiels letztendlich immer auf die Kapitalveranlagung abzielt und
dort wohl aus dem zuvor bereits vom OGH erwähnten Eigeninter-
esse keine gegenteiligen Ratschläge erteilt werden, erscheinen die

weiterreichenden Haftungsvoraussetzungen des OGH in bezug
auf Informationsleiter auch unter diesem Blickwinkel verfehlt.

Die Entscheidungsbegründungen des 7. Senates des OGH wiesen
Divergenzen auf, die im Endergebnis zu logisch nicht nach-
vollziehbaren unterschiedlichen Haftungsvoraussetzungen führen.
Während der OGH in seiner Entscheidung vom 5. 5. 1998 zu den
Haftungsvoraussetzungen ausführt, daß der Anlageberater dem
Ankäufer von Pyramidenspielanteilen auch dann haftet, wenn er
sich selbst nicht über die Risikoträchtigkeit der von ihm vermittelten
Beteiligung informiert hat und trotzdem bei den Vertragsverhand-
lungen persönliches Vertrauen in Anspruch nimmt und selbst ein
ausgeprägtes Geschäftsinteresse am Zustandekommen des Ankau-
fes hatte, läßt es der OGH in seiner Entscheidung vom 17. 12.
1997 dabei bewenden, daß der Anlageberater diese Form der
Kapitalveranlagung als völlig risikolos hinstellt. Die weiteren zuvor
geschilderten Haftungsvoraussetzungen werden ausdrücklich ver-
neint.17)

Es ist nicht einsichtig, warum der fehlende Hinweis auf ein beste-
hendes Risiko zufolge mangelnder Information des Anlageberaters
gegenüber dem Zerstreuen von Bedenken durch das Verneinen
bestehender Risiken in schadenersatzrechtlicher Hinsicht gravie-
rend anders zu beurteilen ist.

II. Der Informationsleiter als Spielteilnehmer

Die Beurteilung der zivilrechtlichen Aspekte des Pyramidenspiels
im Verhältnis der einzelnen Mitspieler zum Informationsleiter wird
um eine weitere zivilrechtliche Facette bereichert, wenn sich der
Informationsleiter selber am Pyramidenspiel als Spielteilnehmer be-
teiligt. Bei einer Teilnahme des Informationsleiters am Pyramiden-
spiel als Spieler entsteht neben dem zuvor erwähnten vertraglichen
Rechtsverhältnis in Form eines Beratungsvertrages noch ein berei-
cherungsrechtliches Rückabwicklungsproblem, das bislang in der
Rsp des OGH noch nicht näher durchleuchtet wurde.

Die potentiellen Schadenersatzansprüche konkurrieren in diesem
Fall mit bereicherungsrechtlichen Ansprüchen im Verhältnis der
Mitspieler zueinander. Der OGH hat in den bislang veröffentlich-
ten Entscheidungen einen Rückabwicklungsanspruch im Verhältnis
der Spielteilnehmer zum Spielveranstalter mit der Begründung
bejaht, das Pyramidenspiel beruhe auf einem nichtigen Vertrags-
verhältnis.18)19)20)

In konsequenter Fortführung dieser zutreffenden Rechtsauffassung
muß mE in weiterer Folge auch davon ausgegangen werden, daß
auch die Rechtsbeziehungen zwischen den Spielteilnehmern nich-
tig sind und der bereicherungsrechtlichen Rückabwicklung unterlie-
gen.

17) Vgl OGH vom 5. 5. 1998, 7 Ob 79/98p.
18) SZ 69/69 = EvBl 1997/3.
19) SZ 54/157; SZ 59/117; SZ 63/139.
20) Vgl OGH ÖBA 1996, 394.
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In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, unter welchen
Voraussetzungen bereicherte Mitspieler von Spielteilnehmern in
Anspruch genommen werden können, die nachweislich Verluste
durch die Beteiligung am Pyramidenspiel erlitten haben.

Zunächst ist anknüpfend an die faktischen Gegebenheiten darauf
hinzuweisen, daß häufig die einzelnen Mitspieler unter einem
Pseudonym auftreten, sodaß eine Rückabwicklung an der man-
gelnden Identität der Mitspieler scheitert. Es ist dies mit ein Grund,
daß der OGH eine bereicherungsrechtliche Haftung des Spielver-
anstalters für Spielverluste einzelner Spielteilnehmer bejaht.21)

Darüber hinaus obliegt dem Kläger der Beweis, daß der von ihm
in Anspruch genommene Spielteilnehmer einen Gewinn erzielt hat,
der seinen Spieleinsatz übersteigt. Bezogen auf das Pyramiden-
spiel stellt sich die diesbezüglich bislang ebenfalls noch nicht vom
OGH beantwortete Frage, ob der in Anspruch genommene, berei-
cherte Mitspieler in derselben Pyramide wie der verkürzte Kläger
mitgespielt haben muß, oder ob es ausreichend ist, daß der berei-
cherte Spielteilnehmer überhaupt am selben Pyramidenspiel teilge-
nommen hat.

Geht man davon aus, daß der potentiell bereicherte Mitspieler in
derselben Pyramide mit dem verkürzten Spielteilnehmer am Pyra-
midenspiel teilgenommen hat, so führt dies mE zu dem Ergebnis,
daß der verkürzte Mitspieler lediglich eine begrenzte Anzahl von
Spielteilnehmer in Anspruch nehmen kann. Das LG Feldkirch ver-
tritt in einer bislang nicht veröffentlichten Berufungsentscheidung
die Rechtsauffassung, daß der verkürzte Mitspieler nur jene Spiel-
teilnehmer bereicherungsrechtlich in Anspruch nehmen darf, die
mit ihm in derselben Pyramide gespielt haben.22)

Beschränkt man hingegen die bereicherungsrechtlichen Rückforde-
rungsansprüche nicht auf die Spielteilnehmer derselben Pyramide,
so eröffnet dies den verkürzten Mitspielern ein größeres bereiche-
rungsrechtliches Haftungsreservoir.

Welche der beiden Rechtsauffassungen richtig ist, kann nur an-
hand des konkreten Aufbaues eines Pyramidenspiels beurteilt wer-
den, da prinzipiell bei bereicherungsrechtlichen Rückabwicklun-
gen auf die Vermögensverschiebungen der beteiligten Personen
abgestellt werden muß.

In den meisten Fällen passieren die Vermögensverschiebungen nur
zwischen denselben Mitspielern ein und derselben Pyramide. Es ist
daher unter diesem Gesichtspunkt die zuerst vom LG Feldkirch ver-
tretene Rechtsauffassung richtig, daß eine bereicherungsrechtliche
Rückabwicklung nur zwischen den einzelnen Mitspielern dersel-
ben Pyramide stattfindet.

Anders ist mE bereicherungsrechtlich vorzugehen, wenn aufgrund
irgendwelcher Umstände die Vermögensverschiebungen zwischen
den einzelnen Spielteilnehmern nicht oder nur mehr ungenau nach-
vollzogen werden können. Es ist mE in solchen Fällen zielführen-
der, den Kreis der Spielteilnehmer weiter zu fassen und sie als be-
reicherungsrechtliche Risikogemeinschaft zu erfassen, bei der eine

Rückabwicklung zwischen den einzelnen Mitspielern im Endergeb-
nis dazu führt, daß unberechtigte, auf einem verbotenen Spiel ba-
sierenden Vermögensverschiebungen, hintangehalten werden.

Bezogen auf den Informationsleiter als Mitspieler bedeutet dies,
daß ihm gegenüber idR nur Mitspieler derselben Pyramide berei-
cherungsrechtliche Rückforderungsansprüche geltend machen kön-
nen, sofern diese anhand der von ihnen geleisteten Spieleinsätze
eine Bereicherung des Informationsleiters (Anlagevermittler) nach-
weisen können.

Im Hinblick auf die vorstehend gemachten Ausführungen ist mE
zwischen den Spielgewinnen und den Provisionen des Informati-
onsleiters zu unterscheiden, die bereicherungsrechtlich im Hinblick
auf den Kreis der verkürzten Spielteilnehmer unterschiedlich zu
behandeln sind.

Während nämlich die Spielgewinne des Informationsleiters vor-
wiegend durch die Spieleinsätze jener Spielteilnehmer finanziert
wurden, die mit dem Informationsleiter in derselben Pyramide
gespielt haben, ist der Kreis der verkürzten Personen bezüglich der
vereinnahmten Provisionen des Informationsleiters für die geworbe-
nen Spielteilnehmer weiter zu fassen und iS der gesamten von ihm
geworbenen Spielteilnehmer zu verstehen.

Zunächst ist darauf hinzuweisen, daß die Provisionen des Infor-
mationsleiters idR nicht direkt vom einzelnen Spielteilnehmer an
den Informationsleiter bezahlt werden. Diese sog Verwaltungs-
gebühren werden meist von den zentralen Spielveranstaltern ver-
einnahmt, die hinter dem Informationsleiter stehen. Der Spielteil-
nehmer ist daher hinsichtlich der von ihm indirekt finanzierten
Provision des Informationsleiters auf einen Verwendungsanspruch
beschränkt, der bislang von der Rechtsprechung noch nicht näher
untersucht wurde.

Des weiteren ist im Lichte der Rsp des OGH, der von einem zumin-
dest konkludent abgeschlossenen Beratungsvertrag ausgeht, ein
gesetzliches Schuldverhältnis vorderhand zu verneinen, sofern
nicht besondere Sachverhaltskonstellationen das Zustandekommen
eines konkludenten Beratungsvertrages verhindern. Erst wenn von
vornherein ein Beratungsvertrag nicht zustande kommt oder nach-
träglich wegfällt, stellt sich das Problem des Verwendungsanspru-
ches. Die hier angestellten Überlegungen sind insofern von Bedeu-
tung, da der einzelne Spielteilnehmer über § 1041 ABGB jenen
Teil der Gesamtprovision vom Informationsleiter zurückverlangen
kann, der aufgrund seiner Spielteilnahme dem Informationsleiter
zugeflossen ist, ohne daß dem Informationsleiter ein schuldhaftes
Fehlverhalten nachgewiesen werden muß. Der Verwendungsan-
spruch ist deshalb in Erwägung zu ziehen, da ein Leistungsaus-
tausch in Ansehung der Provision nicht direkt zwischen Informati-
onsleiter und Spielteilnehmer erfolgt.

21) Vgl OGH vom 31. 3. 1996, 5 Ob 506/96 = JBl 1997, 37ff.
22) Vgl LG Feldkirch vom 25. 9. 1998, 1 R 458/98.
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IV. Das StRÄG 1996

Für die hier beschriebene Problematik von Interesse ist auch das
StRÄG 1996, welches zu einer Änderung der Rechtslage geführt
hat. Durch das StRÄG 1996 wurde der § 168a StGB in das Straf-
gesetzbuch neu eingefügt. Dem bei Foregger teilweise abgedruck-
ten JAB läßt sich hiezu folgendes entnehmen:

„In den letzten Jahren sind immer wieder zahlreiche Personen
durch Beteiligung an Gewinnerwartungsspielen am Vermögen
geschädigt worden. Diese Personen wurden durch eine aggressive
und durchaus professionelle Werbung dazu veranlaßt, Beteiligun-
gen an solchen Spielen zu erwerben und die Verpflichtung zu
übernehmen, weitere Mitspieler zu werben. Die ihnen in Aussicht
gestellten hohen Gewinne hätten zur Voraussetzung, daß nach
dem Schneeballsystem immer mehr Personen sich am Spiel beteili-
gen und ihrerseits ihre Einsätze leisten. Die Mitspieler, die ihre Lei-
stungen erbracht haben, verlieren ihr Geld, nur die Veranstalter im
Hintergrund sind Nutznießer, da sie für die von ihnen organisier-
ten Spiele, an denen sie sonst in der Regel nicht beteiligt sind, Ver-
waltungsgebühren für jeden getätigten Einsatz einstreichen.

Eine Strafbarkeit der Verantwortlichen wegen Glückspiels oder Be-
truges ist in den meisten Fällen zumindest zweifelhaft, weshalb mit
§ 168a StGB eine besondere Strafbestimmung geschaffen wurde,
die nach Ansicht des Justizausschusses eine allfällige Strafbarkeit
wegen Betruges freilich nicht verdrängt.

Wie beim Glücksspiel ist der einfache Mitspieler nicht strafbar,
sondern nur die Urheber, Veranstalter, Verbreiter und gewerbs-
mäßigen Förderer des Spiels.“23)

Von der Strafbarkeit nicht erfaßt sind Pyramidenspiele dann, wenn
sie einem gemeinnützigen Zweck dienen oder nur um geringe
Werte gespielt wird, wobei dem Gesetzestext nicht zu entnehmen
ist, was unter einem geringen Wert zu verstehen ist. Diese Frage
wird von der Lehre und Rechtsprechung im Strafrecht an anderer
Stelle, etwa im Bereich der Entwendung, kontroversiell beurteilt.
Die Rsp hat sich zT darauf festgelegt, daß es jenseits eines Betra-
ges von S 500,– keine Geringfügigkeit mehr gebe, wobei die Rsp
an anderer Stelle hinsichtlich der Geringfügigkeit des Schadens im
Bereich der Entwendung auf den Einzelfall abstellt.24) Die Aus-
legung des § 168a StGB durch die Rsp in diesem Bereich ist abzu-
warten.

Durch die zuvor erwähnte Bestimmung des Strafgesetzbuches wird
ebenfalls die Tätigkeit des Informationsleiters unter Strafe gestellt,
da ua gem § 168a Abs 1 Z 2 StGB das Abhalten von Zusammen-
künften und Veranstaltungen zum Zwecke der Verbreitung eines
Pyramidenspiels gerichtlich strafbar ist.

In zivilrechtlicher Hinsicht ist diese Bestimmung insofern von Bedeu-
tung, da nunmehr eine Beratung, die letztendlich auf die Teil-
nahme an einem Pyramidenspiel abstellt, durch den Gesetzgeber
verboten wurde. Für Pyramidenspiele, die nach Inkrafttreten des
§ 168a StGB veranstaltet wurden, gilt nunmehr, daß zwischen
Informationsleiter und den potentiellen Spielteilnehmern kein kon-
kludenter Beratungsvertrag mehr zustande kommt, da ein solcher
gem § 879 ABGB zufolge Verstoß gegen das Strafgesetz nichtig
ist.
Daraus ist in weiterer Konsequenz zu folgern, daß vertragliche
Schadenersatzansprüche gegenüber einem Informationsleiter nicht
mehr geltend gemacht werden können. Die vorstehend zumindest
teilweise wiedergegebenen Ausführungen des Justizausschusses
sowie die Entstehungsgeschichte dieser Bestimmung des Straf-
gesetzes führen mE auch zu einer verschärften zivilrechtlichen Haf-
tung.
Bei der Bestimmung des § 168a StGB handelt es sich bezogen auf
den Informationsleiter mE um ein Schutzgesetz iSd § 1311 ABGB,
das Pyramidenspiele, mit Ausnahme jener zu gemeinnützigen
Zwecken oder mit lediglich geringfügigen Spieleinsätzen, nun-
mehr ausnahmslos untersagt. Dies hat zur Folge, daß die zivilrecht-
liche Haftung des Informationsleiters nicht mehr an die in der Ver-
gangenheit aufgestellten Haftungsvoraussetzungen anknüpft.
Es ist somit nicht mehr erforderlich, daß der Informationsleiter
besonderes persönliches Vertrauen für sich in Anspruch nimmt
oder ein erhebliches und unmittelbares eigenwirtschaftliches Inter-
esse am Zustandekommen des Vertrages hat. In weiterer Folge
muß daher auch nicht mehr geprüft werden, ob das eigenwirt-
schaftliche Interesse an der Werbung von Mitspielern geradezu als
Motor des ganzen Systems betrachtet werden kann.25)
Das StRÄG hat daher mit der Bestimmung des § 168a StGB zur
zivilrechtlichen Haftungserleichterung geführt, da es bei einer
Schutzgesetzverletzung zu einer Beweislastumkehr zu Lasten des
Schädigers kommt.26)27) Allerdings wird dem Mitverschuldensein-
wand des Schädigers auch bei geänderter Rechtslage eine beson-
dere Bedeutung zukommen, dies nicht zuletzt im Hinblick darauf,
daß es in der Vergangenheit zu einer verstärkten Bewußtseinsbil-
dung bezüglich der negativen Auswirkungen von Pyramidenspie-
len gekommen ist. Wie lange diese jedoch anhalten wird, bleibt
abzuwarten.

23) Foregger, StGB13 MTA, Anm I bis III zu § 168a StGB.
24) Vgl EvBl 1975/300 = JBl 1976, 161; SSt 46/71.
25) Vgl OGH vom 17. 12. 1997, 7 Ob 293/97g.
26) Vgl SZ 51/109; SZ 52/109; ZVR 1980/33; 1980/342; 1982/22.
27) AA Reischauer in Rummel, Rz 17 zu § 1311 ABGB.
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EuGH-Rechtsprechung
Nichtigkeitsklage – Zulässigkeit der Klage einer Körperschaft
unterhalb der staatlichen Ebene

Staatliche Beihilfen

Die Nichtigkeitsklage einer solchen Körper-
schaft ist bei Erfüllung der erforderlichen Vor-
aussetzungen zulässig,
die Unzulässigkeitseinrede der Kommission
wird zurückgewiesen,
das Verfahren wird zur Sache fortgesetzt
(die Kostenentscheidung bleibt vorbehalten).

EuGeI, Rs T-288/97, Regione autonoma Friuli Venetia Giulia/
Kommission, Urteil vom 15. 6. 1999

Die Frage stellte sich im Zusammenhang mit der Klage auf Nichtig-
keit einer Entscheidung der Kommission über von der Region Friaul-
Julisch Venetien gewährte Beihilfen an Güterkraftverkehrsunterneh-
men der Region. Ein Gesetz der Region sieht verschiedene Beihilfe-
maßnahmen für den gewerblichen Güterkraftverkehr vor, diese
Maßnahmen wurden der Kommission nicht notifiziert. Letztere ver-
langte daraufhin von Italien Auskünfte über dieses Gesetz. In der
Folge teilte die Kommission Italien mit, daß sie ein Verfahren gem
Art 88 (früher Art 93) Abs 2 EGV einzuleiten beabsichtigt. In ihrer
Entscheidung stellte die Kommission fest, daß die nach den stritti-
gen Vorschriften gewährten Subventionen staatliche Beihilfen iSd
EGV seien und daher mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar
seien. Die Entscheidung einschließlich der Rückzahlungsanord-
nung war an die Italienische Republik gerichtet. Diese wurde an
die Region weiterübermittelt. Italien erhob vor dem Gerichtshof
gegen diese Entscheidung Nichtigkeitsklage gem Art 230 (früher
Art 173) Abs 2 EGV, die Region erhob vor dem Gericht erster
Instanz Klage gem Art 230 (früher Art 173) Abs 4 EGV. Gegen
letztere erhob die Kommission ihrerseits die Einrede der Unzuläs-
sigkeit.

Zur von der Kommission vorgebrachten fehlenden Klagebefugnis
dieser Körperschaft stellte das Gericht erster Instanz fest, daß diese
Körperschaft nach italienischem Recht Rechtspersönlichkeit besitzt
und daher sehr wohl Nichtigkeitsklage gem Art 230 Abs 4 EGV
erheben kann, allerdings müsse sie von der angefochtenen Ent-
scheidung unmittelbar und individuell betroffen sein: Die angefoch-
tene Entscheidung betrifft von der Klägerin gewährte Beihilfen und
hindert sie daher auch daran, ihre Befugnisse in der Art, wie sie es
beabsichtigt, auszuüben. Da die angefochtene Entscheidung die
Wirkung der fraglichen Rechtsvorschriften aufhebt und die Kläge-
rin zwingt, das Verwaltungsverfahren zur Wiedereinziehung der

Beihilfen bei den Empfängern einzuleiten, ist die Klägerin somit
von der angefochtenen Entscheidung individuell und unmittelbar
betroffen.
Zur Frage, ob das Interesse der Klägerin nicht im Interesse des ita-
lienischen Staates enthalten sei, kam das Gericht zu dem Schluß,
daß die Klägerin als autonome Gebietskörperschaft dieses Staates
Trägerin spezifischer Rechte und Interessen ist. Die Beihilfen, auf
die sich die angefochtene Entscheidung bezieht, stellen kraft der
legislativen und finanziellen Autonomie getroffene Maßnahmen
dar, die der Klägerin aufgrund der italienischen Verfassung zuste-
hen. Ihre Stellung kann daher nicht mit jener des Klägers in einer
anderen Rechtssache verglichen werden, in der die Regierung des
Zentralstaates befugt war, die Verwaltung und Politik des Klägers
zu bestimmen und damit auch die Interessen zu definieren, die die-
ser zu vertreten hatte (Rs 282/85, DEFI/Kommission, Slg 1986,
2469).
Auseinander zu halten ist auch der Anwendungsbereich des Kon-
trollverfahrens im Rahmen des Beihilferechts und der gem Art 230
EGV geregelte Rechtsschutz: Die im Rahmen des Art 88 EGV erlas-
senen Entscheidungen sind ua deshalb an den Mitgliedstaat ge-
richtet, um den Mitgliedstaat daran zu hindern, öffentliche Finanz-
mittel über andere Einrichtungen zu gewähren und damit das
grundlegende Beihilfeverbot zu umgehen. Die Bestimmungen des
Vertrages über das Klagerecht dürfen aber nicht restriktiv ausge-
legt werden. Zweck des Art 230 Abs 4 EGV ist es gerade, einen
angemessenen Rechtsschutz zu gewähren. Daraus folgt, daß die
Nichtigkeitsklage allen Personen zugänglich sein muß, die die vor-
gesehenen objektiven Voraussetzungen erfüllen, nämlich die erfor-
derliche Rechtspersönlichkeit zu besitzen und von der angefochte-
nen Handlung individuell und unmittelbar betroffen zu sein. Dies
trifft auch auf den Fall zu, daß Kläger/in eine öffentliche Einrich-
tung ist, die diesen Kriterien entspricht. Ein Recht öffentlicher Ein-
richtungen unterhalb der staatlichen Ebene, im Bereich staatlicher
Beihilfen Nichtigkeitsklage nach dem Art 230 Abs 4 EGV zu erhe-
ben, kann daher nicht von der ausdrücklichen Anerkennung ihrer
spezifischen Rechtsstellung durch Beihilfebestimmungen des Ver-
trages abhängen. Ungeachtet dessen bleiben die Staaten jene der
Gemeinschaft gegenüber – für Verstöße gegen die Verpflichtungen
aus diesen Artikeln – verantwortlichen Körperschaften.
Abschließend stellt das Gericht noch fest, daß es die – für den Fall
der Abweisung der Unzulässigkeitseinrede vorgebrachte – Be-
fürchtung der Kommission hinsichtlich der Entwicklung einer Art
von Popularklage nicht teilen kann, da die gemeinschaftsrechtlich
festgelegten objektiven Zulässigkeitsvoraussetzungen jene Erfor-
dernisse bleiben, denen jeder Kläger genügen muß, um eine
Handlung, die nicht an ihn gerichtet ist, anfechten zu können.
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Zwangsgeld –
Von der Theorie zur Praxis?
Der Begriff Zwangsgeld hat in das allgemeine „gemeinschafts-
rechtliche“ Bewußtsein spätestens mit seiner Verankerung im Ver-
trag von Maastricht Eingang gefunden. Kannte man bis dahin (und
natürlich unabhängig auch weiterhin) die Androhung oder Verhän-
gung eines Bußgeldes nur im Zusammenhang mit den Sanktions-
befugnissen der Überwachungsbehörden Kommission (bzw EFTA-
Überwachungsbehörde) für den Bereich des Wettbewerbsrechts
(insbesondere Kartellverbot), fand mit dem Maastrichter Vertrag
der Art 228 (ehemals 171) EGV Eingang in das Gemeinschafts-
recht und ermöglicht damit erstmals eine finanzielle Sanktion ge-
gen Mitgliedstaaten, die einem Urteil des EuGH in einem Vertrags-
verletzungsverfahren nicht nachkommen. Dieser Schritt wurde
auch mit dem Ziel gesetzt, ein latentes Risiko des „Ungehorsams“
von Mitgliedstaaten möglichst zu minimieren, schien doch den
Erfahrungen nach nicht von der Hand zu weisen, daß mancher
Mitgliedstaat seinen potentiellen Widerstand (vorrangig) gegen
eine Richtlinie spätestens bei der erforderlichen Umsetzung in
innerstaatliches Recht zum Ausdruck brachte.

Art 228 EGV ermöglicht es seither, gegenüber einem Mitglied-
staat, der einem Urteil des Gerichtshofs in einem Vertragsverlet-
zungsverfahren nicht nachgekommen ist, Sanktionen zu verhän-
gen. Der Mitgliedstaat hat einem Urteil des Gerichtshofs in einem
Vertragsverletzungsverfahren – jedenfalls innerhalb einer ange-
messenen Frist – nachzukommen. Die Entscheidung über die Ver-
hängung einer solchen Sanktion liegt beim EuGH, der Kommission
obliegt es, ein derartiges Verfahren (also de facto ein zweites Ver-
tragsverletzungsverfahren gegen den betreffenden, nicht kooperie-
renden Mitgliedstaat zum selben Gegenstand) einzuleiten, den
Gerichtshof anzurufen und sich gleichzeitig auch zur Höhe der
Sanktion – also des Pauschalbetrages oder des Zwangsgeldes – zu
äußern, die sie den Umständen entsprechend für angemessen hält.
Nach Dafürhalten der Kommission sind für die Höhe der Sanktion
folgende Kriterien grundlegend maßgebend1):

• Schwere des Verstoßes

• Dauer des Verstoßes

• erforderliche Abschreckungswirkung.

Die Vorschrift des Art 228 EGV blieb aber vorerst so lange „zahn-
los“, als die Kriterien für ihre tatsächliche Anwendung, also die
Rahmenbedingungen für eine betragsmäßige Festsetzung von
Zwangsgeldern gegen Mitgliedstaaten bei andauernder Vertrags-
verletzung trotz bestehenden EuGH-Urteils, fehlten: So gab es etwa
1996 ein Urteil des Gerichtshofs gegen Frankreich (Rs 334/94,
Kommission gegen Französische Republik, Slg 1996, I-1307), in
dem Frankreich zum zweiten Mal wegen einer anhaltenden Ver-
tragsverletzung verurteilt wurde – und zwar wegen Nichtdurchfüh-
rung eines Urteils aus dem April 1974 (!). Zur dabei aufgeworfe-

nen Frage des Verstoßes gegen den damaligen Art 171 EGV
führte der Gerichtshof aus, daß dieser zwar keine Frist angibt,
innerhalb der ein Urteil durchgeführt werden muß, doch feststehe,
daß eine Durchführung sofort in Angriff genommen werden müsse
und innerhalb kürzestmöglicher Frist auch abgeschlossen sein
müsse. Im angeführten Fall hat Frankreich es aber unterlassen, ei-
nem Urteil nachzukommen, das der Gerichtshof vor immerhin mehr
als 20 Jahren erlassen hatte. Über die Feststellung dieser doppel-
ten Verurteilung konnte das Urteil jedoch nicht hinausgehen, denn
erst Anfang 1997 wurde das Verfahren für die Berechnung des
Zwangsgeldes gem Art 228 EGV endgültig festgelegt2). Dieses
Verfahren beinhaltet nun die Berechnungsmethode der Kommis-
sion, gemäß der sie dem EuGH Geldbußen gegen jene Mitglied-
staaten vorschlagen kann, welche sich an sie betreffende Urteile
mit der Feststellung einer Vertragsverletzung nicht halten: Die Basis
der Berechnung bildet eine einheitliche Pauschale von 500 Euro
pro Tag des Verzugs. Die Höhe des Tagsatzes richtet sich nunmehr
weiters nach der Schwere des Verstoßes, der Dauer des Verstoßes
und der Finanzlage3) des betroffenen Mitgliedstaates. Gegen
Österreich kann vor diesem Hintergrund ein Tageszwangsgeld
zwischen 2.549 und 152.961 Euro festgelegt werden.

In der Folge hat die Kommission inzwischen mehrmals die Ver-
hängung von Zwangsgeld gegen Mitgliedstaaten vor dem EuGH
beantragt (zB gegen Deutschland und Italien). Sämtliche bisher
eingeleiteten Verfahren wurden allerdings bereits vor Erlaß eines
diesbezüglichen Urteils durch den Gerichtshof und damit vor Fest-
legung einer finanziellen Sanktion („gütlich“) beendet.

Das erste Verfahren, das weitergeführt wurde, betrifft Griechen-
land (Rs C-387/97, Kommission gegen Hellenische Republik): In
seinen am 28. 9. 1999 vorgelegten Schlußanträgen legt der Ge-
neralanwalt in diesem Fall erstmals seine Vorschläge betreffend
ein Zwangsgeld – und zwar auf der Basis der diesbezüglichen
Vorschläge der Kommission – vor. Er beziffert das seiner Meinung
nach gegen Griechenland zu verhängende Zwangsgeld mit
15.375 Euro pro Tag. Jenes ursprüngliche Urteil, dem Griechen-
land nicht nachgekommen war, erging bereits im April 1992
(Rs C-45/91, Kommission gegen Griechenland) und betraf einen
Verstoß Griechenlands gegen Verpflichtungen aus Gemeinschafts-
richtlinien betreffend Abfälle. Der Zeitabstand zwischen dieser
ersten Verurteilung im Jahr 1992 und dem, das Verfahren noch
immer nicht abschließenden, Schlußantrag im Jahr 1999 erscheint

1) Vgl hiezu ausführlich: Mitteilung über die Anwendung von Art 171
EG-Vertrag, ABl C 242/1996, 6.

2) ABl C 63/1997, 2.
3) Die Kommission stellt hier auf einen unveränderlichen Faktor ab, der

neben dem Bruttoinlandsprodukt auch die Anzahl der Stimmen des
betreffenden Mitgliedstaats im Rat berücksichtigt. Durch das Abstellen
auf die Stimmgewichtung im Rat kann allerdings wohl auch nicht aus-
geschlossen werden, daß Vertragsverletzungsverfahren für große Mit-
gliedstaaten uU „billiger“ sein könnten als für kleine Mitgliedstaaten.
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noch immer bemerkenswert. In seinen Schlußanträgen beschäftigt
sich der Generalanwalt neben Grundsatzfragen, wie der straf-
rechtlichen und verwaltungsrechtlichen Rechtsnatur der Sanktio-
nen, insbesondere mit der Frage, ob bei mehreren Zuwiderhand-
lungen solche einzeln oder gemeinsam zu bewerten seien. Der Ge-
neralanwalt vertritt die Meinung, daß die Kontrolle des Gerichts-
hofs sich auf eine Prüfung beschränken müsse, ob der Sachverhalt
vorliege, kein offensichtlicher Beurteilungsfehler vorliege und ob
den Grundsätzen von Verhältnismäßigkeit und Gleichheit entspro-
chen sei. Im Anlaßfall kommt der Generalanwalt zu dem Schluß,
daß die – verletzten – Verpflichtungen aus dem Gemeinschafts-
recht getrennt erfüllbar wären und daher einzeln zu beurteilen
seien. Er schlägt daher vor dem Hintergrund, daß die Einhaltung
einzelner verletzter Pflichten die Einhaltung anderer – ebenso ver-
letzter Pflichten – gleichsam bedingen würde, einen niedrigeren
Betrag des täglichen Zwangsgeldes vor, als die Kommission es
ihrerseits bei der Verfahrenseinleitung beantragt hatte. Ein weiterer
Grund für die Herabsetzung des von der Kommission vorgeschla-
genen Betrages wird vom Generalanwalt übrigens auch im Rah-
men und aufgrund seiner Abwägung des „Gewichts“ der einzel-
nen Zuwiderhandlungen Griechenlands gesehen.

Da die Schlußanträge des Generalanwalts für den Gerichtshof
aber nicht bindend sind, ist diesem – möglichen – ersten Urteil
in einem Verfahren gem Art 228 EGV mit Interesse entgegenzu-
sehen.

Im Mai 1998 hat die Kommission übrigens eine weitere auf
Art 228 EGV basierende Klage gegen Griechenland beim EuGH
eingereicht, diesmal wegen unvollständiger Umsetzung der Richt-
linie 89/48/EWG4). Jenes Urteil, dessen Nichtdurchführung die
Kommission in diesem Fall einklagt, erging im Jahre 1995. In
Anbetracht von Schwere und Dauer des Verstoßes sowie notwen-
diger Abschreckungswirkung der Sanktion ersucht die Kommission
den Gerichtshof hier um Verhängung eines Zwangsgeldes in Höhe
von 41.000 Euro für jeden Tag der Säumnis ab der Zustellung des
Urteils des Gerichtshofes in der vorliegenden Rechtssache an Grie-
chenland bis zur Abstellung des Verstoßes.

Christine Stix-Hackl

4) Betreffend eine allgemeine Regelung zur Anerkennung der Hochschul-
diplome, die eine mindestens dreijährige Berufsausbildung abschlie-
ßen, Rs C-365/93.
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Terminübersicht – Seminare

Be up to date!

Das Seminar, das Anwälte auf dem
laufenden hält.
Achtung: Terminvormerk!
• Schaffen Sie es in der täglichen Routine wirklich, in allen für Sie

wichtigen Rechtsgebieten up to date zu sein?
• Schaffen Sie es, alle Zeitschriften, Entscheidungssammlungen

und Online-Publikationen zu verfolgen, damit Ihnen nicht viel-
leicht die jüngsten Kapriolen der Rechtsprechung oder Gesetz-
gebung entgehen?

• Vielleicht in einer speziellen Frage, die Sie gerade jetzt bearbei-
ten?

Als Alternative laden wir Sie zu unseren speziell auf die anwaltli-
che Praxis zugeschnittenen Be up to date!-Seminaren ein.
Diese vermitteln nicht das allgemeine Basiswissen, sondern den
letzten Kick, um wirklich up to date zu sein. Diese drei Seminare
sind daher für erfahrene Praktiker konzipiert und werden seit Jah-
ren von einem Expertenteam betreut, das als erste Adresse für die-
ses Spezialwissen ausgewiesen ist.

Be up to date!
Die neueste Rechtsentwicklung im Liegenschafts- und
Wohnrecht – Selbstberechung der Rechtsgebühren

Gegenstand des Seminars ist die Rechtsentwicklung im Liegen-
schafts-Vertragsrecht, im Mietrecht, im WE-Recht, Bauträgerver-
tragsrecht, Grundbuchsrecht und Grundverkehrsrecht in der letzten
Zeit, vor allem im letzten Jahr vor dem Seminar, und zwar allfällige
Rechtsänderungen und insbesondere Rechtsprechung. Wenn in
den Themenbereichen im Jahr vor dem Seminar wichtige neue Ge-
setze kundgemacht wurden, werden diese ebenso von den Refe-
renten für die Praxis erläutert. Die seit Sommer 1999 verpflichtende
Selbstberechnung der Rechtsgebühren wird vom Vortragenden der
Bundesfinanzschule praktisch erläutert.
Termin: Freitag, 21. 1. 2000, bis Samstag, 22. 1. 2000 = 3 Halb-
tage in Linz
Planung: Dr. Max Urbanek, RA in St. Pölten
Referenten in alphabetischer Reihenfolge: Dr. Gernot Floßmann,
HR des OGH,
HR Mag. Günter Gams, Vorstand des Gebührenfinanzamtes in
Wien,
Dr. Andreas Kletečka, ao.Univ.-Prof. in Wien,
Dr. Helmut Würth, Hon.-Prof., HR d VwGH iR.
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Be up to date!
Die Rechtsentwicklung im Zivilprozeßrecht
(mit Lugano-/Brüssel-Abkommen),
Exekutionsverfahren und Insolvenzrecht

Gegenstand des Seminars sind die Rechtsentwicklung (also alle
Gesetzesänderungen, neuen Gesetze und Rechtsprechung insbe-
sondere des OGH) in den Bereichen Zivilprozeßrecht, österreichi-
sches und internationales Zuständigkeitsrecht (Lugano- und Brüssel-
Abkommen), ferner im Exekutionsverfahren (auch international)
und im Insolvenzrecht; dies alles in der letzten Zeit, vor allem im
letzten Jahr vor dem Seminar.
Termin: Freitag, 10. 3. 2000 = 2 Halbtage in Wien
Planung: Dr. Max Urbanek, RA in St. Pölten
Referenten in alphabetischer Reihenfolge: Dr. Peter Angst, Sen.-
Präs. d OGH Wien,
Univ.-Prof. Dr. Wolfgang Jelinek, Universität Graz.

Be up to date!
Die Rechtsentwicklung im Wirtschaftsrecht

Gegenstand des Seminars ist die Rechtsentwicklung im Wirt-
schaftsrecht, einschließlich des Sozialversicherungsrechts, jedoch
unter Ausschluß des Wirtschaftsverwaltungsrechts, in der letzten
Zeit, vor allem im letzten Jahr vor dem Seminar. Schwerpunkte
bilden die Themenbereiche: Handelsrechtliches Vertragsrecht, Ar-
beitsrecht, Sozialversicherungsrecht, Gesellschaftsrecht und Unter-
nehmens-Organisationsrecht, Kartell- und Wettbewerbsrecht, ein-
schließlich der EG. Wenn in den Themenbereichen im Jahr vor dem
Seminar wichtige neue Gesetze kundgemacht wurden, werden
diese ebenso von den Referenten für die Praxis erläutert.
Termin: Freitag, 31. 3. 2000, bis Samstag, 1. 4. 2000 = 4 Halb-
tage in Linz
Planung: Dr. Max Urbanek, RA in St. Pölten
Referenten in alphabetischer Reihenfolge: Hon.-Prof. Dr. Helmut
Gamerith, Vizepräs. d OGH iR,
Dr. Alfons Grünwald, ao.Univ.-Prof. in Graz,
Mag. Dr. Martin Karollus, Univ.-Prof. in Linz,
Dr. Wolfgang Mazal, Univ.-Prof. in Wien,
Dr. Walter Schrammel, Univ.-Prof. in Wien

awak.intensive
Das umfassende Intensivseminar

Achtung: Terminvormerk!
Oktober 1994: Österreich in der EU
Herausforderung für die Anwaltschaft.
205 Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter waren dort.
Mai 1995: Ich in der EU
Österreichische Anwälte vertreten vor europäischen Institutionen.
219 Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter waren dort.
Das 12. und 13. Intensivseminar beschäftigt sich wieder mit dem
EU-Recht.

Seien auch Sie mit dabei!
Termine: 11.–13. 5. 2000: What’s new in EU?, Kongreß- und
TheaterHaus Bad Ischl (6 Halbtage)
5.–7. Oktober 2000: Zentrale Themen des EU-Rechts für die an-
waltliche Praxis, Leibnitz, Schloß Seggau (6 Halbtage)
Die Einladungen zu den Seminaren erhalten Sie fristgerecht per
Post.

Weitere Seminare der Anwaltsakademie:

Dezember

Nähere Informationen erhalten Sie unter Tel (01) 710 57 22-0
oder Fax (01) 710 57 22-20 oder e-mail office@awak.at. Zusätz-
lich haben Sie unter www.awak.at Gelegenheit, sich zu informie-
ren und sich anzumelden.

3. 12. Standesrecht
Seminar-Nr: 991203/6 INNSBRUCK

10. 12. Zivilverfahren II
Seminar-Nr: 991210/7 BREGENZ

10. 12. Die Anfechtung
Seminar-Nr: 991210/8 WIEN

10./11. 12. Grundzüge der Bilanzanalyse
und Unternehmensbewertung
Seminar-Nr: 991210A/8 WIEN
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Ihre Vorteile:
• Übersichtliches Inhaltsverzeichnis
• Rasches Arbeiten durch die elektronische

Volltextsuche
• Hypertext-Verweise
• Klicken statt Blättern
• Einfache Handhabung

Die Textausgaben mit Update-
Service im Internet unter
www.MANZ.at und via E-Mail!

Erstellen Sie sich 
Ihre individuell erweiterbare

elektronische Bibliothek!
Rechtsverbindend:    

Querlesen von Link zu Link mit
den MANZ TEXTE

CD-ROMs!
Arbeitsrecht, Zivilrecht,

Zivilverfahren

Alle Normen im Volltext recherchierbar 

Mit Hypertext-Verweisen, 

Inhaltsübersicht und 

Stichwortverzeichnis

Update-Service im Internet 

unter www.MANZ.at

Ausgabe September 1999

2. Auflage

CD-ROM
ZIVILRECHT

Gesetzes-
texte in

Bestform

Seminarangebot für die nächste Zeit:

Grundseminar Mediation:
(in Zusammenarbeit mit dem Österreichischen Bundesverband für
Psychotherapie)

AVM-Seminare:

Aus unserer Jahresfortbildung in Wirtschaftsmediation, die seit
Ende Oktober läuft, gelangen folgende Module (begrenzt für wei-
tere acht Teilnehmer) auch einzeln zur Ausschreibung:

Nähere Informationen über die AVM und das Seminarangebot
senden wir Ihnen gerne zu:

AVM, Anwaltliche Vereinigung für Mediation und
AVM, kooperatives Verhandeln
1010 Wien, Rosenbursenstraße 4/3
Telefon 01/513 12 01, Fax 01/513 12 05
e-mail: office@avm.co.at

Besuchen Sie uns auch im Internet: www.avm.co.at !

ab
25. Nov.

Salzburg
Lehrgang 10 – Restplatz frei

ab
12. Nov.

Tirol und Vorarlberg
Lehrgang 11 – bereits ausgebucht

Frühjahr
2000

Wien
Lehrgang 12 – Voranmeldungen willkommen

Jan. bis
Juni 2000

Wien
Supervision mit Hilfe der Techniken der Aufstellungs-
arbeit – Dr. Sabine Bösel und Roland Bösel – ein Frei-
tag-Nachmittag monatlich, derzeit noch Plätze frei

30. März
bis 2. April
2000

Salzburg
Dynamik und Verstehen, der Schlüssel zum Erfolg in
der Mediation – Jack Himmelstein und Len Riskin –
Voranmeldungen willkommen

18. Mai
bis 21. Mai
2000

Salzburg
Arbeit mit Gruppen in der Mediation – Veronika
Dahlheimer und Gerhard Falk – Voranmeldungen
willkommen

6. Juli
bis 9. Juli
2000

Salzburg
Special Skills für die Mediation – Liz O’Brien und
Barbara Filner – Voranmeldungen willkommen
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Amtliche Mitteilungen

Änderungen der Liste

Burgenland

Liste der Rechtsanwälte

Gründung einer KEG

Rechtsanwalt Dr. Werner SCHWARZ KEG,
7350 Oberpullendorf,
Hauptplatz 9/7,
Tel. 02612/427 53,
Telefax 02612/437 20,
e-mail: ra.schwarz@1012surfnet.at,
per 20. 8. 1999

e-mail-Adresse

Dr. KUZMICH Johann, Nebersdorf,
e-mail: ra.kuzmich@aon.at

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritt

RAA Dr. HAJEK jun. Peter
per 13. 9. 1999
bei Dr. Peter Hajek, Eisenstadt

Kärnten

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. DELLACHER Walter,
9020 Klagenfurt, Pfarrplatz 21/II,

Tel. 0463/59 93 99,
Telefax 0463/59 93 99-15,
e-mail: ra.dellacher@aon.at,
korrespondiert in englischer und
italienischer Sprache,
per 5. 9. 1999

Mag. Dr. BAHR Reimer,
9500 Villach, Moritschstraße 2/1,
Tel. 04242/232 03,
Telefax 04242/232 03-3,
per 6. 9. 1999

Mag. HUAINIGG Gunter,
9020 Klagenfurt, Egerstraße 4,
Tel. 0463/51 28 89,
Telefax 0463/51 14 47,
per 9. 8. 1999

Kanzleisitzverlegungen

Mag. DI VORA Thomas,
Klagenfurt, Lendgasse 3,
Tel. 0463/50 28 20,
Telefax 0463/50 28 20-12,
per 1. 9. 1999

Mag. STRAUß Cornelia,
Klagenfurt, Dr. Arthur Lemisch Platz 4,
Tel. 0463/55 54 80,
Telefax 0463/55 54 80,
per 1. 9. 1999

Gründung einer GesbR

Rechtsanwälte Dr. HUAINIGG Dieter,
Mag. HUAINIGG Gunter R.,
9020 Klagenfurt, Egerstraße 4,
Tel. 0463/51 28 89,
Telefax 0463/51 14 47,
e-mail: ra.huainigg@happynet.at,
per 9. 8. 1999

Löschung einer OEG

Kzl.d.RAe – Dr. TISCHLER jun. Janko &
Mag. OBERLEITNER Kurt
Partnerschaft (OEG), Klagenfurt,
wurde per 31. 8. 1999 aufgelöst

e-mail-Adressen

Dr. BRUNNER Walter, Klagenfurt,
e-mail: ra.dr.brunner@brunner-co.com

Dr. KOCHWALTER Gerhard, Klagenfurt,
e-mail: kochw@chello.at

Dr. PAULSEN Gert, Klagenfurt,
e-mail: ra.paulsen-riedel@happynet.at

Dr. PAYA Farhad, Klagenfurt,
e-mail: ra.dr.paya@net4you.at

Mag. RIEDEL Peter, Klagenfurt,
e-mail: ra.paulsen-riedel@happynet.at
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Dr. STAUDACHER Friedrich, Klagenfurt,
e-mail: dr.friedrich.staudacher@
carinthia.com

Mag. TRÖTZMÜLLER Michael, Klagenfurt,
e-mail: troetzmueller@troetz-seeb.at

Dr. GRAUF Franz, Klagenfurt,
e-mail: law.grauf.vigele@carinthia.com

Dr. VIGELE Bojan, Klagenfurt,
e-mail: law.grauf.vigele@carinthia.com

Dr. VERDINO Heimo, St. Veit/Glan,
e-mail: ra-verdino@tbxa.telecom.at

Dr. GRADISCHNIG Hans, Villach,
e-mail: dr-h-gradischnig@hotmail.com

Dr. KÖCHL Arnold, Villach,
e-mail: koechl@magnet.at

Mag. KÖCHL Christian, Villach,
e-mail: koechl@magnet.at

Dr. STARHA Gernot, Villach,
e-mail: aon.g.s@aon.at

Dr. STROMBERGER Dieter, Villach,
e-mail: stromberger@carinthia.com

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. MALTSCHNIG Bernhard
per 1. 9. 1999
bei Dr. Harald Mlinar, St. Veit/Glan

RAA Dr. EGGER Hans-Jürgen
per 9. 9. 1999
bei Dr. Ludwig Druml, Villach

Niederösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. HAUPTMANN-HÖBART Elisabeth,
3130 Herzogenburg, Schillerring 2a,
Tel. 02782/812 54,
Telefax 02782/812 54-4,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 14. 9. 1999

Mag. HOHENBERGER Hubert,
2320 Schwechat,
Brauhausstraße 9A/12,
Tel. 01/706 54 64,
Telefax 01/706 54 65,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 14. 9. 1999

Kanzleisitzverlegungen

Dr. JIROVEC Rudolf,
St. Pölten, Kremser Gasse 35,
Tel. 02742/470 70,
Telefax 02742/35 14 79,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 14. 7. 1999

Mag. DONNERBAUER Heribert,
Retz, Hauptplatz 14,
Tel. 02942/284 40,
Telefax 02942/284 40-16,
per 1. 9. 1999

Änderung der Telefon- und Telefaxnummer

Dr. HOFMANN Klaus P.,
Dr. KOLLER Ulrike, Melk,
Tel. 02752/524 70,
Telefax 02752/524 15 32

e-mail-Adressen

Dr. EMMER-REISSIG Herwig,
Klosterneuburg,
e-mail: emmer-reissig@netway.at

Dr. FÜGGER Christian, St. Pölten,
e-mail: law-office-fuegger@aon.at

Verzicht

Dr. HÜGEL Hanns, Mödling,
per 30. 6. 1999,
mStv Dr. Hanns F. Hügel, Mödling

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. WEINGARTNER Joachim
per 2. 8. 1999
bei Dr. Josef Deitzer, Schwechat

RAA Mag. ECKERT Vitus
per 1. 7. 1999
bei DDr. Christa Fries, Baden

RAA Mag. SIMONCIC Oliver
per 1. 9. 1999
bei Dr. Hans-Jörg Haftner, St. Pölten

Oberösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. GRILL Benno,
4650 Lambach, Salzburgerstraße 3,

Tel. 07245/313 32,
Telefax 07245/313 35,
e-mail: mag.grill@aon.at,
per 9. 9. 1999

Mag. SCHWEIGER Thomas, 4020 Linz,
Huemerstraße 1/Kaplanhofstraße 2,
Tel. 0732/79 69 00-0,
Telefax 0732/79 69 06,
per 9. 9. 1999

Kanzleisitzverlegungen

Mag. HAMMINGER Gerald,
Braunau/Inn, Industriezeile 54,
Tel. 07722/629 99,
Telefax 07722/629 99-14,
per 6. 9. 1999

Dr. LAMPRECHT Wolfgang,
5280 Braunau/Inn, Stadtplatz 5,
Tel. 07722/624 57,
Telefax 07722/624 57-14,
e-mail: ra.lamprecht@netway.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 1. 9. 1999

Dr. WIESAUER Peter,
Linz, Graben 21/3 (Lift),
Tel. 0732/77 22 00,
Telefax 0732/77 22 00-4,
e-mail: wiesauer@eurojuris.at,
muehllechner@eurojuris.at,
per 1. 7. 1999

Gründung einer OEG

BRUCKMÜLLER ZEITLER Rechtsanwälte
OEG, 4020 Linz, Mozartstraße 56,
Tel. 0732/77 55 44-0,
Telefax 0732/ 77 55 44-10,
e-mail: bz@rechtsanwaelte.co.at,
per 18. 9. 1999

Änderung der Telefonnummer

Dr. HINTERMAYR Johannes, Dr. KRÜGER
Michael, Dr. HAUNSCHMIDT Franz,
Dr. MUNICHMAYR Georg, Linz,
Tel. 0732/78 22 02 entfällt!

e-mail-Adressen

Mag. ÜBERMAßER Klaus, Leonding,
e-mail: uebermasser@aon.at

Dr. SCHÖNHUBER Christian,
Schwanenstadt,
e-mail: schoenhuber@aon.at
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Dr. EIGL Stefan, Mag. PISAR Harald, Linz,
e-mail: eigl.pisar@eunet.at

Dr. LIRK Manfred, DDr. HIEBL Karl Robert,
Braunau,
e-mail: RA-LIRK-HIEBL@EUNET.AT

Dr. STÜGER Margit, Mag. Dr. BRANDL
Adolf, Frankenmarkt,
e-mail: ra.kanzlei.stueger.brandl@
netway.at

Dr. RAFFL Josef, Bad Ischl,
e-mail: ra.raffl@netway.at

Dr. BRUCKMÜLLER Georg,
Dr. ZEITLER Thomas, Linz,
e-mail: bz@rechtsanwaelte.co.at

Dr. WALCHSHOFER Albin, Linz,
e-mail: walchshofer@aon.at

Dr. HINTERMAYR Johannes, Dr. KRÜGER
Michael, Dr. HAUNSCHMIDT Franz,
Dr. MINICHMAYR Georg, Linz,
e-mail: office@lawyerslinz.com

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. FÜRST Susanne
per 2. 8. 1999
bei Dr. Ernst Chalupsky, Wels

RAA Mag. SCHMIDJELL Isabel
per 19. 8. 1999
bei Dr. Wolfgang Dartmann, Linz

RAA Mag. PFEIL Peter
per 27. 8. 1999
bei Mag. Harald Papesch, Linz

RAA Mag. FRISCH Peter
per 30. 8. 1999
bei Dr. Stefan Glaser, Ried

RAA Mag. HABERFELLNER Karin
per 2. 8. 1999
bei Dr. Peter Baumann, Linz

RAA Mag. MICHL Christoph Kurt
per 5. 8. 1999
bei Dr. Franz Berndorfer, Linz

RAA Mag. LEITNER Helmut
per 1. 9. 1999
bei Dr. Otto Hauck, Kirchdorf

RAA Mag. OBERMÜHLNER Christian
per 1. 9. 1999
bei Dr. Ernst Eypeltauer, Linz

RAA Mag. WESENAUER Birgit
per 2. 9. 1999
bei Dr. Josef Weixelbaum, Linz

RAA Mag. KINAST Christa
per 3. 9. 1999
bei Mag. Dominik Maringer,
Vöcklabruck

Salzburg

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Mag. KRAS Christian, 5162 Obertrum,
Handelsstraße 6/2,
Tel. 06219/200 69,
Telefax 06219/200 55,
e-mail: ra.mag.kras@magnet.at,
korrespondiert in französischer,
englischer und spanischer Sprache,
per 30. 8. 1999

Kanzleisitzverlegungen

Dr. HUBER Norbert,
5201 Seekirchen, Postgasse 3,
Tel. 06212/397 55,
Telefax 06212/397 55-21,
e-mail: ra.dr.huber@netway.at,
per 13. 9. 1999

Dr. KINBERGER Michael, Dr. SCHUBERTH
Alexander, Zell am See, Salzachtal
Bundesstraße 13,
Tel. 06542/565 55,
Telefax 06542/565 55-581,
per 14. 6. 1999

Änderung der Telefonnummer

Mag. MEISTHUBER Johann, Salzburg,
Tel. 0662/84 38 52

Änderung der Telefon- und Telefaxnummer

Mag. MOSER Bernd, Saalfelden,
Tel. 06582/745 67,
Telefax 06582/736 43

e-mail-Adressen

Mag. KOCHER Dieter, St. Michael,
e-mail: ra-kocherdieter@aon.at

Dr. BUCHMÜLLER Manfred, Altenmarkt,
e-mail: ra.buchmueller@aon.at

Steiermark

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Mag. DIETER Georg,
8020 Graz, Friedhofgasse 20,
Tel. 0316/70 85-0,
Telefax 0316/70 85-25,
e-mail: law-office@rath-partner.at,
korrespondiert in englischer, serbo-
kroatischer und kroatischer Sprache,
per 1. 9. 1999

Kanzleisitzverlegungen

Mag. Dr. HAUSBAUER Hannes,
Pischelsdorf, Hartberger Straße 331,
Tel. 03113/51 88,
Telefax 03113/51 88-15,
per 14. 7. 1999

Dr. SCHIFFNER Manfred,
Mag. DIEBALD Werner Felix,
Köflach, Rathausplatz 1,
Tel. 03144/21 69,
Telefax 03144/25 18,
per 25. 8. 1999

Gründung einer GesmbH

JIROVEC & Partner
Rechtsanwalts-Gesellschaft m.b.H.,
8020 Graz, Griesplatz 2,
Tel. 0316/71 12 40,
Telefax 0316/71 69 15-16,
per 25. 8. 1999

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. WACH Peter,
per 3. 8. 1999
bei Dr. Herbert Grass,
Deutschlandsberg

RAA Mag. PEIßL Markus
per 2. 8. 1999
bei Dr. Josef Peißl, Köflach

RAA Mag. HIRSCH Helmut
per 23. 8. 1999
bei Dr. Gernot Gstirner, Graz

RAA Mag. GABRIEL Verena
per 30. 8. 1999
bei Dr. Johannes Dörner, Graz
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Tirol

Liste der Rechtsanwälte

Kanzleisitzverlegung

Mag. BENKO Dieter, 6020 Innsbruck,
Eduard-Bodem-Gasse 3,
Tel. 0512/34 36 32,
Telefax 0512/36 01 04-15,
e-mail: ra.benko@1012surfnet.at,
per 1. 9. 1999

Löschung einer GesbR

RAINER & STÖGER, Innsbruck,
wurde per 1. 7. 1999 aufgelöst

Änderung der Telefaxnummer

Dr. DONATH Burckhard, Rattenberg,
Telefax 05337/647 00-44

e-mail-Adresse

Dr. THALER Gerhard, Mag. KUNZEN-
MANN Josef, Innsbruck,
e-mail: rae.thaler.kunzenmann@
tirol.com

Verzicht

Dr. SCHIESSENDOPPLER-LUCHNER
Felizitas, Innsbruck, per 31. 8. 1999,
mStv Dr. Brigitte Weirather, Innsbruck

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. BARBIST Johannes
per 2. 9. 1999
bei Dr. Ivo Rungg, Innsbruck

RAA Mag. BRUCKSCHWEIGER Christoph
per 1. 9. 1999
bei Dr. Bernhard Hämmerle, Innsbruck

RAA Dr. BUCHROITHNER Hellmut
per 1. 9. 1999
bei Dr. Ivo Rungg, Innsbruck

RAA Mag. HEEL Christof
per 1. 9. 1999
bei Dr. Walter Heel, Innsbruck

RAA Mag. RIEDL Simone
per 1. 9. 1999
bei Dr. Helmut A. Rainner, Innsbruck

RAA Mag. SCHALLHART Michael
per 1. 9. 1999
bei Dr. Klaus Reisch, Kitzbühel

RAA Dr. WALDHART Christian
per 26. 8. 1999
bei Dr. Martin Dellasega, Innsbruck

RAA Mag. HUBER Elisabeth
per 18. 5. 1999
bei Dr. Georg Huber, Kufstein

Vorarlberg

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. DENIFL Stefan, 6850 Dornbirn,
Färbergasse 15 (Rhomberg’s Fabrik),
Tel. 05572/211 73,
Telefax 05572/211 73,
per 4. 8. 1999

Mag. REINER Michaela,
6800 Feldkirch, Drevesstraße 6,
Tel. 05522/819 99,
Telefax 05522/819 88,
e-mail: mirei@ra.vol.at,
per 2. 9. 1999

e-mail-Adressen

Dr. WIDERIN Hans, Bludenz,
e-mail: widerin.advokat@vol.at

Dr. KLOCKER Hansjörg, Bregenz,
e-mail: ra-klocker@aon.at

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. FILL Jakob
per 2. 9. 1999
bei Dr. Michael Konzett, Bludenz

RAA Dr. FUCHS Ariane
per 9. 7. 1999
bei Dr. Otmar Simma, Dornbirn

RAA Mag. HUG Egon
per 6. 8. 1999
bei Dr. Jehle Alexander, Rankweil

Wien

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. ALBER Michael,
1010 Wien, Elisabethstraße 15,
Tel. 01/587 92 25, 01/587 92 37,
Telefax 01/586 75 33,
per 6. 9. 1999

Dr. BREITMEYER Gernot, 1090 Wien,
Maria-Theresien-Straße 9,
Tel. 01/319 32 60,
Telefax 01/319 32 60-9,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 6. 9. 1999

Mag. BRUNAR Reinhard,
1010 Wien, Dominikanerbastei 10,
Tel. 01/512 14 45,
Telefax 01/513 79 84,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 6. 9. 1999

Dr. EDER Bernhard,
1040 Wien, Brucknerstraße 4,
Tel. 01/505 78 61,
Telefax 01/505 78 61-9,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 6. 9. 1999

Mag. EICHBERGER Gerhard M.,
1010 Wien, Stubenring 18,
Tel. 01/516 60,
Telefax 01/516 60-60,
e-mail: eichberger@kerres-diwok.com,
korrespondiert in englischer, spani-
scher und französischer Sprache,
per 6. 9. 1999

Dr. EUSTACCHIO Thomas G.,
1010 Wien, Schottengasse 10,
Tel. 01/317 12 26,
Telefax 01/317 53 15 75,
e-mail: t.g.eustacchio@telecom.at
korrespondiert in englischer,
französischer, italienischer
und spanischer Sprache,
per 6. 9. 1999

Dr. FUCHS Johannes,
1010 Wien, Parkring 2,
Tel. 01/514 35,
Telefax 01/514 35-35,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 6. 9. 1999

Dr. HEINDL Ulla,
1020 Wien, Praterstraße 68/2/3b,
Telefax 01/219 77 79,
e-mail: heindl@utanet.at,
korrespondiert in englischer,
französischer, italienischer
und spanischer Sprache,
per 21. 9. 1999
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Dr. HILBERT Sabine,
1010 Wien, Wollzeile 24,
Tel. 01/512 07 61,
Telefax 01/512 57 07,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 6. 9. 1999

Dr. HOYER Frank,
1010 Wien, Franz-Josefs-Kai 3,
Tel. 01/513 95 40,
Telefax 01/513 95 40-120,
per 6. 9. 1999

Dr. PELZMANN Helen,
1010 Wien, Franz-Josefs-Kai 3,
Tel. 01/513 95 40,
Telefax 01/513 95 40-13,
e-mail: hhw@csg.co.at,
per 6. 9. 1999

Dr. PERSCHLER Florian,
1010 Wien, Oppolzergasse 6/2a,
Tel. 01/533 36 19-0,
Telefax 01/533 36 19-24,
e-mail: mail@perschler.at,
korrespondiert in englischer
und französischer Sprache,
per 6. 9. 1999

Mag. PUTZ-HAAS Sabine,
1030 Wien, Weyrgasse 8/4/15,
Tel. 01/717 20 11,
Telefax 01/717 20 15,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 6. 9. 1999

Dr. RATHAUSCHER Susi,
1040 Wien, Schwindgasse 6/5,
Tel. 01/503 81 44,
Telefax 01/503 81 44-15,
e-mail: susi.rathauscher@gmx.net,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 6. 9. 1999

Mag. RUCKENBAUER Wolfgang,
1010 Wien, Schottengasse 3a/1/42,
Tel. 01/533 23 23,
Telefax 01/535 04 23,
e-mail: w.ruckenbauer@aon.at,
per 6. 9. 1999

Mag. Dr. SCHUSTER Andreas,
1010 Wien, Universitätsstraße 11,

Tel. 01/408 30 31 Serie,
Telefax 01/408 83 22,
e-mail: as@lawyers-drschuster-
drtupy.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 21. 9. 1999

Mag. STANZL Michael, 1120 Wien,
Schönbrunner Schloßstraße 46/19,
Tel. 01/813 54 11,
Telefax 01/ 813 54 11-6,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 6. 9. 1999

Mag. ULRICH Andreas J.O.,
1070 Wien, Museumstraße 3b/12,
Tel. 01/524 95 84,
Telefax 01/524 95 84-10,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 21. 9. 1999

Dr. WESSELY Karin, 1060 Wien,
Gumpendorfer Straße 22/7,
Tel. 01/585 54 88,
Telefax 01/585 54 88-22,
e-mail: karin.wessely@legal.at,
korrespondiert in englischer
und französischer Sprache,
per 6. 9. 1999

Kanzleisitzverlegungen

Mag. KRÄUTLER Wolfgang,
1030 Wien, Invalidenstraße 7/9,
Tel. 01/718 44 88,
Telefax 01/718 44 88-44,
per 1. 9. 1999

Mag. SCHUSTER Harald,
1080 Wien, Wickenburggasse 13,
Tel. 01/406 61 47,
Telefax 01/406 61 47-15,
per Mitte Juli 1999

Dr. SILBERMAYR Walter,
1040 Wien, Brahmsplatz 1,
Tel. 01/505 04 54,
Telefax 01/505 04 54-55,
per 1. 9. 1999

Dr. MAYER Rudolf,
1090 Wien, Universitätsstraße 8/2,
Tel. 01/406 89 90,
Telefax 01/406 89 90-11,
per 1. 7. 1999

Rechtsanwalts-Kommandit-Partnerschaft
Dr. STÖHR,
1010 Wien, Biberstraße 8/11,
Tel. 01/513 13 30,
Telefax 01/513 13 60,
e-mail: dr.stoehr@aon.at,
per 19. 8. 1999

Dr. HOFMANN Lothar,
1010 Wien, Johannesgasse 15,
Tel. 01/518 88,
Telefax 01/513 88 15,
per 1. 9. 1999

Dr. WIENINGER Brigitte,
1010 Wien, Johannesgasse 15,
Tel. 01/518 88,
Telefax 01/513 88 15,
per 1. 9. 1999

BENESCH & MEUSBURGER Rechtsan-
wälte, 1040 Wien, Schwindgasse 6,
Tel. 01/503 81 44,
Telefax 01/503 81 44-15,
e-mail: mb-law@vienna.at,
benesch@vienna.at,
per 6. 9. 1999

Mag. SCHNEIDER Alexander,
1030 Wien, Ungargasse 24/15,
Tel. 01/718 48 11,
Telefax 01/718 48 12,
per 1. 9. 1999

Löschung einer GesbR

DOCZEKAL & SCHUSTER, Wien,
wurde per 30. 6. 1999 aufgelöst

Änderungen der Telefonnummern

Dr. SCHÄRF Wolf-Georg, Wien,
Tel. 01/533 39 50 entfällt!

Dr. KISLER Peter, DDr. PISTOTNIK Karl,
Wien,
Tel. 01/533 62 22, 533 18 39
entfallen!

Mag. Dr. WANKA Oskar, Wien,
Tel. 01/713 44 77 entfällt!

Änderungen der Telefaxnummern

Dr. STÖGER Alfred, Wien,
Telefax 01/587 01 76

Mag. LIND Rudolf, Wien,
Telefax 01/533 29 98
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Univ.-Doz. Dr. HAUSMANINGERChristian,
Dr. HERBST Christoph, Wien,
Telefax 01/513 95 40-12

Änderungen der Telefon- und Telefaxnummern

Dr. BRUNNER Ernst,
Dr. WOHLFAHRT Franz, Wien,
Tel. 01/505 84 07 entfällt,
Telefax 01/505 32 90-22

Mag. Dr. GEROLD Erich Stefan, Wien,
Tel. 01/532 01 02,
Telefax 01/532 01 02-22
oder 01/532 01 02-15

e-mail-Adressen

Dr. ARNOLD Wolf-Dieter, Wien,
e-mail: arnold@aon.at

Dr. HÖTZL Lutz, Dr. MICHALEK Manfred,
Wien,
e-mail: hoetzl.michalek@magnet.at

Dr. KISLER Peter, DDr. PISTOTNIK Karl,
Wien,
e-mail: RA_KISLER-PISTOTNIK@
NETWAY.AT

Mag. LORENZ Nadja, Wien,
e-mail: Nadja_Lorenz@blackbox.at

Mag. OPETNIK Wilfried, Wien,
e-mail: opetnik@pkp-law.at

Dr. IRO Michaela, Wien,
e-mail: iro@aon.at

Dr. KRILYSZYN Rudolf, Wien,
e-mail: rudolf@krilaw.at

Mag. LIND Rudolf, Wien,
e-mail: rudolf.lind@aon.at

Verzicht

Dr. KROMER Ilse, Wien, per 30. 9. 1999,
mStv Dr. Peter Wrabetz, Wien

Mag. SCHWARZ Hermann, Wien,
per 30. 9. 1999,
mStv Dr. Nikolaus Reininger, Wien

Mag. NEYER Dagmar, Wien,
per 31. 8. 1999,
mStv Mag. Erich Hochauer, Wien

Beschlüsse

Mittlerweilige Stellvertretung

Der Ausschuß der RAK Wien hat in sei-
ner Sitzung vom 31. August 1999 gemäß

§ 28 Abs 1 lit h RAO bzw § 43 Abs 3
der Geschäftsordnung folgenden Beschluß
gefaßt: Die mittlerweilige Stellvertretung
für em. RA Dr. PAYRITS Helmut, Wien (GZ
1920/94), wird über begründeten Antrag
des bisherigen mStvs, Dr. Markus Freund,
RA, 1010 Wien, Riemergasse 6, für been-
det erklärt. Es wird ihm jedoch die Auflage
erteilt, die Akten des em. RA Dr. Helmut
Payrits weiterhin aufzubewahren.

Infolge Erkrankung des Herrn Dr. FLUCK
Robert, RA in 1010 Wien, Kohlmarkt/
Wallnerstraße 2, wird Frau Dr. Brigitte
Stamper, RA in 1130 Wien, Stadler-
gasse 27, für die Dauer der Erkrankung
gem § 14 RAO zum mStv bestellt.

Infolge der am 6. 9. 1999 erfolgenden
Wiedereintragung des Dr. EUSTACCHIO
Thomas G., RA in 1010 Wien, Schotten-
gasse 10, in die Liste der Rechtsanwälte,
wird der infolge des seinerzeitigen Ver-
zichtes auf die Ausübung der Rechtsan-
waltschaft mit 31. 8. 1998 bestellte mStv
Dr. Werner Masser, RA in 1010 Wien,
Singerstraße 27, seines Amtes enthoben.

Der Ausschuß der RAK Wien (Plenum) hat
in seiner Sitzung vom 14. 9. 1999 nach-
stehenden Beschluß gefaßt:
Herrn Dr. PICHLER Franz, RA in 1235
Wien, Breitenfurterstraße 360–368/2/III,
wird gemäß § 21a Abs 2 RAO die Aus-
übung der Rechtsanwaltschaft untersagt.
Für die Dauer der Untersagung wird Herr
Dr. Karl Zach, RA in 1230 Wien, Häckel-
straße 10, zum mStv bestellt.

Die mit Beschluß des Ausschusses der RAK
Wien (Plenum) in seiner Sitzung vom
14. 9. 1999 über Herrn Dr. PICHLER
Franz, RA in 1235 Wien, Breitenfurter-
straße 360–368/2/III, ausgesprochene
Untersagung der Ausübung der Rechtsan-
waltschaft wird aufgehoben (§ 21a Abs 2
RAO). Der für die Dauer der Untersagung
zum mStv bestellte Herr Dr. Karl Zach, RA
in 1230 Wien, Häckelstraße 10, wird sei-
nes Amtes enthoben.

Vom Ausschuß der RAK Wien wird gemäß
§ 70 Abs 1 DSt kundgemacht, daß über

Dr. VOGEL Manfred, RA in 1040 Wien,
Gußhausstraße 10/26, mit Beschluß des
Disziplinarrates der RAK Wien vom 17. 9.
1999 zu D 130/99 gemäß § 19 (1) Z 1
und (3) Z 1 lit d DSt die einstweilige Maß-
nahme der vorläufigen Untersagung der
Rechtsanwaltschaft bis zur rechtskräftigen
Beendigung des beim Disziplinarrat an-
hängigen Disziplinarverfahrens verhängt
worden ist. Diese einstweilige Maßnahme
tritt gemäß § 19 Abs 4 2. Satz DSt späte-
stens nach sechs Monaten, jedenfalls aber
gemäß § 19 Abs 5 DSt – unbeschadet des
§ 72 Abs 3 DSt – mit der rechtskräftigen
Beendigung dieses Disziplinarverfahrens
außer Kraft. Für die Dauer dieser Unter-
sagung wurden Dr. Walter Kainz und
Dr. Eva Wexberg, RAe in 1040 Wien,
Gußhausstraße 23, zu mStv bestellt.

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. BAAR Thomas
bei Dr. Michael Buresch

RAA Mag. BEER Martin
bei Dr. Axel Nepraunik

RAA Dr. BOCK Gerhard
bei Dr. Helmut Preyer

RAA Mag. BOZKURT Ender
bei Dr. Bernhard Hüttler

RAA Dr. CHRISTL Bettina
bei Dr. Rainer Maria Kraft

RAA Mag. DICHLBERGER Elke
bei Dr. Hubert Simon

RAA Mag. DUSTDAR Anja Monire
bei Dr. Christoph Leon

RAA Mag. ERLACHER Georg
bei Dr. Erich Kafka

RAA Mag. GÖRG Mathias
bei Dr. Jürgen Brandstätter

RAA Mag. HAAS Nicola
bei Dr. Michael Vallender

RAA Mag. HARTIG Christina
bei Dr. Stefan Langer

RAA Mag. HOFFMANN Georg Ernst
bei DDr. Karl Pistotnik



AnwBl 1999/11 697

Amtliche Mitteilungen

RAA Dr. HUBER Katharina
bei Dr. Peter Feyl

RAA Mag. JANSCHITZ Cornelia
bei Dr. Thomas Lederer

RAA Mag. JAVUREK Carola
bei Dr. Michael Ambrosch

RAA JÜRGES Romy (RA in Deutschland)
bei MMag. Franz J. Heidinger

RAA Mag. KARAS Stephan
bei Dr. Florian Gibitz

RAA Mag. KLEINFERCHER Gerhard
bei Dr. Herbert Eisserer

RAA Mag. KÖHLER Stefan G.
bei Mag. Ivo Deskovic

RAA Mag. KÖNIG Maria
bei Dr. Lothar Wiltschek

RAA Mag. KONDERT Gabriele
bei Dr. Gustav Etzl

RAA Dr. LACHINGER Reinhard
bei Dr. Markus Frank

RAA Mag. LATTENMAYER Hannes
bei Dr. Walter Lattenmayer

RAA Mag. LEODOLTER Eva
bei Dr. Wolfgang Schubert

RAA Mag. LUEGMAYER-LATSCHBACHER
Leopold
bei Dr. Heidi Bernhart

RAA Mag. MAHRINGER Sabine
bei Mag. Werner Suppan

RAA Mag. MARTINEK Birgit
bei Dr. Michael Böhme

RAA MMag. Dr. MAUERHOFER Volker
bei Dr. Eduard Klingsbigl

RAA Mag. MAYR-MELNHOF-SAURAU
Melanie
bei Dr. Andreas Zahradnik

RAA Mag. NEUHUBER Christoph
bei Dr. Günther Neuhuber

RAA Mag. NEWEKLOWSKY Eva
bei Dr. Egbert Schmid

RAA Mag. PHILIPP Martina
bei Dr. Wilhelm Schlein

RAA Dr. REPA Lukas
bei Dr. Michael Binder

RAA Dr. RIGONI Roberta
bei Dr. Gerold Zeiler

RAA Mag. ROGNER Eva
bei Dr. Michael Brunner

RAA Mag. ROHRER Markus
bei Dr. Eric Heinke

RAA Mag. SCHMIDT Bernhard
bei Dr. Nikolaus Reininger

RAA Mag. SCHÖNHART Doris
bei Dr. Georg Schima

RAA Mag. SCHWARZBAUER Judith
bei Dr. Markus Heidinger

RAA Mag. TSCHEITSCHONIG Michael
bei Dr. Brigitte Birnbaum

RAA Mag. URBANZ Gerald
bei Mag. Michael Gruner

RAA Mag. WINKLER Birgitta
bei Dr. Wolfgang Hahnkamper

RAA Mag. ZIPFEL Roland
bei Dr. Georg Zanger

RAA Dr. ZWITTER-TEHOVNIK Jasna
bei Dr. Volker Glas

Liste der Richteramtsanwärter

Ersteintritte

RiAA Mag. SAMES Sigrid
bei Mag. Claudio Bauer

RiAA Mag. MAKAL Barbara
bei Dr. Karl Schirl

RiAA Dr. NIEDERBERGER Sonja
bei Dr. Walter Strigl

RiAA Mag. URBAN Christoph
bei Dr. Manfred C. Müllauer

Fehlerberichtigung
AnwBl 1999, 550

Tirol

Liste der Richteramtsanwärter

Ersteintritt

RAA Mag. Johanna HUBER,
per 1. 7. 1999
bei Dr. Anke Reisch, Kitzbühel

Wir bitten, das Versehen zu entschuldigen!
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Oberösterreich

Satzung der Versorgungseinrichtung der
Rechtsanwaltskammer für Oberösterreich

Teil C: Krankenversicherung

§ 1 Verpflichtende Krankenversicherung

(1) Durch das Arbeits- und Sozialrechts-Änderungsgesetz 1997
(ASRÄG 1997) wurde für selbständig erwerbstätige Rechtsanwälte
ab 1. 1. 2000 die Pflichtversicherung in der Krankenversicherung
nach dem GSVG begründet. Gemäß § 5 GSVG kann die Aus-
nahme von dieser Pflichtversicherung beantragt werden, wenn die
Rechtsanwaltskammer eine Krankenversicherung für ihre Mitglie-
der schafft und aufrecht erhält, welche auch in einer für alle Rechts-
anwälte und deren Angehörige verpflichtend abgeschlossenen ver-
traglichen Versicherung bestehen kann. Voraussetzung dafür ist,
daß alle Rechtsanwälte und deren Angehörige Anspruch auf Lei-
stungen haben, die den Leistungen nach dem GSVG gleichartig
oder zumindest annähernd gleichwertig sind.

(2) Die Rechtsanwaltskammer für Oberösterreich errichtet eine Ein-
richtung zur Versorgung ihrer Mitglieder und deren Angehörigen
für den Fall der Krankheit in Form einer vertraglichen Gruppenver-
sicherung. Der Ausschuß der Rechtsanwaltskammer ist berechtigt,
zu diesem Zweck mit einer Versicherungsgesellschaft einen Grup-
pen-Krankenversicherungsvertrag abzuschließen, der die gesetzli-
che Pflichtversicherung ersetzt und die in § 5 GSVG festgeleg-
ten Voraussetzungen für die Ausnahme von der Pflichtversicherung
erfüllt.

§ 2 Persönlicher Geltungsbereich

(1) Dem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag unterliegt ab 1. 1.
2000 jeder selbständig erwerbstätige Rechtsanwalt, es sei denn,
daß für ihn eine verpflichtende Selbstversicherung nach § 16
ASVG oder § 14a GSVG besteht und dies der Rechtsanwalts-
kammer für Oberösterreich durch Vorlage einer Bestätigung des
zuständigen Krankenversicherungsträgers nachgewiesen wird. Der
Rechtsanwalt ist verpflichtet, diese Selbstversicherung aufrecht zu
erhalten.

Dem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag unterliegt auch der
Gesellschafter-Geschäftsführer einer Rechtsanwalt-Gesellschaft mit
beschränkter Haftung, es sei denn, daß er mit den Einkünften
aus dieser Tätigkeit der Pflichtversicherung nach dem ASVG unter-
liegt.

(2) Dem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag unterliegen ferner
alle Angehörigen. Dazu zählen alle in § 83 Abs 2 GSVG genann-
ten Personen. Davon ausgenommen sind lediglich Ehegatten, für
welche eine gesetzliche Pflichtversicherung in der Krankenver-
sicherung oder eine verpflichtende Selbstversicherung nach § 16
ASVG oder § 14a GSVG besteht oder die in diesem Gruppen-
Krankenversicherungsvertrag oder einem anderen gleichartigen

Gruppen-Krankenversicherungsvertrag prämienpflichtig sind. An-
dere Angehörige können von diesem Gruppen-Krankenversiche-
rungsvertrag ausgenommen werden, wenn sie in diesem prämien-
pflichtig sind und in der gesetzlichen Krankenversicherung bei-
tragsfreie Leistungsansprüche haben.
(3) Der Gruppen-Krankenversicherungsvertrag bleibt nach Eintritt
des Rechtsanwaltes in den Ruhestand sowohl für diesen als auch
für dessen Angehörige aufrecht.

§ 3 Beginn und Dauer der Krankenversicherung

(1) Der Gruppen-Krankenversicherungsvertrag tritt mit 1. 1. 2000
in Kraft. Rechtsanwälte, welche erst nach diesem Zeitpunkt in die
Liste der Rechtsanwälte eingetragen werden oder eine selbständige
Erwerbstätigkeit als Rechtsanwalt aufnehmen, unterliegen, ausge-
nommen in den in § 2 Abs 1 genannten Fällen der Selbstversiche-
rung, ab diesem Zeitpunkt dem Gruppen-Krankenversicherungsver-
trag.
(2) Erlischt die Berechtigung zur Ausübung der Rechtsanwaltschaft
gemäß § 34 Abs 1 RAO, endet dieser Gruppen-Krankenversiche-
rungsvertrag für den betreffenden Rechtsanwalt und dessen Ange-
hörige, ausgenommen bei Verlust der Eigenberechtigung. Bei Ver-
zicht auf die Ausübung der Rechtsanwaltschaft endet der Gruppen-
Krankenversicherungsvertrag nicht, wenn der Rechtsanwalt über
Ansprüche oder aufrechte Anwartschaften gegenüber der Versor-
gungseinrichtung verfügt.
(3) Im Falle des Ablebens des Rechtsanwaltes oder eines ehe-
maligen Rechtsanwaltes, welcher über aufrechte Ansprüche oder
Anwartschaften gegenüber der Versorgungseinrichtung verfügt,
endet der Gruppen-Krankenversicherungsvertrag sowohl für den
betreffenden Rechtsanwalt als auch für dessen Angehörige, aus-
genommen für jene Angehörigen, welche Anspruch auf wieder-
kehrende Leistungen aus der Versorgungseinrichtung der Rechts-
anwaltskammer haben (Witwen/Witwer-Rente, Waisenrente). Der
Gruppen-Krankenversicherungsvertrag bleibt für Witwen/Witwer
jedenfalls aufrecht, solange sie über keine gesetzliche Krankenver-
sicherung verfügen.
(4) Der Gruppen-Krankenversicherungsvertrag endet für den Ehe-
gatten bei Auflösung der Ehe mit Rechtskraft des die Auflösung der
Ehe aussprechenden Urteils oder Beschlusses. Dasselbe gilt bei
sonstigem Verlust der Angehörigeneigenschaft.
(5) Eine ordentliche Kündigung einzelner Rechtsanwälte durch
den Versicherer ist unzulässig. Alle dem Gruppen-Krankenversi-
cherungsvertrag unterliegenden aktiven und ehemaligen Rechts-
anwälte sind zur Kündigung dieses Vertrages nur berechtigt, wenn
für sie eine Pflichtversicherung in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung neu entsteht und dies durch Vorlage einer Bestätigung des
zuständigen Krankenversicherungsträgers nachgewiesen wird.

§ 4 Meldepflichten

(1) Jeder Rechtsanwalt ist verpflichtet, der Rechtsanwaltskammer
bis spätestens 15. November 1999, bei einer späteren Eintragung
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in die Liste der Rechtsanwälte oder bei einem späteren Beginn der
selbständigen Erwerbstätigkeit zu diesem Zeitpunkt bekanntzuge-
ben,
a) eine bestehende Selbstversicherung gemäß § 2 Abs 1 und
b) alle Angehörigen unter Anführung von Name, Geburtsdatum
und einer für diese bestehenden gesetzlichen Pflichtversicherung
oder einer verpflichtenden Selbstversicherung (gemäß § 2 Abs 1)
oder eines beitragsfreien Leistungsanspruches in der gesetzlichen
Krankenversicherung.
Spätere Änderungen im Stande der Angehörigen sind dem Versi-
cherer binnen 14 Tagen zu melden, insbesondere alle Umstände,
welche zu einem Eintritt oder einem Ausscheiden von mitversicher-
ten Personen aus dem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag füh-
ren.
(2) Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, diesen Meldepflichten recht-
zeitig und vollständig nachzukommen. Die Verpflichtung zur Prä-
mienzahlung gilt auch dann, wenn diese Meldepflichten verletzt
werden. Ab dem Zeitpunkt, zu welchem die Voraussetzungen für
das Ausscheiden aus dem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag
eingetreten sind, kann der Versicherer die Einzelversicherungsprä-
mie vorschreiben.

§ 5 Rechtsverhältnis zwischen Versicherer und Versicherten

(1) Leistungsansprüche aus dem Gruppen-Krankenversicherungs-
vertrag bestehen nur gegenüber dem Versicherer und sind diesem
gegenüber geltend zu machen.
(2) Jeder dem Gruppen-Krankenversicherungsvertragunterliegende
Rechtsanwalt oder Bezieher einer Leistung aus der Versorgungsein-
richtung ist selbst Prämienschuldner und hat die für ihn und seine
Mitversicherten jeweils vorgeschriebenen Prämien an den Versi-
cherer zu entrichten.
(3) Die vom Versicherer vorzuschreibenden Prämien gelten jeweils
für den Rechtsanwalt und einen prämienfrei mitversicherten Ange-
hörigen. Prämienfrei mitversichert ist der Ehegatte, ausgenommen
in den Fällen des § 2 Abs 2. In diesen Fällen ist das älteste Kind
prämienfrei mitversichert, das weder in diesem noch in einem
gleichartigen Gruppen-Krankenversicherungsvertrag beim Ehegat-
ten prämienfrei mitversichert ist.

Salzburg

Satzung der Versorgungseinrichtung der
Salzburger Rechtsanwaltskammer

Teil C: Krankenversicherung

§ 1 Verpflichtende Krankenversicherung

1. Durch das Arbeits- und Sozialrechts-Änderungsgesetz 1997
(ASRÄG 1997) wurde für selbständig erwerbstätige Rechtsanwälte
ab 1. 1. 2000 die Pflichtversicherung in der Krankenversicherung
nach dem GSVG begründet. Gemäß § 5 GSVG kann die Aus-

nahme von dieser Pflichtversicherung beantragt werden, wenn die
Rechtsanwaltskammer eine Krankenversicherung für ihre Mitglie-
der schafft und aufrecht erhält, welche auch in einer für alle Rechts-
anwälte und deren Angehörige verpflichtend abgeschlossenen ver-
traglichen Versicherung bestehen kann. Voraussetzung dafür ist,
daß alle Rechtsanwälte und deren Angehörige Anspruch auf Lei-
stungen haben, die den Leistungen nach dem GSVG gleichartig
oder zumindest annähernd gleichwertig sind.

2. Die Salzburger Rechtsanwaltskammer errichtet eine Einrichtung
zur Versorgung ihrer Mitglieder und deren Angehörigen für den
Fall der Krankheit in Form einer vertraglichen Gruppenversiche-
rung. Der Ausschuß der Rechtsanwaltskammer ist berechtigt, zu
diesem Zweck mit einer Versicherungsgesellschaft einen Gruppen-
Krankenversicherungsvertrag abzuschließen, der die gesetzliche
Pflichtversicherung ersetzt und die in § 5 GSVG festgelegten Vor-
aussetzungen für die Ausnahme von der Pflichtversicherung erfüllt.

§ 2 Persönlicher Geltungsbereich

1. Dem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag unterliegt ab 1. 1.
2000 jeder selbständig erwerbstätige Rechtsanwalt, es sei denn,
daß für ihn eine verpflichtende Selbstversicherung nach § 16
ASVG oder § 14a GSVG besteht und dies der Salzburger Rechts-
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anwaltskammer durch Vorlage einer Bestätigung des zuständi-
gen Krankenversicherungsträgers nachgewiesen wird. Der Rechts-
anwalt ist verpflichtet, diese Selbstversicherung aufrecht zu erhal-
ten.

Dem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag unterliegt auch der
Gesellschafter-Geschäftsführer einer Rechtsanwalt-Gesellschaft mit
beschränkter Haftung, es sei denn, daß er mit den Einkünften aus
dieser Tätigkeit der Pflichtversicherung nach dem ASVG unter-
liegt.

2. Dem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag unterliegen ferner
alle Angehörigen gemäß § 83 Abs 2 GSVG. Davon ausgenom-
men sind lediglich Ehegatten, für welche eine gesetzliche Pflicht-
versicherung in der Krankenversicherung oder eine verpflichtende
Selbstversicherung nach § 16 ASVG oder § 14a GSVG besteht
oder die in diesem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag oder
einem anderen gleichartigen Gruppen-Krankenversicherungsver-
trag prämienpflichtig sind. Andere Angehörige können von die-
sem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag ausgenommenwerden,
wenn sie in diesem prämienpflichtig sind und in der gesetzlichen
Krankenversicherung beitragsfreie Leistungsansprüche haben.

3. Der Gruppen-Krankenversicherungsvertrag bleibt nach Eintritt
des Rechtsanwaltes in den Ruhestand sowohl für diesen als auch
für dessen Angehörige aufrecht.

§ 3 Dauer der Krankenversicherung

1. Der Gruppen-Krankenversicherungsvertrag tritt mit 1. 1. 2000
in Kraft. Rechtsanwälte, welche erst nach diesem Zeitpunkt in die
Liste der Rechtsanwälte eingetragen werden oder eine selbstän-
dige Erwerbstätigkeit als Rechtsanwalt aufnehmen, unterliegen,
ausgenommen in den in § 2 Abs 1 genannten Fällen der Selbstver-
sicherung, ab diesem Zeitpunkt dem Gruppen-Krankenversiche-
rungsvertrag.

2. Erlischt die Berechtigung zur Ausübung der Rechtsanwaltschaft
gemäß § 34 Abs 1 RAO, endet dieser Gruppen-Krankenversiche-
rungsvertrag für den betreffenden Rechtsanwalt und dessen Ange-
hörige, ausgenommen bei Verlust der Eigenberechtigung. Bei Ver-
zicht auf die Ausübung der Rechtsanwaltschaft endet der Gruppen-
Krankenversicherungsvertrag nicht, wenn der Rechtsanwalt über
Ansprüche oder aufrechte Anwartschaften gegenüber der Versor-
gungseinrichtung verfügt.

3. Im Falle des Ablebens des Rechtsanwaltes oder eines ehema-
ligen Rechtsanwaltes, welcher über aufrechte Ansprüche oder
Anwartschaften gegenüber der Versorgungseinrichtung verfügt,
endet der Gruppen-Krankenversicherungsvertrag sowohl für den
betreffenden Rechtsanwalt als auch für dessen Angehörige, ausge-
nommen für jene Angehörige, welche Anspruch auf Leistungen aus
der Versorgungseinrichtung der Rechtsanwaltskammer haben (Wit-
wen/Witwer-Rente, Waisenrente). Der Gruppen- Krankenversiche-
rungsvertrag bleibt für Witwen/Witwer jedenfalls aufrecht, solange
sie über keine gesetzliche Krankenversicherung verfügen.

4. Der Gruppen-Krankenversicherungsvertrag endet für den Ehe-
gatten bei Auflösung der Ehe mit Rechtskraft des die Auflösung der
Ehe aussprechenden Urteils oder Beschlusses. Dasselbe gilt bei
sonstigem Verlust der Angehörigengemeinschaft.

5. Eine ordentliche Kündigung einzelner Rechtsanwälte durch den
Versicherer ist unzulässig. Alle dem Gruppen-Krankenversiche-
rungsvertrag unterliegenden aktiven und ehemaligen Rechtsan-
wälte sind zur Kündigung dieses Vertrages nur berechtigt, wenn
für sie eine Pflichtversicherung in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung neu entsteht und dies durch Vorlage einer Bestätigung des
zuständigen Krankenversicherungsträgers nachgewiesen wird.

§ 4 Meldepflichten

1. Jeder Rechtsanwalt ist verpflichtet, der Rechtsanwaltskammer
bis spätestens 15. 11. 1999, bei einer späteren Eintragung in
die Liste der Rechtsanwälte oder bei einem späteren Beginn der
selbständigen Erwerbstätigkeit zu diesem Zeitpunkt bekanntzuge-
ben,

a) eine bestehende Selbstversicherung gemäß § 2 Abs 1 und

b) alle Angehörigen unter Anführung von Name, Geburtsdatum
und einer für diese bestehenden gesetzlichen Pflichtversicherung,
oder einer verpflichtenden Selbstversicherung (gemäß § 2 Abs 1)
oder eines beitragsfreien Leistungsanspruches in der gesetzlichen
Krankenversicherung.

2. Spätere Änderungen im Stand der Angehörigen sind dem
Versicherer binnen 14 Tagen zu melden, insbesondere alle Um-
stände, welche zu einem Eintritt oder einem Ausscheiden von mit-
versicherten Personen aus dem Gruppen-Krankenversicherungsver-
trag führen.

3. Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, diesen Meldepflichten recht-
zeitig und vollständig nachzukommen. Die Verpflichtung zur Prä-
mienzahlung gilt auch dann, wenn diese Meldepflichten verletzt
werden. Ab dem Zeitpunkt, zu welchem die Voraussetzungen für
das Ausscheiden aus dem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag
eingetreten sind, kann der Versicherer die Einzelversicherungsprä-
mie vorschreiben.

§ 5 Rechtsverhältnis zwischen Versicherer und Versicherten

1. Leistungsansprüche aus dem Gruppen-Krankenversicherungs-
vertrag bestehen nur gegenüber dem Versicherer und sind diesem
gegenüber geltend zu machen.

2. Jeder dem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag unterliegende
Rechtsanwalt oder Bezieher einer Leistung aus der Versorgungsein-
richtung ist selbst Prämienschuldner und hat die für ihn und seine
Mitversicherten jeweils vorgeschriebenen Prämien an den Versi-
cherer zu entrichten.

3. Die vom Versicherer vorzuschreibenden Prämien gelten jeweils
für den Rechtsanwalt und einen prämienfrei mitversicherten Ange-
hörigen. Prämienfrei mitversichert ist der Ehegatte, ausgenommen
in den Fällen des § 2 Abs 2. In diesen Fällen ist jenes älteste Kind
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prämienfrei mitversichert, das weder in diesem noch in einem
gleichartigen Gruppen-Krankenversicherungsvertrag beim Ehegat-
ten prämienfrei mitversichert ist.
In der ao Vollversammlung der Salzburger Rechtsanwaltskammer
am 14. 6. 1999 wurde die Satzung um den Teil C – Krankenver-
sicherung ergänzt und mit Bescheid des Bundesministeriums für
Justiz vom 3. 9. 1999 gemäß § 27 Abs 5 RAO genehmigt.

Tirol

Satzung der Versorgungseinrichtung der
Tiroler Rechtsanwaltskammer
Teil C: Krankenversicherung

§ 1 Verpflichtende Krankenversicherung

1. Durch das Arbeits- und Sozialrechts-Änderungsgesetz 1997
(ASRÄG 1997) wurde für selbständig erwerbstätige Rechtsanwälte
ab 1. 1. 2000 die Pflichtversicherung in der Krankenversicherung
nach dem GSVG begründet. Gemäß § 5 GSVG kann die Aus-
nahme von dieser Pflichtversicherung beantragt werden, wenn die
Rechtsanwaltskammer eine Krankenversicherung für ihre Mitglie-
der schafft und aufrecht erhält, welche auch in einer für alle Rechts-

anwälte und deren Angehörige verpflichtend abgeschlossenen ver-
traglichen Versicherung bestehen kann. Voraussetzung dafür ist,
daß alle Rechtsanwälte und deren Angehörige Anspruch auf Lei-
stungen haben, die den Leistungen nach dem GSVG gleichartig
oder zumindest annähernd gleichwertig sind.
2. Die Tiroler Rechtsanwaltskammer errichtet eine Einrichtung zur
Versorgung ihrer Mitglieder und deren Angehörige für den Fall der
Krankheit in Form einer vertraglichen Gruppenversicherung. Der
Ausschuß der Rechtsanwaltskammer ist berechtigt, zu diesem
Zweck mit einer Versicherungsgesellschaft einen Gruppen-Kran-
kenversicherungsvertrag abzuschließen, der die gesetzliche Pflicht-
versicherung ersetzt und die in § 5 GSVG festgelegten Vorausset-
zungen für die Ausnahme von der Pflichtversicherung erfüllt.

§ 2 Persönlicher Geltungsbereich

1. Dem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag unterliegt ab 1. 1.
2000 jeder selbständige erwerbstätige Rechtsanwalt, es sei denn,
daß für ihn eine verpflichtende Selbstversicherung nach § 16
ASVG oder § 14a GSVG besteht und dies der Tiroler Rechts-
anwaltskammer durch Vorlage einer Bestätigung des zuständi-
gen Krankenversicherungsträgers nachgewiesen wird. Der Rechts-
anwalt ist verpflichtet, diese Selbstversicherung aufrecht zu erhal-
ten.
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Dem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag unterliegt auch der
Gesellschafter-Geschäftsführer einer Rechtsanwalt-Gesellschaft mit
beschränkter Haftung, es sei denn, daß er mit den Einkünften aus
dieser Tätigkeit der Pflichtversicherung nach dem ASVG unter-
liegt.

2. Dem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag unterliegen ferner
alle Angehörigen gemäß § 83 Abs 2 GSVG. Davon ausgenom-
men sind lediglich Ehegatten, für welche eine gesetzliche Pflicht-
versicherung in der Krankenversicherung oder eine verpflichtende
Selbstversicherung nach § 16 ASVG oder § 14a GSVG besteht
oder die in diesem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag oder
einem anderen gleichartigen Gruppen-Krankenversicherungsver-
trag prämienpflichtig sind. Andere Angehörige können von die-
sem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag ausgenommenwerden,
wenn sie in diesem prämienpflichtig sind und in der gesetzlichen
Krankenversicherung beitragsfreie Leistungsansprüche haben.

3. Der Gruppen-Krankenversicherungsvertrag bleibt nach Eintritt
des Rechtsanwaltes in den Ruhestand sowohl für diesen als auch
für dessen Angehörige aufrecht.

§ 3 Dauer der Krankenversicherung

1. Der Gruppen-Krankenversicherungsvertrag tritt mit 1. 1. 2000
in Kraft. Rechtsanwälte, welche erst nach diesem Zeitpunkt in die
Liste der Rechtsanwälte eingetragen werden oder eine selbstän-
dige Erwerbstätigkeit als Rechtsanwalt aufnehmen, unterliegen,
ausgenommen in den in § 2 Abs 1 genannten Fällen der Selbstver-
sicherung, ab diesem Zeitpunkt dem Gruppen-Krankenversiche-
rungsvertrag.

2. Erlischt die Berechtigung zur Ausübung der Rechtsanwaltschaft
gemäß § 34 Abs 1 RAO, endet dieser Gruppen-Krankenversiche-
rungsvertrag für den betreffenden Rechtsanwalt und dessen Ange-
hörige, ausgenommen bei Verlust der Eigenberechtigung. Bei Ver-
zicht auf die Ausübung der Rechtsanwaltschaft endet der Gruppen-
Krankenversicherungsvertrag nicht, wenn der Rechtsanwalt über
Ansprüche oder aufrechte Anwartschaften gegenüber der Versor-
gungseinrichtung verfügt.

3. Im Falle des Ablebens des Rechtsanwaltes oder eines ehema-
ligen Rechtsanwaltes, welcher über aufrechte Ansprüche oder
Anwartschaften gegenüber der Versorgungseinrichtung verfügt,
endet der Gruppen-Krankenversicherungsvertrag sowohl für den
betreffenden Rechtsanwalt als auch für dessen Angehörige, ausge-
nommen für jene Angehörige, welche Anspruch auf Leistungen aus
der Versorgungseinrichtung der Rechtsanwaltskammer haben (Wit-
wen/Witwer-Rente, Waisenrente). Der Gruppen-Krankenversiche-
rungsvertrag bleibt für Witwen/Witwer jedenfalls aufrecht, solange
sie über keine gesetzliche Krankenversicherung verfügen.

4. Der Gruppen-Krankenversicherungsvertrag endet für den Ehe-
gatten bei Auflösung der Ehe mit Rechtskraft des die Auflösung der
Ehe aussprechenden Urteils oder Beschlusses. Dasselbe gilt bei
sonstigem Verlust der Angehörigeneigenschaft.

5. Eine ordentliche Kündigung einzelner Rechtsanwälte durch den
Versicherer ist unzulässig. Alle dem Gruppen-Krankenversiche-
rungsvertrag unterliegenden aktiven und ehemaligen Rechtsan-
wälte sind zur Kündigung dieses Vertrages nur berechtigt, wenn
für sie eine Pflichtversicherung in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung neu entsteht und dies durch Vorlage einer Bestätigung des
zuständigen Krankenversicherungsträgers nachgewiesen wird.

§ 4 Meldepflichten

1. Jeder Rechtsanwalt ist verpflichtet, der Rechtsanwaltskammer
bis spätestens 15. 11. 1999, bei einer späteren Eintragung in
die Liste der Rechtsanwälte oder bei einem späteren Beginn der
selbständigen Erwerbstätigkeit zu diesem Zeitpunkt bekanntzuge-
ben,
a) eine bestehende Selbstversicherung gemäß § 2 Abs 1 und
b) alle Angehörigen unter Anführung von Name, Geburtsdatum
und einer für diese bestehenden gesetzlichen Pflichtversicherung,
oder einer verpflichtenden Selbstversicherung (gemäß § 2 Abs 1)
oder eines beitragsfreien Leistungsanspruches in der gesetzlichen
Krankenversicherung.
2. Spätere Änderungen im Stande der Angehörigen sind dem
Versicherer binnen 14 Tagen zu melden, insbesondere alle Um-
stände, welche zu einem Eintritt oder einem Ausscheiden von mit-
versicherten Personen aus dem Gruppen-Krankenversicherungsver-
trag führen.
3. Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, diesen Meldepflichten recht-
zeitig und vollständig nachzukommen. Die Verpflichtung zur Prä-
mienzahlung gilt auch dann, wenn diese Meldepflichten verletzt
werden. Ab dem Zeitpunkt, zu welchen die Voraussetzungen für
das Ausscheiden aus dem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag
eingetreten sind, kann der Versicherer die Einzelversicherungsprä-
mie vorschreiben.

§ 5 Rechtsverhältnis zwischen Versicherer und Versicherten

1. Leistungsansprüche aus dem Gruppen-Krankenversicherungs-
vertrag bestehen nur gegenüber dem Versicherer und sind diesem
gegenüber geltend zu machen.
2. Jeder dem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag unterliegende
Rechtsanwalt oder Bezieher einer Leistung aus der Versorgungsein-
richtung ist selbst Prämienschuldner und hat die für ihn und seine
Mitversicherten jeweils vorgeschriebenen Prämien an den Versi-
cherer zu entrichten.
3. Die vom Versicherer vorzuschreibenden Prämien gelten jeweils
für den Rechtsanwalt und einen prämienfrei mitversicherten Ange-
hörigen. Prämienfrei mitversichert ist der Ehegatte, ausgenommen
in den Fällen des § 2 Abs 2. In diesen Fällen ist jenes älteste Kind
prämienfrei mitversichert, das weder in diesem noch in einem
gleichartigen Gruppen-Krankenversicherungsvertrag beim Ehegat-
ten prämienfrei mitversichert ist.

Genehmigt mit Bescheid des BMfJ vom 30. 7. 1999 zu GZ 16.207/22-I 6/
1999.
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Eingelangte Gesetzesentwürfe
Die eingelangten Gesetzesentwürfe sowie allenfalls bereits vor-
liegende Stellungnahmen im Begutachtungsverfahren können im
Generalsekretariat eingesehen werden.

99/160 Bundesministerium für Unterricht, Jugend und Familie
GZ 17 4541/6-I/7/99
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Biozid-Pro-
dukte-Gesetz erlassen wird und mit dem das Lebensmittel-
gesetz 1975 und das Chemikaliengesetz 1996 geändert
werden; vereinfachtes Begutachtungsverfahren

99/161 Bundesministerium für Finanzen
GZ 04 4342/10-IV/4/99
Doppelbesteuerungsabkommen Österreich–Singapur; ver-
einfachtes Begutachtungsverfahren

99/162 Bundesministerium für Unterricht, Jugend und Familie
GZ 43 1682/21-IV/3/99
Entwurf eines Bundesgesetzes über die Förderung der
außerschulischen Jugenderziehung und über die Einrich-
tung einer Bundes-Jugendvertretung (Bundes-Jugend-För-
derungsgesetz); vereinfachtes Begutachtungsverfahren

99/165 Bundesministerium für Justiz
GZ 16.010/155-I 6/1999
Überarbeiteter Entwurf einer Empfehlung über die Frei-
heit der Ausübung des Rechtsanwaltsberufes
Referent: Dr. Fialka, RAK Wien
Stellungnahme abgegeben am: 28. 9. 1999

99/166 Bundesministerium für Unterricht, Jugend und Familie
GZ 32 3504/52-III/2/99
Novelle zur Batterienverordnung; vereinfachtes Begut-
achtungsverfahren

99/167 Bundeskanzleramt
GZ 600.127/28-V/2a/99
Verordnung der Bundesregierung über die Beglaubigung
der schriftlichen Erledigungen der Verwaltungsbehörden
durch die Kanzlei (Beglaubigungsverordnung)
Referent: Dr. Benn-Ibler, RAK Wien

99/168 Bundesministerium für Finanzen
GZ 04 1483/1-IV/4/99
Abkommen zwischen der Republik Österreich und der
Bundesrepublik Deutschland über die gegenseitige Amts-
hilfe in Steuersachen
Referent: Dr. Benn-Ibler, RAK Wien

99/170 Bundesministerium für Justiz
GZ 884.-001/48-II 3/1999
Vorschlag der Kommission zur Änderung der Geldwä-
sche-Richtlinie
Referent: Dr. Klaus Hoffmann, RAK Wien
Stellungnahme abgegeben am: 11. 10. 1999

99/173 Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
Zl 51.012/19-2/99
Bundesgesetz über die Regelung des Arbeitsverhältnisses
der Hausgehilfen und Hausangestellten 2000 (Haus-
gehilfen- und Hausangestelltengesetz 2000 – HGHAG)
und über die Änderung des Arbeitsvertragsrechts-Anpas-
sungsgesetzes
Referent: Dr. Grießer, RAK Wien
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Delegiertentag 1999 in Graz

Nach 1992 beheimatete wiederum die steirische Landeshaupt-
stadt den Delegiertentag des Österreichischen Rechtsanwaltskam-
mertages vom 16. bis 17. 9. 1999.

Zur Vorbereitung der Vertreterversammlung tagten am 16. 9.
1999 sowohl der Präsidentenrat als auch der Arbeitskreis Berufs-
recht.

Am Abend des 16. 9. gab Frau Landeshauptmann der Steiermark,
Waltraud Klasnic, einen Empfang in den Repräsentationsräumen
der Grazer Burg.

Begrüßungsempfang bei Landeshauptfrau Klasnic – Dankesworte von
Präs. Hoffmann

An der festlichen Eröffnung des Delegiertentages am 17. 9. 1999
im Minoritensaal nahmen Spitzenvertreter aus Politik und Recht-
sprechung teil. So Sektionschef Dr. Otto Oberhammer in Vertre-
tung des Herrn Bundesministers für Justiz, Frau Landeshauptmann
Waltraud Klasnic und der Grazer Bürgermeister Alfred Stingl.
Ebenfalls anwesend war Frau Dr. Maria Fekter, die Vorsitzende
des Justizausschusses, Herr Dr. Erwin Felzmann, der Präsident des
OGH, sowie Dr. Johann Rzeszut, der Präsident der Obersten Beru-
fungs- und Disziplinarkommission.

Als weitere hochrangige Vertreter aus dem Justizbereich waren die
Präsidenten der Oberlandesgerichte sowie zahlreiche Spitzenver-
treter aus Justiz, Politik und Wirtschaft, insbesondere aus der Stei-
ermark, bei dieser Festveranstaltung anwesend.

In seiner Begrüßungsansprache wies der Gastgeber und Präsident
der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer Dr. Guido Held auf
aktuelle Probleme des Rechtsanwaltsstandes hin. Sodann richteten
schließlich der Grazer Bürgermeister, die Frau Landeshauptmann,
der Präsident des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages
und, in Vertretung des Bundesministers für Justiz, Sektionschef
Dr. Oberhammer ihr Wort an die Tagungsteilnehmer. Im Mittel-
punkt der festlichen Eröffnung stand der von Herrn o.Univ.-
Prof. Dr. Franz Marhold gehaltene Fachvortrag zum Thema „Ein
Berufsbild im Wandel, die österreichische Rechtsanwaltschaft an
der Jahrtausendwende“ (siehe Abdruck des Vortrages S 660ff).
Zur musikalischen Umrahmung des Delegiertentages wurde das
Quinten-Quartett von Josef Haydn intoniert.

Vertreterversammlung – Beschlußfassungen

Wahl des ÖRAK-Präsidenten

Es kandidierten der bisherige ÖRAK-Präsident, Dr. Klaus Hoff-
mann, und der Präsident der Rechtsanwaltskammer Wien, Dr. Pe-
ter Knirsch.

Präsident Dr. Hoffmann erhielt die Stimmen von 7 der 9 Rechtsan-
waltskammern und 25 der 42 Delegiertenstimmen. Somit wurde
Dr. Klaus Hoffmann in seiner Funktion als ÖRAK-Präsident für eine
weitere Periode von 3 Jahren bestätigt.

Wahl des ÖRAK-Vizepräsidenten

Es kandidierten der bisherige Amtsinhaber und Vizepräsident der
Rechtsanwaltskammer Wien, Dr. Gerhard Benn-Ibler, und der Vize-
präsident der Rechtsanwaltskammer Niederösterreich, Dr. Gernot
Hain.

VP Dr. Benn-Ibler wurde in seiner Funktion mit der Unterstützung
von 7 Kammern und 35 Delegiertenstimmen bestätigt.

Änderungen der RL-BA

Beschlossen wurden Änderungen der Richtlinien in den Bereichen
Krankenversicherung, Treuhandschaften, Werbung und Honorar.

Weiters wurden Anpassungen vorgenommen, die aufgrund des
RBÄG 1999 notwendig geworden waren. (Die novellierten Bestim-
mungen wurden im Anwaltsblatt 10/99 auf Seite 620 veröffent-
licht.)

Voranschlag 2000

Der Budgetvoranschlag 2000, bei welchem Einnahmen und Aus-
gaben in der Höhe von S 16,810.000,– gegenüberstehen, wurde
von den Delegierten einstimmig beschlossen.
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Resolution

Ebenfalls einstimmig bei der Delegiertenversammlung wurde fol-
gende Resolution des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages
beschlossen:

Die Delegierten zum Österreichischen Rechtsanwaltskammertag
haben in ihrer Jahresversammlung am 17. 9. 1999

in Graz nachstehende
Resolution

gefaßt:

I. Die weiter ausufernde Gesetzesflut und die Abnahme der Qua-
lität der in Kraft gesetzten Normen machen Maßnahmen unbe-
dingt erforderlich.

Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag ist durch Gesetz ver-
pflichtet, zu Gesetzesvorhaben Stellung zu nehmen und tut dies mit
besonderem Einsatz. Bei jeder dieser Begutachtungen steht die
Verfassungsgemäßheit des vorgeschlagenen Gesetzes im Vorder-
grund.

Die österreichische Rechtsanwaltschaft fordert, dem Österreichi-
schen Rechtsanwaltskammertag die Kompetenz Gesetzesprüfungs-
verfahren anzuregen, zuzuerkennen, damit dieser in die Lage
kommt, seine kritischen verfassungsrechtlichen Anmerkungen auch
durchzusetzen. Die Qualifikation des Rechtsanwaltes als Vertreter
vor dem Verfassungsgerichtshof stellt die Effektivität der vorge-
schlagenen Maßnahme sicher.

II. Mit Sorge beobachtet die österreichische Rechtsanwaltschaft
die Bemühungen um die Neugestaltung des Außerstreitverfah-
rens und die Zuordnung weiterer Sachbereiche in dieses Verfah-
ren.

Das vorgesehene Inquisitionsprinzip, die Beschränkung selbst zu
entscheiden, ob und wie ein Anliegen zu gestalten ist, und die
Gefahr im Rechtsmittelverfahren ohne anwaltlichen Beistand zu
sein, richten sich im Ergebnis gegen die Interessen des Recht-
suchenden. Der Grundsatz, daß jener, der einen berechtigten
Anspruch geltend macht, seine Kosten ersetzt erhält, wird verlas-
sen. Daran ändert der vorgesehene Kostenersatz nach Billigkeit
nichts.

Die Auslagerung von Verfahrensabschnitten von den Gerichten
weg zum Notariat verletzt die Rechtsstaatlichkeit. Gerichtsbarkeit
ist traditionell staatliche Aufgabe.

Dazu kommt aus Sicht der Rechtsanwaltschaft, daß die Ausgangs-
positionen der rechtsberatenden Berufe im Wettbewerb zu Gun-
sten des Notariats verändert werden. So wie Notare im Insol-
venzverfahren als Ausgleichs- und Masseverwalter herangezogen
werden, fordert der Österreichische Rechtsanwaltskammertag die
Zulassung von Rechtsanwälten zum Gerichtskommissariat im Ver-
lassenschaftsverfahren.

Parallel zur Vertreterversammlung, in welcher die zuvor angegebe-
nen Beschlüsse gefaßt wurden, fand das schon traditionelle Treffen
der Disziplinarratspräsidenten und Kammeranwälte im Beisein des
OBDK-Präsidenten Dr. Johann Rzeszut statt. Ebenfalls im Rahmen
des Delegiertentages fand am 18. 9. 1999 eine Sitzung des AK
Öffentlichkeitsarbeit statt.

Fotos von der Abschlußveranstaltung in Schloß Frauheim.

Den festlichen Ausklang des Delegiertentages bildete ein mittelal-
terliches Ritterspektakel im Schloß Frauheim.
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Burgenland
Bericht über die 2. außerordentliche
Plenarversammlung der Rechtsanwalts-
kammer Burgenland vom 10. 9. 1999

Der Vizepräsident eröffnete um 16.00 Uhr die 2. außerordentliche
Plenarversammlung, begrüßte die anwesenden Kollegen/innen
und stellte die Beschlußfähigkeit fest. Es waren 20 Kollegen/innen
erschienen, 15 Kollegen hatten Vollmachten erteilt.
Im Anschluß daran gedachten die anwesenden Kollegen/innen in
einer Schweigeminute der verstorbenen Rechtsanwälte Präsident
Dr. René Hirschenhauser und Dr. Rudolf Wagner.

Wahlen

Folgende Funktionäre wurden neu- bzw wiedergewählt:
Präsident der RAK Burgenland Dr. Thomas Schreiner
Mitglied des Ausschusses Dr. Gerhard Ochsenhofer
Präsident des Disziplinarrates Dr. Rudolf Schaller
Mitglied des Disziplinarrates Dr. Karl-Heinz Götz
Mitglied des Disziplinarrates Mag. Wilhelm Lackner
Anwaltsrichter der OBDK Dr. Johann Kölly
Der Vizepräsident bedankte sich bei den Ausschußmitgliedern für
die Unterstützung während seiner Tätigkeit als „Geschäftsführer“
und wünschte dem neugewählten Präsidenten alles Gute.
Präsident Dr. Schreiner bedankte
sich beim Vizepräsidenten für seine
bisherige erfolgreiche „Geschäfts-
führung“. Präsident Dr. Schreiner
strich in einem kurzen Grundsatz-
referat die wichtigsten Schwer-
punkte der Standesarbeit des kom-
menden Jahres hervor, nach außen
das Vertrauen der Anwaltschaft zu
festigen und sich nach innen für
teamorientierte Arbeit mit Aufga-
benteilung im Ausschuß, Transparenz und Offenheit einzusetzen.
Strategisch seien die großen Neuerungen, die auf den Berufsstand
zukommen, entsprechend zu verarbeiten und die Chancen in der
sich wandelnden Umwelt zu wahren. Besonders müsse der eigene
Wirkungsbereich aktiv ausgedehnt werden und Versuche verwand-
ter Berufsgruppen, die Tätigkeit des Anwaltes zu untergraben, ver-
hindert werden.
Zu Tagesordnungspunkt 5. berichtete Dr. Dörnhöfer über die Ent-
wicklung in der Krankenversicherung.
Die GSVG-Novelle wurde im Nationalrat beschlossen. Der Grup-
penkrankenversicherungsvertrag ist noch nicht abgeschlossen.
Dr. Dornhöfer wies auf die Meldepflicht der Kollegenschaft bis
zum 15. 11. 1999 hin. Es wird noch eine Informationsveranstal-
tung über die Krankenversicherung stattfinden.

Zum Tagesordnungspunkt 6. Allfälliges gab es keine Wortmeldun-
gen.

Der Vizepräsident stellte fest, daß die Tagesordnung erschöpft
war, bedankte sich für die Aufmerksamkeit und schloß um
18.00 Uhr die 2. außerordentliche Plenarversammlung.

Für den Ausschuß der Rechtsanwaltskammer Burgenland
Der Präsident: Dr. Thomas Schreiner

Der Vorsitzende: Vizepräsident Dr. Michael Kaintz

AIJA-Jahreskongreß 1999
in Brüssel
Vom 23. bis 27. 8. 1999 hat der 37. Jahreskongreß der AIJA
(Association Internationale des Jeunes Avocats) in Brüssel stattge-
funden. In den umfangreichen Arbeitssitzungen wurden folgende
Themen behandelt:

Rechtsstreit und Schiedsgerichtsbarkeit nach dem Unternehmens-
kauf; Sicherheiten im Transportrecht – praktische Aspekte; Umwelt-
schutz von Liegenschaften; die relevante Marktdefinition im Kartell-
recht; rechtliches Konzept oder politisches Werkzeug?; Alptraum-
klauseln in Geschäftsverträgen; europäischer Betriebsrat; Umset-
zung der Richtlinie und exterritoriale Auswirkungen; Anerkennung
und Vollstreckung von Urteilen in Familienrechtsangelegenheiten;
Bank und Insolvenz; Produktvertrieb in Europa; Vertikale Vertriebs-
verbindungen; europäische Steuerpolitik und Richtlinien; Rechts-
durchsetzung von Schutzmarken im Ausland – praktische Möglich-
keiten; Energierecht – Privatisierung, Deregulierung und Finanzie-
rung; totales Qualitätsmanagement bei Rechtsanwälten.

Die Veranstalter haben originelle Orte für das Rahmenprogramm
ausgewählt. Die Eröffnungszeremonie des Kongresses fand in der
Kathedrale Sankt Michael mit einem anschließenden Klavierkon-
zert des bekannten belgischen Künstlers Wim Mertens statt. Das
unweit gelegene, weltweit einzige Zeichentrickmuseum, welches in
einem ehemaligen, vom belgischen Architekten Horta errichteten
Fabriksgebäude untergebracht ist, war dann ein gelungener Kon-
trast für den Empfang und das Abendessen. Das traditionelle
Abendessen bei belgischen Kollegen durfte natürlich auch nicht
fehlen. Unter einem Zelt im Wald von Soignes konnten sich alle
Kollegen bei einem „Belgischen Abend“ mit viel Musik und einem
reichhaltigen Speisenangebot ungezwungen unterhalten. Der tradi-
tionelle Tagesausflug hat die Teilnehmer nach Antwerpen geführt.
Nach einer Stadtbesichtigung stand der restliche Tag im Zeichen
des Mittelalters. Gaukler, Falkner, Ritter und viele andere Kostü-
mierte versetzten uns in eine längst vergangene Zeit. Den Begleit-
personen wurde im übrigen ein reichhaltiges Ausflugs-, Sport- und
Kinderprogramm geboten. Am Schlußabend wurde in der gigan-
tischen zentralen Haupthalle des Justizpalastes („Salle des Pas
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Perdus“) ein eindrucksvoller Ball zum Jahrhundertende („Fin de
Siěcle“) veranstaltet.

Für Informationen über die AIJA und ihre nächsten Veranstaltun-
gen, insbesondere den nächsten Jahreskongreß, der vom 27. 8.
bis 1. 9. 2000 in Helsinki stattfinden wird, steht der nationale
Vizepräsident für Österreich Dr. Christoph Petsch, Eschenbach-
gasse 11, 1010 Wien, Telefon (01) 586 21 80, Telefax (01)
586 22 35, e-mail: pfk@pfk.at, gerne zur Verfügung.

Dr. Christoph Petsch

21. DACH-Tagung in Wien
Die Stiftung

Die DACH, Europäische Anwaltsvereinigung (deutschsprachige
und korrespondierende Anwälte in Europa) traf sich zu ihrer zwei-
ten Jahresversammlung 1999 vom 16. bis 18. 9. in Wien. Das
Thema der Tagung beschäftigte sich mit einer in Deutschland etwas
zu Unrecht vernachlässigten Einrichtung, der Stiftung. In interes-
santen Referaten der Kollegen Gustav Duden, Mannheim; Jürgen
Wagner, Konstanz; Dr. Max Eiselsberg, Wien; Prof. DDr. Hellwig
Torggler, Wien; Dr. Harold Grüninger, Zürich; Dr. Marco Lanter,
Zürich und Dr. Gabriel Marxer, Vaduz, wurden die Besonderhei-
ten und Gemeinsamkeiten des Stiftungsrechtes in Deutschland,
Österreich, Schweiz und Liechtenstein dargestellt und diskutiert. Im
Vergleich zu Österreich und der Schweiz sind in Deutschland mit
ca 9000 wesentlich weniger Stiftungen, auf die Anzahl der Bevöl-
kerung gerechnet, vorhanden.

Gerade im Hinblick auf die in den nächsten Jahren zu vererbenden
Vermögen sollte sich jeder Kollege, der im Erbrecht tätig ist, auch
mit dem Stiftungsrecht beschäftigen. Die Stiftung bietet eine Reihe
von interessanten Gestaltungsmöglichkeiten zur Übertragung des
Vermögens auf die nachfolgende Generation.

Aber auch Stiftungen unter Lebenden sollten als eine Form der För-
derung von sozialen oder kulturellen Aufgaben mehr in den Mittel-
punkt gerückt werden. Die Anzahl der gegenwärtig in Deutschland
jährlich errichteten Stiftungen liegt bei ca 200 bis 220. Für die
Gründung der Stiftung ist die Widmung des Stiftungskapitals, ein
Stiftungszweck und die Organisation der Stiftung zu bestimmen.

Zur Entstehung einer rechtsfähigen Stiftung ist – nach deutschem
Recht – außer dem Stiftungsgeschäft die Genehmigung des Landes
erforderlich, in dessen Gebiet die Stiftung ihren Sitz hat.

Eine der wohl weltbekanntesten Stiftungen der letzten Jahre in
Deutschland dürfte die Frauenkirchenstiftung in Dresden sein.

Die Tagung bot nicht nur interessante Fachvorträge und eine rege
Diskussion über die Für und Wider der Stiftung, besonders wegen
der steuerrechtlichen Aspekte, sondern gab auch wieder Gelegen-
heit, vertraute Kollegen wiederzusehen, sich auszutauschen und
sich bei einem „Viertele“ gesellig zusammenzufinden.

Die gehaltenen Referate werden im Band 14 der Schriftenreihe
DACH publiziert, welcher im Frühjahr 2000 erscheinen wird.

Schmerzlich wurde von allen Kollegen der durch den Tod unseres
hochverehrten Präsidenten Prof. Dr. Walter Schuppich entstandene
Verlust empfunden. Gemeinsam ehrten wir unseren lieben Kolle-
gen mit einer Schweigeminute an seinem Grab auf dem Zentral-
friedhof in Wien.

Die 22. Tagung wird vom 18. bis 20. 5. 2000 in Straßburg durch-
geführt. Das Thema lautet: „Information über und Bedeutung des
GATS (General Agreement on Trade in Services) für die Anwälte“.
Die Mitglieder der DACH erhalten die Einladung im März 2000.
Nichtmitglieder können das Programm und die Anmeldeformu-
lare anfordern bei: DACH, Europäische Anwaltsvereinigung,
Kappelergasse 14, CH-8022 Zürich, Tel ++41 1 211 07 77, Fax
++41 1 211 07 78.

RA Wolfgang Schmidt, Dresden
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Juristen-Ball 2000
Fasching-Samstag, 4. März 2000, in der Wiener Hofburg
Junge Damen und Herren, die eröffnen möchten, laden wir
ein, sich ehestens – möglichst paarweise – im Ballbüro (Frau
Mag. Schöner) anzumelden.
Ehebaldige Tischreservierung wird empfohlen!
Karten und Tische im Ballbüro (Juristenverband), 1016 Wien,
Schmerlingplatz 11, Justizpalast, Zi 134, Tel (01) 521 52-3882,
Montag–Freitag 9–13 Uhr
Kleidung: Damen – Großes (= langes) Abendkleid, (kein Hosen-,

Partyanzug oder kurzes Abendkleid)
Herren – Frack oder Smoking
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Disziplinarrecht
7626

§ 38 DSt – Kostenersatzpflicht
§ 41 Abs 4 DSt – Verfahrenskosten bei Freispruch

§ 77 DSt; § 393a StPO –
kein Verteidigerkostenbeitrag

Es kann dem Gesetzgeber des DSt 1990 nicht
entgegengetreten werden, wenn er es für richtig
hielt, einen Kostenersatzanspruch des rechtskun-
digen Besch für die anwaltliche Vertretung bei
Freispruch im DisVerfahren auszuschließen.

Die Bestimmung des § 38 Abs 2 DSt 1990 ver-
stößt weder gegen den Gleichheitsgrundsatz
noch gegen das Gebot der Waffengleichheit
(Art 6 EMRK); ihr Inhalt ist auch nicht unzurei-
chend bestimmt (Art 18 Abs 1 B-VG) und ihre An-
wendung verletzt nicht das Recht auf Unver-
sehrtheit des Eigentums (Art 5 StGG) oder das
Recht auf Freiheit der Erwerbsbetätigung (Art 6
StGG); auf Zugehörigkeit zur RAK stellt keine
hörigkeitsähnliche Bindung (Art 7 StGG) dar.

VfGH 8. 6. 1999, B 704/97, OBDK 9. 12. 1996, 9 Bkd 1/96

Aus den Entscheidungsgründen:

1.3. In den Erläuterungen zur Regierungsvorlage (1188 BlgNR
17. GP 28) wird zu § 38 Abs 2 DSt 1990 ausgeführt, § 38 und in
der Folge § 41 treffe lediglich Regelungen über die Kostenersatz-
pflicht des (gemeint wohl: für schuldig erkannten) Besch. Es beste-
he daher im DisVerfahren auch weiterhin – anders als nunmehr im
Strafprozeß – kein Kostenersatzanspruch des Besch bei Freispruch.
Eine sinngemäße Anwendung der StPO verbiete sich im Hinblick
auf die abweichende Regelung im DSt.
1.4. Die Regelung des § 393a StPO über den Ersatz der Verteidi-
gungskosten im Fall eines Freispruchs wurde durch Art I Z 11 des
Strafverfahrensänderungsgesetzes 1983, BGBl 1983/168, in die
StPO aufgenommen und trat mit 1. 1. 1984 in Kraft. Davor hatte
auch ein Besch nach der StPO, der sich auf seine Kosten einem ge-
richtlichen Strafverfahren eines Verteidigers bediente, grundsätz-
lich keinen Anspruch darauf, daß ihm der Bund im Fall eines Frei-
spruchs diese Kosten ganz oder teilweise ersetzt.
1.5. Der VfGH sieht sich zu verfassungsrechtlichen Bedenken ge-
gen § 38 Abs 2 DSt 1990 (allenfalls iVm § 77 Abs 3 DSt 1990)
nicht veranlaßt.
Eine Verletzung des verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechtes
auf Gleichheit aller Staatsbürger vor dem Gesetz kann nach der

stRsp des VfGH (vgl VfSlg 10.413/1985, 11.682/1988) nur vor-
liegen, wenn der angefochtene Bescheid auf einer dem Gleich-
heitsgebot widersprechenden Rechtsgrundlage beruht, wenn die
Behörde der angewendeten Rechtsvorschrift fälschlicherweise ei-
nen gleichheitswidrigen Inhalt unterstellt oder wenn sie bei Erlas-
sung des Bescheides Willkür geübt hat.

Der VfGH hat wiederholt zum Ausdruck gebracht, daß aus einem
Vergleich unterschiedlicher verfahrensrechtlicher Regelungen im
Prinzip unter dem Aspekt des Gleichheitsgrundsatzes nichts zu
gewinnen ist, weil es dem Gesetzgeber offensteht, sich in unter-
schiedlichen Verfahrensbereichen für durchaus eigenständige
Ordnungssysteme zu entscheiden, die deren jeweiligen Erforder-
nissen und Besonderheiten Rechnung tragen, sofern nur die betref-
fenden Verfahrensgesetze in sich gleichheitskonform gestaltet sind
(vgl VfSlg 9965/1984, 10.084/1984, 10.770/1986, 13.420/
1993). Insbesondere widersprechen auch differenzierende Kosten-
ersatzregelungen in verschiedenen Verfahrensbereichen, mögen
diese auch miteinander eine gewisse Verwandtschaft aufweisen,
für sich allein noch nicht dem Gleichheitsgrundsatz (vgl insbe-
sondere VfSlg 9875/1983, 13.455/1993, VfGH 17. 6. 1998,
G 372–394/97).

Die OBDK begründet im angefochtenen Bescheid vom 9. 12.
1996 ihre Ansicht, daß die Regelung des § 38 Abs 2 DSt 1990
nicht unsachlich sei und der DR der X-RAK diese Bestimmung nicht
gleichheitswidrig ausgelegt hat ua mit dem Argument, daß die Bei-
ziehung eines Verteidigers im DisVerfahren nicht in dem Ausmaß
wie im gerichtlichen Strafverfahren erforderlich sei. Es handle sich
bei den Besch im DisVerfahren, im Gegensatz zu Besch in gericht-
lichen Strafverfahren, die in der Regel rechtsunkundige Personen
sind, ausschließlich um Anwälte, also um rechtskundige Personen,
die ihre Verteidigung selbst übernehmen könnten, selbst wenn
ihnen auch die Beiziehung eines Verteidigers offen stehe. Es wäre
daher unbillig, die RAK mit Kosten der Verteidigung ihrer rechts-
kundigen Mitglieder zu belasten.

Wenngleich auch eine andere Kostenregelung sachlich begründ-
bar wäre, widerspricht doch auch die vom Gesetzgeber des DSt
1990 – offenbar bewußt in Abweichung zu der mit Strafverfah-
rensänderungsgesetz 1983 in die StPO eingeführte Regelung des
§ 393a – gewählte Lösung nicht dem Gleichheitsgrundsatz. Der
VfGH schließt sich den zutreffenden Überlegungen der OBDK an.
Es kann dem Gesetzgeber des DSt 1990 nicht entgegengetreten
werden, wenn er es rechtspolitisch für richtig hielt, einen Kostener-
satzanspruch des rechtskundigen Besch für die anwaltliche Vertre-
tung bei Freispruch auszuschließen.

Die dem angefochtenen Bescheid zugrundeliegende Bestimmung
des § 38 Abs 2 DSt 1990 verstößt daher weder gegen den Gleich-
heitsgrundsatz noch gegen das sich aus Art 6 EMRK ergebende
Gebot, den Verfahrensparteien Waffengleichheit zu gewährlei-
sten.
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1.6. Daß die bel Beh bei der Erlassung des angefochtenen Be-
scheides willkürlich vorgegangen wäre, ist vom Bf nicht behauptet
worden. Da sich im Verfahren vor dem VfGH ein Anhaltspunkt für
ein solches, eine Gleichheitsverletzung bewirkendes Verhalten
nicht ergeben hat, ist der Bf durch den angefochtenen Bescheid im
verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht auf Gleichheit aller
Staatsbürger vor dem Gesetz nicht verletzt worden.
2. Auch aus dem Blickwinkel des Bestimmtheitsgebotes des Art 18
B-VG bestehen keine Bedenken gegen die dem Bescheid zugrun-
deliegende Bestimmung des § 38 Abs 2 DSt 1990.
Nach Art 18 Abs 1 B-VG darf die gesamte staatliche Verwaltung
nur aufgrund der Gesetze ausgeübt werden. Bereits im Gesetz
müssen die wesentlichen vorausgesetzten Inhalte des behördlichen
Handelns umschrieben sein. Ob eine Norm dem rechtsstaatlichen
Bestimmtheitsgebot entspricht, richtet sich aber nicht nur nach ih-
rem Wortlaut, sondern auch nach ihrer Entstehungsgeschichte,
dem Gegenstand und dem Zweck der Regelung (vgl VfSlg 8209/
1977, 9883/1983, 12.947/1991). Bei der Ermittlung des Inhal-
tes einer gesetzlichen Regelung sind daher alle der Auslegung zur
Verfügung stehenden Möglichkeiten auszuschöpfen. Erst wenn
nach Heranziehung sämtlicher Interpretationsmethoden noch nicht
beurteilt werden kann, wozu das Gesetz die Verwaltungsbe-
hörde ermächtigt, verletzt die Regelung die in Art 18 B-VG enthal-
tenen rechtsstaatlichen Erfordernisse (VfSlg 5993/1969, 7163/
1973, 7521/1975, 8209/1977, 8395/1978, 11.499/1987,
14.466/1996, 14.631/1996).
Der Wortlaut der Bestimmungen des § 38 Abs 2 und § 41 DSt
1990 läßt die Frage, ob im DisVerfahren für RA und ReAA ein
Ersatz der Verteidigungskosten bei Freispruch des DB vorgesehen
ist, unbeantwortet, sodaß eine Anwendung der Bestimmung des
§ 393a StPO gem § 77 Abs 3 DSt 1990 nicht von vornherein
ausgeschlossen erscheint. Aus der Entstehungsgeschichte (vgl
1188 BlgNR 17. GP 28) geht jedoch eindeutig hervor, daß der
Gesetzgeber des DSt 1990 offenbar bewußt die Entscheidung ge-
troffen hat, die Regelung des § 393a StPO über den Ersatz der
Verteidigungskosten bei Freispruch für das DisVerfahren nicht an-
wendbar zu machen.
Es bestehen daher keine Bedenken, daß § 38 Abs 2 DSt 1990
(iVm § 77 Abs 3 DSt 1990) wegen einer unzureichenden Be-
stimmtheit seines Inhaltes mit Art 18 Abs 1 B-VG nicht im Einklang
steht.
3. Soweit der Bf die Verletzung des verfassungsgesetzlich gewähr-
leisteten Rechts auf Unversehrtheit des Eigentums behauptet, kann
es der VfGH dahingestellt lassen, ob durch den angefochtenen
Bescheid, mit dem das Begehren des Bf, die zuständige RAK zum
Ersatz von Verfahrenskosten zu verpflichten, abgewiesen wurde,
überhaupt in sein Eigentum eingegriffen wird. Bei der verfassungs-
rechtlichen Unbedenklichkeit der Rechtsgrundlagen des angefoch-
tenen Bescheides wäre der Eingriff jedenfalls nur dann verfas-
sungswidrig, wenn die Behörde das Gesetz in denkunmöglicher

Weise angewendet hätte; ein Fall, der nur vorläge, wenn die
Behörde einen so schweren Fehler begangen hätte, daß dieser mit
Gesetzlosigkeit auf eine Stufe zu stellen wäre.

All dies liegt nicht vor. Was die gesetzlichen Grundlagen des
Bescheides betrifft, genügt es, auf die Ausführungen unter
Punkt III.1.5. und III.2. zu verweisen, wo dargestellt wird, daß die
dem angefochtenen Bescheid zugrundeliegenden gesetzlichen
Grundlagen verfassungsrechtlich unbedenklich sind. Davon, daß
durch die Ablehnung des Begehrens des Bf auf Ersatz von Verteidi-
gungskosten die hiefür maßgeblichen unbedenklichen Bestimmun-
gen des DSt 1990 denkunmöglich angewendet worden wären,
kann keine Rede sein.

Jedenfalls hätte auch dann, wenn durch den angefochtenen Be-
scheid in das verfassungsgesetzlich gewährleistete Recht des Bf
auf Unversehrtheit des Eigentums eingegriffen worden wäre, eine
Verletzung dieses Rechts nicht stattgefunden.

4. Der Bf sieht durch den angefochtenen Bescheid zudem in sei-
nem verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht auf Freiheit der
Erwerbsbetätigung verletzt.

Das verfassungsgesetzlich gewährleistete Recht auf Freiheit der Er-
werbsbetätigung wird mit Rücksicht auf den in Art 6 StGG enthal-
tenen Gesetzesvorbehalt nur verletzt, wenn einem Staatsbürger
durch den Bescheid einer Verwaltungsbehörde der Antritt oder die
Ausübung einer bestimmten Erwerbsbetätigung untersagt wird, oh-
ne daß ein Gesetz die Behörde zu einem solchen, die Erwerbs-
tätigkeit einschränkenden Bescheid ermächtigt, oder wenn die
Rechtsvorschrift, auf die sich der Bescheid stützt, verfassungswidrig
oder gesetzwidrig ist, oder wenn die Behörde bei der Erlassung
des Bescheides ein verfassungsmäßiges Gesetz oder eine gesetz-
mäßige Verordnung in denkunmöglicher Weise angewendet hat
(vgl VfSlg 10.413/1985). Art 6 StGG gewährt jedoch keinen
Schutz gegen Bescheide, die die Erwerbstätigkeit nicht unmittelbar
betreffen, mögen auch die Nebenwirkungen mittelbar die Erwerbs-
tätigkeit verhindern; die Erwerbsfreiheit wird sohin nicht verletzt,
wenn der Bescheid die Realisierung einer bestimmten Erwerbstätig-
keit lediglich faktisch verhindert (vgl VfSlg 7856/1976, 11.705/
1988, 13.658/1993, 13.859/1994).

Daraus ergibt sich, daß durch einen Bescheid, mit dem einem An-
trag auf Ersatz von Verteidigungskosten (in der Höhe von
S 15.000,–) nicht stattgegeben wird, nicht in die durch dieses
Grundrecht geschützten Rechte des Bf eingegriffen werden kann.

5. Auch vermag der VfGH in dem angefochtenen Bescheid weder
eine in der Beschwerde behauptete Verletzung des durch Art 7
StGG gewährleisteten Rechts (daß die Zugehörigkeit zur RAK kei-
ne hörigkeitsähnliche Bindung darstellt, wurde bereits in VfSlg
5440/1966 festgestellt), noch eine solche des Rechtes auf Schutz
der persönlichen Freiheit zu erkennen. Die dem Bescheid zugrun-
deliegenden Gesetzesbestimmungen stehen mit diesen Grundrech-
ten in keinem Zusammenhang.
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Anmerkung:

Mit der vorliegenden E ist die vor einiger Zeit aufgeflammte Diskus-
sion, ob ein freigesprochener DB einen grundsätzlichen Anspruch
auf Verteidigungskostenbeitrag – wenn er einen Verteidiger hatte –
hat (mögliche Begründung: weil § 77 Abs 3 DSt die subsidiäre An-
wendung der StPO anordnet, wenn diese Anwendung „mit den
Grundsätzen und Eigenheiten des DisVerfahrens vereinbar ist“),
schon erloschen, bevor sie noch richtig gebrannt hat.

Der VfGH hat entschieden, daß eine Verletzung des Gleichheits-
grundsatzes nicht vorliegt; auch das Beschwerdeargument, daß
jedermann gegen einen RA eine Anzeige erstatten könne, aber
der KA ein Verfahren ohne jegliches (Kosten-)Risiko führen könne,
verfing nicht. Der VfGH pflichtete der OBDK bei, daß es sich bei
den Besch im anwaltlichen DisVerfahren – im Gegensatz zum ge-
richtlichen Strafverfahren – um (man möchte meinen: hoffentlich!)
„rechtskundige“ Personen handelt, die ihre Verteidigung auch
selbst übernehmen könnten. Man dürfte noch hinzufügen: das Dis-
Verfahren wird trotz punktueller Angleichung an den Anklage-
grundsatz im Inquisitionsprinzip beherrscht, der KA ist nicht Träger
eines Anklagerechtes.

Roma locuta, causa finita!

Am selben Tag hat der VfGH in einer „jüngeren“ Sache (B 788/
89) mit praktisch gleicher Begründung einer gleichartigen Be-
schwerde nicht Folge gegeben.

Im letzten Absatz der Begründung werden wir an eine VfGH-Ent-
scheidung ex 1966 erinnert: die Zugehörigkeit zur RAK stellt keine
„hörigkeitsähnliche Bindung“ dar. Mitglieder aller Länder(-Kam-
mern): hört auf eure Kammern, ohne ihnen hörig zu sein!

Strigl

7627

§ 46 Abs 3, § 233f StPO –
gesetzliche Mittel in eigener Sache

Auch in eigener Sache hat ein RA als Privat-
ankläger, der anwaltlich vertreten war und der
durch die Befolgung des richterlichen Auftrages,
den Verhandlungssaal zu verlassen, daher kei-
nerlei Rechtsnachteile zu befürchten hätte, dem
richterlichen Auftrag zu entsprechen.

OBDK 12. 7. 1999, 2 Bkd 5/99

Aus den Gründen:

Die Berufung bestreitet den dem angefochtenen Erk zugrunde-
liegenden Sachverhalt nicht, sondern versucht zu D 10/94 die
Weigerung des DB, den Maßnahmen der Sitzungspolizei des
Verhandlungsrichters in diesem Schuldspruch zugrundeliegenden
Privatanklageverfahren damit zu rechtfertigen, daß sie „aus Selbst-

schutz ignoriert“ worden waren, weil dem DB die Folgen eines
Verlassens des Saales nicht bekanntgewesen seien und er nicht
abschätzen habe können, welches „Ränkespiel sich dieser unbe-
fangene Richter“ habe einfallen lassen.
Aus dem vom DR (unbedenklich aus der Aussage des vernomme-
nen Zeugen und dem verlesenen HV-Protokoll sowie den Denk-
gesetzen nicht widersprechend) und vom Berufungswerber auch
nicht bestrittenen Feststellungen ergibt sich, daß dieser wiederholt
die Ordnung während der Durchführung einer HV störte. Er war in
diesem Verfahren Privatankläger und rechtsanwaltlich vertreten. Er
wurde mehrfach ermahnt, das störende Verhalten einzustellen,
wiederholt wurde ihm die Entfernung aus dem Saal angedroht und
dies auch zweimal beschlußmäßig ausgesprochen. Der Verhand-
lungsrichter ist zur Einstellung der Störung und zur Ahndung des
störenden Verhaltens gesetzeskonform iSd § 233 Abs 3 StPO vor-
gegangen (EvBl 1965/436).
Der dem Gesetz und allen gültigen Vorschriften verpflichtete RA
(§ 7 Abs 1 RAO) hat den auf Gesetz gegründeten Aufträgen eines
Gerichtes Folge zu leisten. Die Nichterfüllung solcher gerichtlicher
Aufträge begründet ein Standesvergehen (vgl AnwBl 1961, 35).
Ist er mit den Entscheidungen oder der Vorgangsweise des Richters
nicht einverstanden, dann hat er, als Vertreter einer Partei ebenso
wie in eigener Sache, nur vom Gesetz vorgesehene Mittel dage-
gen anzuwenden (vgl AnwBl 1991, 821). Der DB hat in der HV
ein Verhalten an den Tag gelegt, das für jedermann vom Gesetz
verpönt und mit dafür statuierten DisStrafen (nochmals § 233
Abs 2 StPO) sanktioniert ist.
Gerade ein RA, auch wenn in eigener Sache auftretend, ist ver-
pflichtet, insbesondere in Gerichtsverhandlungen ein dem Anlaß
entsprechendes, das Vertrauen in gerichtliche Amtshandlungen
oder die Achtung vor dem Gericht nicht schmälerndes Verhalten
an den Tag zu legen. Er verletzt Ehre und Ansehen seines Standes
umsomehr, wenn er gegen die von den Normen des Prozeßrechtes
aufgestellten Ordnungsvorschriften für das Verhalten vor Gericht,
die durch entsprechende Sanktionen bewehrt sind, verstößt. Hält
er ihn treffende DisMaßnahmen in einer Verhandlung für unbe-
gründet, dann stehen ihm auch bei Rechtsmittelausschluß (vorlie-
gend § 237 Abs 1 zweiter Satz StPO) die allgemeinen gesetzli-
chen Möglichkeiten zur Abhilfe (Beschwerde nach § 78 Abs 1
GOG, Ablehnungsantrag) offen.
Entgegen dem Vorbringen in der Berufung hatte er bei Befolgung
des richterlichen Auftrages, den Verhandlungssaal zu verlassen,
keinerlei Rechtsnachteil zu befürchten, weil er anwaltlich vertreten
gewesen war. Dem DR ist deswegen darin beizupflichten, daß das
Verhalten des DB als grobe Mißachtung der Prozeßleitungsbefug-
nis des Verhandlungsrichters zu werten, darüber hinaus als Zuwi-
derhandeln gegen gesetzliche Vorschriften über die Ordnung bei
öffentlichen Verhandlungen zu betrachten und deswegen (weil in
eigener Sache handelnd) als Beeinträchtigung von Ehre und Anse-
hen des Standes der RAe zu qualifizieren ist.
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Anmerkung:
Auch in eigener Sache muß ein Anwalt als Privatankläger – der
mehrmals vom Verhandlungsrichter ermahnt wurde, sein störendes
Verhalten einzustellen und dem die Entfernung aus dem Verhand-
lungssaal angedroht und dies auch zweimal beschlußmößig aus-
gesprochen wurde – der sitzungspolizeilichen Anordnung des
Richters entsprechen; in eigener Sache: zwar schwere Beeinträch-
tigung von Ehre und Ansehen des Standes, aber keine Berufspflich-
tenverletzung.
Was wäre gewesen, wenn der Besch als Privatankläger in der HV
nicht anwaltlich vertreten gewesen wäre: hätte bei seinem – wenn-
gleich unfreiwilligen – Verlassen des Saales während der Verhand-
lung die Einstellung des PA-Verfahrens gedroht? Wohl nicht, weil
die Unfreiwilligkeit der weiteren Verhandlungsteilnahme die ge-
setzliche Vermutung des § 46 Abs 3 StPO wohl ausgeschlossen
hätte; der Richter hätte daher die Verhandlung gleichwohl verta-
gen und/oder dem PA auftragen müssen, einen geeigneten Vertei-
diger zu entsenden. Nächste Frage: Könnte das störende Beneh-
men in der Verhandlung ein absichtliches Mittel zum Zweck gewe-
sen sein? Wohl nicht: Da ein PA am Schuldspruch seines Oppo-
nenten und nicht an einer Verschleppung des Verfahrens interes-
siert ist, kann letzteres nicht die Mutter seines Gedankens gewesen
sein.

Strigl

7628

§ 9 Abs 1, § 11 Abs 1 RAO – Treuhanderlag, Zinsen
Ein Treuhanderlag auf dem Anderkonto eines RA
ist zu verzinsen. Die gutgeschriebenen Zinsen
stehen dem jeweils berechtigten Treugeber (oder
dem von ihm bestimmten Empfänger) zu und
sind mit ihm zu verrechnen. Der Vorwurf laut
Einleitungsbeschluß, der besch RA als Treuhän-
der hätte das von seiner Mandantin erlegte
(Treuhand-)Geld auf dem von ihm eingerichteten
Anderkonto nicht verzinst, deckt auch den Vor-
wurf der Nichtausfolgung der Zinsen bzw deren
Nichtabrechnung.

OBDK 21. 6. 1999, 6 Bkd 11/98 aus D 38/95

Aus den Gründen:

Zum allein angefochtenen Freispruchsfaktum laut Punkt II/c heißt
es im erstinstanzlichen Erk:
Nach Ansicht des DR sei der Einleitungsbeschluß sehr eng gefaßt.
Allenfalls weitere mögliche Vorwürfe seien durch den Wortlaut des
Einleitungsbeschlusses nicht gedeckt und würden in einer Art und
Weise über den Einleitungsbeschluß hinausgehen, die den DB

nicht mehr hätten erkennen lassen, was ihm vorgeworfen wird. Im
Beweisverfahren habe sich nicht ergeben, daß der DB ein unver-
zinsliches Anderkonto gewählt hätte. Nach seinem eigenen Einge-
ständnis hat er die Zinsen dieses Kontos nicht mit seiner Mandantin
abgerechnet. Der Vorwurf lautete dahingehend, er hätte das von
der Mandantin erlegte Geld auf dem von ihm eingerichteten An-
derkonto nicht verzinst. Dies stelle einen anderen Vorwurf dar als
die Nichtausfolgung der Zinsen bzw die Nichtabrechnung. Dieser
Vorwurf sei durch den Einleitungsbeschluß nicht gedeckt, da er ein
Aliud zum Vorwurf der Nichtverzinsung auf einem Anderkonto dar-
stelle. Es wäre daher auch in diesem Punkt mit Freispruch vorzu-
gehen gewesen.
Die OBDK hat zur dagegen gerichteten Berufung des KA folgen-
des erwogen:
Im Einleitungsbeschluß vom 22. 10. 1997 lautet der gegen Dr. A
erhobene Vorwurf, er habe „c) das von seiner Mandantin erlegte
Geld auf dem von ihm eingerichteten Anderkonto nicht verzinst“.
Dieser Vorwurf stimmt auch mit dem Vorbringen in der Anzeige
vom 17. 2. 1995 überein: „Des weiteren hätte der DB keine Ver-
zinsungen erlegter Treuhandbeträge ausgewiesen und es unterlas-
sen, von seiner Mandantin erlegte Treuhandbeträge zu verzinsen.“
Der DB hatte auch von Anfang an Kenntnis davon. Er war daher
auch in der Lage, die Tatsachen und den Inhalt des aus dem Einlei-
tungsbeschluß ableitbaren Vorwurfes zu erkennen und konnte sich
auch bei seiner Verantwortung darauf einstellen.
In der mündlichen DisVerhandlung vom 3. 4. 1998 hat sich der DB
auf Vorhalt der Abrechnung des Treuhandbetrages mit seiner
Klientin wie folgt verantwortet: „Es gab Grund zur Abrechnung,
insbesondere wegen der Zinsen, da ich mit ihr vereinbart hatte,
daß ich ihr die Anderkontenzinsen gutschreibe und mit meinem
Honorar gegenverrechne, wie ich das immer tue“, und weiter: „Ich
habe mit der Bank keine spezielle Vereinbarung über die Höhe der
Zinsen der Anderkonten, ich habe aber zu Beginn Frau B mitge-
teilt, daß diese Zinsen ihr zustehen.“
Es kann daher keinem Zweifel unterliegen, daß sich der DB von
Anfang an darüber im klaren war, daß er den Treuhanderlag sei-
ner Mandantin auf dem Anderkonto „zu verzinsen hatte“, die gut-
geschriebenen und abgereiften Zinsen seiner Mandantin zustehen
und er diese auch abzurechnen und mit der Mandantin zu verrech-
nen hatte.
Im Gegensatz zur Auffassung des DR bezieht sich der aus dem Ein-
leitungsbeschluß übernommene Wortlaut des Spruches laut Pkt II/c
weder sprachlich, noch inhaltlich, noch sinngemäß darauf, daß
der DB ein unverzinsliches Anderkonto gewählt hätte, sondern
wirft dem DB unmißverständlich und von ihm auch eingestanden
vor, er habe das von seiner Mandantin erlegte Geld auf dem von
ihm eingerichteten Anderkonto nicht verzinst.

Den Begriff „verzinsen“ bzw „verzinslich“ (im Gegensatz zu „un-
verzinslich“) kommt sprachlich und inhaltlich allgemein die nach-
stehend definierte Bedeutung zu:
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Lt Knaur „Das deutsche Wörterbuch“, Lexikographisches Inst Mün-
chen, 1985, versteht man unter verzinsen: „Jemanden etwas ver-
zinsen“, „jemanden Zinsen für etwas zahlen“; „wir verzinsen ihnen
die Spareinlage mit 3%“; „sich verzinsen – Zinsen abwerfen, brin-
gen“; „das Kapital, der Sparbrief verzinst sich mit 8%“; verzinslich
(Adjektiv); „sich verzinsend“, „zinsenbringend“.

Laut Mackensen „Deutsches Wörterbuch (Worterklärungen),
11. Auflage 1986, Süd-West-Verlag München, bedeutet verzin-
sen: „Zinsen zahlen, Zinsen bringen; verzinslich = verzinsbar; Ver-
zinslichkeit = Fähigkeit sich zu verzinsen“.

Laut Wahrig „Wörterbuch der deutschen Sprache“ (erklärt Sinn
und Bedeutung) Deutscher Taschenbuchverlag GmbH & Co KG,
München 1978, bedeutet verzinsen: „jemanden Zinsen für etwas
zahlen, jemanden ein Kapital, eine Spareinlage verzinsen; etwas
verzinst sich, bringt Zinsen ein“.

Daraus folgt eindeutig, daß der gegen den DB im Einleitungsbe-
schluß erhobene Vorwurf in dem vom DR im Erk vom 3. 4. 1998 als
erwiesen angenommenen Sachverhalt, er habe das von seiner Man-
dantin erlegte Geld auf dem von ihm eingerichteten Anderkonto
„nicht verzinst“, seine Deckung findet. Der gegenteilige, vom DR un-
terstellte enge Sinn der Fassung des Einleitungsbeschlusses, daß da-
mit dem DB nur die Veranlagung des Geldes auf einem nicht zinsen-
tragenden Konto vorgeworfen würde, müßte schlicht von vornherein
als sinnlos angesehen werden. Denn dem den Einleitungsbeschluß
fassenden Gremium war bekannt, daß das Geld auf einem Konto
des DB angelegt war. Ein solches Konto – wie auch jedes andere –
ist zwingend mit Zinserträgnissen verbunden. Wäre der Einleitungs-
beschluß so auszulegen gewesen, wie es später der DR vermeinte,
so wäre damit gegen den DB ein Vorwurf erhoben worden, der
bereits von Anfang an als haltlos zu erkennen gewesen wäre.

Sinn und Inhalt des Einleitungsbeschlusses waren daher bei richti-
ger Würdigung und Auslegung des Begriffes „verzinsen“, daß der
DB die zwingend zu jeder Verzinsung gehörige Zinsenabrechnung
nicht erstellte, die Mandantin über die Zinserträgnisse im unklaren
gelassen wurde und diese Forderung von ihr im Zivilprozeß gegen
den DB geltend gemacht werden mußte.

Trotz dieser rechtlichen Würdigung war die OBDK aus verfahrens-
rechtlichen Gründen nicht in der Lage, den Freispruch ohne vorhe-
rige Anhörung und Äußerungsmöglichkeit des DB zur neuen Sach-
lage selbst in einem Schuldspruch umzuwandeln. Darin läge ein
Verstoß gegen die Grundsätze eines fairen Verfahrens zum Nach-
teil des DB, weil dieser weder die dem Freispruch zugrunde geleg-
ten Tatsachenfeststellungen anfechten noch in der in seiner Abwe-
senheit durchgeführten mündlichen Berufungsverhandlung dazu
Stellung nehmen konnte.

Anmerkung:

Dieses Erk macht seit einiger Zeit wieder deutlich, daß Treugelder
zu verzinsen sind und die – wenngleich bei niedrigen Haben-Zin-
sen geringen – Zinserträgnisse dem aus dem Treuhandauftrag Be-

rechtigten zustehen und ihm, dh jedenfalls nach Weisung des oder
der Treugeber auszufolgen sind (4 Bkd 3/91, AnwBl 1993, 684).
Der DR meinte, daß der eng gefaßte Einleitungsbeschluß den in
Frage kommenden Schuldspruch nicht deckt, befürchtete offenbar,
durch einen solchen Schuldspruch den Besch im verfassungsge-
setzlich gewährleisteten Recht auf ein Verfahren vor dem gesetzli-
chen Richter zu verletzen (VfGH B 418/91, AnwBl 1992, 579)
und sprach frei. Die OBDK sah diese Befürchtung nach den
Umständen des Falles „schlicht von vornherein als sinnlos“ an und
belehrte den Besch (und uns), daß „verzinsen“ nichts anderes als
Zinsen zahlen oder Zinsen bringen bedeutet und daß daher „ver-
zinslich“ die Fähigkeit, sich zu verzinsen, heißt. Aus dem gg Fall
erfahren wir nicht, wie hoch diese Zinsen waren. Trotzdem ist die
Entscheidung beachtlich, weil sie für jeden Treuhänder Handlungs-
bedarf bedeutet; ohne sein Dazutun nützt einem Kapital die Fähig-
keit, sich zu verzinsen, recht wenig. Banken sind mit Ratschlägen
bekanntlich besonders hilfreich, wenn es sie nichts kostet oder
ihnen etwas erspart. Wer Zinsen will, „der trete vor“ (Lohengrin,
1. Akt, 2. Szene) und rede!

Strigl

Medienrecht
7629

§§ 6, 33, 36 MedienG
§§ 111, 115 StGB

Veröffentlichungen in einer Faschingszeitung
stellen nicht schlechthin einen Freibrief für da-
durch bewirkte Ehrverletzungen jeglicher Art dar.
Auch in Ausübung eines anerkannten Brauch-
tums, wie etwa der Herausgabe einer Faschings-
zeitschrift, können nur unerhebliche Rechtsgut-
verletzungen unter dem Gesichtspunkt rechts-
konformen und sozial adäquaten Verhaltens die
Herbeiführung eines strafrechtlich verpönten Er-
folgs nicht tatbestandsmäßig erscheinen lassen.

OLG Innsbruck 29. 4. 1999, 7 Bs 128/99

Beschluß

Das OLG Innsbruck hat am 29. 4. 1999 durch seinen 7. Senat in
der Mediensache der Antragstellerin wegen §§ 6, 33, 36 MedienG
gegen die Antragsgegnerin, über die Beschwerde der Antragstelle-
rin gegen den Beschluß des LG Feldkirch vom 12. 2. 1999, GZl
24 Vr 205/99-2, in nichtöffentlicher Sitzung beschlossen:
Der Beschwerde wird Folge gegeben, der angefochtene Beschluß
aufgehoben und dem Erstgericht eine neuerliche begründete Ent-
scheidung aufgetragen.
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Begründung:

Die Antragsgegnerin ist Herausgeberin, Verlegerin und Medien-
inhaberin der Faschingszeitung, welche einmal im Jahr in der
Gemeinde X zur Faschingszeit erscheint. In der Ausgabe für den
Fasching 1999, welche im Februar 1999 an sämtliche Haushalte
in X verteilt und in diversen Verkaufsstellen zum Verkauf angeboten
wurde, ist unter anderem ein Bild der Antragstellerin mit folgendem
Begleittext abgebildet:

„Von der Öffentlichkeit völlig unbemerkt, setzte sich Monica
Lewinsky in die Gemeinde X ab. Auf ihrer Suche nach einem neuen
Sexopfer stieß sie zielsicher auf den Bürgermeister Y. Wie unser
Exklusivbild zeigt, unterschreibt dieser gerade einen Liebesvertrag.
Und das auf dem Rücken der sonst gnadenlosen Presse.“

Mit der Behauptung, daß den Lesern hiedurch suggeriert werde,
daß die Antragstellerin in ähnlicher Weise wie die aus den Medien
bekannte Frau Monica Lewinsky auf der Jagd nach – insbesondere
verheirateten – Männern der Politik wäre, wodurch trotz des satiri-
schen Inhaltes der Zeitschrift die Grenze des guten Geschmackes
weit überschritten würde, stellte die Antragstellerin am 10. 2.
1999 beim Erstgericht die Anträge

1. das Medienwerk vom Februar 1999 gem § 33 MedienG einzu-
ziehen;

2. das Medienwerk gem § 36 MedienG zu beschlagnahmen;

3. die Antragsgegnerin schuldig zu erkennen, an die Antragstelle-
rin gem § 6 MedienG und/oder § 7 MedienG eine Entschädigung
von S 50.000,– binnen 14 Tagen zu bezahlen.

Wer der Textverfasser sei, sei der Antragstellerin unbekannt, weil
die Antragsgegnerin diesbezüglich mit dem Hinweis, daß es sich
um eine 12köpfige „Geheimredaktion“ handle, keine Auskunft
erteilt habe. Vor der Veröffentlichung des Bildes mit der gegen-
ständlichen Bildunterschrift sei die Antragstellerin nicht um ihr Ein-
verständnis gefragt worden. Dadurch sei der objektive Tatbestand
der üblichen Nachrede, Beschimpfung und Verspottung erfüllt. Der
Entschädigungsanspruch sei deshalb gerechtfertigt, weil sich die
Veröffentlichung auf den höchst persönlichen Lebensbereich be-
ziehe und die Antragstellerin dadurch in aller Öffentlichkeit bloß-
gestellt werde.

Mit dem angefochtenen Beschluß vom 12. 2. 1999 hat das Erst-
gericht sämtliche Anträge ohne weiteres Verfahren abgewiesen
und der Antragstellerin gem § 390 StPO die Verfahrenskosten auf-
erlegt.

Hiezu führte das ErstG im wesentlichen aus, daß das Medienwerk
zwanglos als Faschingszeitschrift erkennbar sei. In dieser sei die
Antragstellerin zweimal abgebildet, wobei sich aus den beiden
Fotos ergebe, daß diese bei ein und derselben Gelegenheit ge-
schossen worden seien. Die Antragstellerin habe sich nicht so sehr
durch diese Abbildungen, sondern vielmehr durch den unterlegten
Text gekränkt gefühlt. Ungeachtet dessen sei aber das objektive
Tatbild der §§ 111 bzw 115 StGB nicht erfüllt. Ein verständnis-

voller Medienempfänger erkenne zweifelsohne das Wesen der
Karikatur und der Satire, welches in der bildlichen und/oder wört-
lichen Verzerrung und Übertreibung der Wirklichkeit bestehe. Ge-
rade zu Faschingszeiten würden aktuelle politische Vorkommnisse
in mehr oder weniger lustiger Art oder Weise zur Darstellung
gebracht. Nichts anderes sei gegenständlichenfalls geschehen, da
einzig und allein die Affäre des amerikanischen Präsidenten aktua-
lisiert worden sei und kein Leser der Faschingszeitschrift den inkri-
minierten Text als bare Münze nehme. Die der Verleumdung, der
Beschimpfung, der Verspottung und der üblen Nachrede delikts-
typische Gefährdung werde sohin durch den Medieninhalt nicht
bewirkt, weshalb der objektive Tatbestand nicht verwirklicht sei.
Auch die Anspruchsvoraussetzungen nach § 7 MedienG seien
nicht gegeben. Im gegenständlichen Fall seien nicht Tatsachen des
höchstpersönlichen Lebensbereiches der Antragstellerin veröffent-
licht und diese damit bloßgestellt worden, sondern habe es sich
offenkundig nur um eine scherzhafte Enthüllung gehandelt.
Gegen diesen Beschluß erhob die Antragstellerin fristgerecht Be-
schwerde mit dem Antrag, ihren Anträgen auf Einziehung gem
§ 33 MedienG sowie auf Beschlagnahme nach § 36 MedienG
stattzugeben und dem LG Feldkirch die Anordnung der Hauptver-
handlung gem § 8 Abs 1 MedienG aufzutragen.
Entgegen der Auffassung des Erstgerichtes sei bei richtiger rechtli-
cher Würdigung sowohl der Tatbestand nach § 111 StGB als auch
nach § 115 StGB erfüllt. Der durchschnittliche Medienempfänger
assoziiere mit dem Namen „Monica Lewinsky“ aufgrund der mo-
natelangen internationalen Berichterstattung ohne Zweifel zahlrei-
che mehr oder weniger abartige Sexualpraktiken und ein sitten-
loses Leben. Die Beschwerdeführerin sei eine 58jährige Pensioni-
stin, weder Politikerin noch eine sonstige Persönlichkeit des öffent-
lichen Lebens und pflege in keiner Weise ein sexuell ausschweifen-
des Leben. Sie werde durch das inkriminierte Bild und die Text-
unterschrift mit Vorgängen in Verbindung gebracht, mit denen sie
absolut nichts zu tun habe. Es gäbe keinerlei Kern an Wahrheit,
vielmehr sei es den Geheimredakteuren der Antragsgegnerin offen-
bar darum gegangen, die Bf zu beleidigen, verspotten und zu
kränken, weshalb die inkriminierte Abbildung samt Begleittext dem
Wesen einer Karikatur und Satire nicht gerecht werde. Vielmehr
habe die Antragsgegnerin die Intimsphäre der Bf in grober Weise
verletzt und könnten derartige Rechtsgutverletzungen auch in
Ausübung eines anerkannten Brauchtums in Vorarlberg wie der
Herausgabe von Faschingszeitschriften nicht zur Verneinung der
Tatbestandsmäßigkeit führen. Der Umstand, daß der Obmann der
Beschwerdegegnerin die Bekanntgabe des Redakteurs verweigert
habe, indiziere die Böswilligkeit der „Geheimredakteure“.
Die Beschwerde ist begründet.
Der medienrechtliche Persönlichkeitsschutz nach § 6 Abs 1 Me-
dienG erfordert die Herstellung des objektiven Tatbestandes der
üblichen Nachrede, der Verspottung oder der Verleumdung in
einem Medium. „Üble Nachrede“ ist entweder Schmähung (Vor-
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wurf einer verächtlichen Eigenschaft oder Gesinnung) oder der
Vorwurf eines bestimmten tatsächlichen Verhaltens, das geeignet
ist, in der Öffentlichkeit verächtlich zu machen oder herabzuset-
zen. „Verspottung“ liegt vor, wenn jemand lächerlich gemacht
wird, ohne daß seinem Charakter oder seiner Achtbarkeit nahe-
getreten wird. Diese Delikte müssen in Form des objektiven Tatbe-
standes gegeben sein. „Objektiver Tatbestand“ bedeutet demnach
eine Beschränkung darauf, wie der Medieninhalt auf das Medien-
publikum wirkt und ob er die jeweilige „Gefährdung“, die der Ver-
leumdung, üblen Nachrede und Verspottung deliktstypisch eigen
ist, durch den Medieninhalt bewirkt. Auf die dahintersteckende
Absicht des Verfassers kommt es nicht an. Daß § 6 MedienG auf
den objektiven Tatbestand abstellt, schließt die Berücksichtigung
von Rechtfertigungsgründen (abgesehen von subjektiven Rechtferti-
gungsgründen, die an der Person des Verfassers haften) nicht von
vornherein aus, setzt ihr aber Schranken (Hartmann/Rieder, Kom-
mentar zum MedienG, Band 4, 63ff).

Durch die inkriminierte Abbildung der Bf wird beim Medienpubli-
kum zweifelsfrei klargestellt, daß es sich bei der abgebildeten Per-
son nicht um Monika Lewinsky handelt. Durch die monatelange
internationale Berichterstattung in den diversen Medien assoziiert
jedenfalls ein Großteil des Medienpublikums mit dem Namen
„Monica Lewinsky“ die von dieser mit dem Präsidenten der USA
William Clinton unterhaltenen ehebrecherischen Beziehungen und
Sexualpraktiken. Durch den Begleittext wird bei einem verständi-
gen Medienempfänger der Eindruck vermittelt, daß die Bf ein sexu-
ell ausschweifendes Leben führe und sich gleich Monica Lewinsky
als neues „Sexopfer“ eine prominente Person des öffentlichen
Lebens, nämlich den Bürgermeister der Gemeinde X, auserkoren
habe. Damit wird aber die Bf in einem einem großen Personen-
kreis zugänglichen Medium iSd § 111 Abs 1 StGB eines unehren-
haften oder gegen die guten Sitten verstoßendes Verhaltens be-
zichtigt, das geeignet ist, sie in der öffentlichen Meinung verächt-
lich zu machen oder herabzusetzen. Der Auffassung des Erst-
gerichtes, daß ein verständnisvoller Medienempfänger allein des-
halb, weil sich die inkriminierte Abbildung samt Begleittext in einer
Faschingszeitschrift befindet, grundsätzlich nicht ernst nehme, son-
dern als eine dem Wesen der Karikatur und Satire innewohnende
bildliche und wörtliche Verzerrung und Übertreibung erkenne,
weshalb diese grundsätzlich nicht den objektiven Tatbestand der
üblichen Nachrede oder Verspottung erfüllen könne, vermag sich
das Beschwerdegericht nicht anzuschließen. Zutreffend macht die
Bf unter Hinweis auf die oberstgerichtliche Judikatur (1 Ob 4/91,
SZ 61/210) geltend, daß das Wesen der Karikatur und der Satire
in der bildlichen und/oder wörtlichen Verzerrung und Übertrei-
bung der Wirklichkeit zum Zweck der Geiselung oder Rüge von
Mißständen besteht. Karikaturen und Satire sind damit traditionell
in ihrer äußeren Darbietung meist frech, frivol oder auch schamlos,
somit häufig beleidigend oder herabsetzend. Um sie im Konflikt
mit Rechtsverletzungen gegen andere Rechtsträger zu beurteilen,

bedarf es zunächst ihrer Entzerrung und damit der Gewinnung des
„Aussagekerns“, der in erster Linie auf seine Verletzungsneigung
zu untersuchen ist. Erst dann ist auch die satirische oder karikaturi-
stische Einkleidung der Aussage daraufhin zu überprüfen, ob sie
sich im Rahmen des dieser Kunstform „erlaubten“ Bildes oder an-
derer Rechtsgüter, wie etwa die Ehre des Karikierten, verletzt hat.
Eine Reduzierung auf den Aussagekern und die Beurteilung seiner
Eignung als Ehrverletzung iSd § 111 StGB scheitert aber daran,
daß weder dem angefochtenen Beschluß noch dem Akteninhalt
entnommen werden kann, weshalb der oder die Verfasser des
inkriminierten Artikels gerade die Antragstellerin zum Objekt der
medialen Darstellung gemacht haben. Insbesondere ist nicht er-
kennbar, ob es sich bei der Bf um eine im Blickfeld der Öffentlich-
keit stehende Person handelt oder nicht, wie die Antragsgegnerin
in den Besitz ihres Bildnisses gelangt ist und ob die Bf durch ir-
gendein Verhalten allenfalls Anlaß gegeben hat, dieses in mehr
oder weniger humoristischer und verzerrter Form in einer Fa-
schingszeitschrift anzuprangern. Zur Klärung dieser entscheidungs-
relevanten Umstände kann über die Anträge der Bf nicht abschlie-
ßend abgesprochen werden, weshalb dem Erstgericht eine neuer-
liche begründete Entscheidung aufzutragen war. Dabei wird aber
zu beachten sein, daß Veröffentlichungen in einer Faschingszei-
tung nicht schlechthin einen Freibrief für dadurch bewirkte Ehrver-
letzungen jeglicher Art darstellen können und auch in Ausübung
eines anerkannten Brauchtums (wie etwa der Herausgabe einer
Faschingszeitschrift) nur unerhebliche Rechtsgutverletzungen unter
dem Gesichtspunkt rechtskonformen und sozial adäquaten Verhal-
tens die Herbeiführung eines strafrechtlich verpönten Erfolges nicht
als tatbestandsmäßig erscheinen lassen (12 Os 164/83).

Anmerkung:

Daß – nicht zuletzt aufgrund der verfassungsrechtlichen Norm des
Artikel 8 MRK – auch in der Faschingszeit die Ehre grundsätzlich
nicht verletzt werden darf, sollte klar sein. Umso mehr überrascht
es, daß sowohl das Landesgericht Feldkirch als auch die Ober-
staatsanwaltschaft Innsbruck noch diese Art des „Humors“ für statt-
haft erachtet hatten, und zwar mit dem Argument, daß die interes-
sierten Leser in diesem Bericht nicht einmal einen Kern der Wahr-
heit erkennen würden. Das OLG Innsbruck stellt klar, daß die Leser
sehr wohl einen Kern der Wahrheit erblicken und diese Art der Be-
richterstattung grundsätzlich eine Ehrverletzung iSd § 111 StGB
darstellt. In der Begründung des OLG Innsbruck fehlt allerdings ein
Hinweis darauf, daß nach § 112 StGB über Tatsachen des Privat-
oder Familienlebens der Wahrheitsbeweis und der Beweis des
guten Glaubens nicht zuzulassen sind. Ob die betroffene Person
tatsächlich der Frau Monica Lewinsky ebenbürtig ist, sollte auf-
grund des § 112 StGB daher grundsätzlich keine Rolle spielen.
Dieser Bereich darf somit ohne Zustimmung der betroffenen Person
grundsätzlich auch nicht in einer Faschingszeitung thematisiert
werden. In Hinkunft werden die Redakteure von Faschingszeitun-



AnwBl 1999/11 717

Rechtsprechung

gen, die ihre Zeitschrift allzu bissig gestalten wollen, gut daran tun,
den Inhalt ihrer Artikel vorher juristisch prüfen zu lassen oder die
Zustimmungserklärungen der betroffenen Personen einzuholen.

Dr. Helgar Schneider
(am Verfahren beteiligt)

Gebühren- und Steuerrecht
Wann erfordert eine Selbstanzeige bei
unterlassenen USt-Voranmeldungen die
Entrichtung des hinterzogenen Betrages?

7630

§ 29 Abs 2, § 33 Abs 2 lit a FinStrG
§ 281 Abs 1 Z 9 lit a und lit b StPO

Die im abgabenrechtlichen Rechtsmittelverfah-
ren abgegebene Umsatzsteuererklärung hat als
Selbstanzeige iSd § 29 FinStrG schon deshalb
keine Straffreiheit zur Folge, weil der Ange-
klagte die von § 29 Abs 2 FinStrG geforderte Ent-
richtung der aus der Abgabenverkürzung resul-
tierenden Beträge unterlassen hat.

OGH 22. 6. 1999, 14 Os 9/99

Sachverhalt:

Mit dem angef Urteil wurde der Angeklagte Dr. Martin Z des
Finanzvergehens der Abgabenhinterziehung nach § 33 Abs 2 lit a
FinStrG schuldig erkannt.

Danach hat er in Wien als selbständiger Rechtsanwalt vorsätzlich
in mehrfachen Tathandlungen unter Verletzung der Verpflichtung
zur Abgabe von dem § 21 UStG 1972 (bzw 1994) entsprechen-
den Voranmeldungen eine in unterbliebener Entrichtung gelegene
Verkürzung der selbst zu berechnenden Umsatzsteuervorauszah-
lungen bewirkt und dies nicht nur für möglich, sondern für gewiß
gehalten, indem er bei Unterlassung der gebotenen Umsatzsteuer-
voranmeldungen keine Umsatzsteuervorauszahlungen entrichtete.

Dieses Urteil bekämpft der Angeklagte mit einer auf die Nichtig-
keitsgründe der Z 5, 9 lit a und 9 lit b des § 281 Abs 1 StPO ge-
stützten Nichtigkeitsbeschwerde, der keine Berechtigung zukommt.

Spruch:

Verwerfung der Nichtigkeitsbeschwerde.

Aus den Gründen:

Mit dem Hinweis auf das Fehlen detaillierter Konstatierungen der
Zahllasten und etwaiger Überschüsse für jeden einzelnen Kalen-

dermonat wird kein Feststellungsmangel (Z 9 lit a) dargetan. Der Bf
unterläßt zum einen jegliche Substantiierung seiner Behauptung
von Überschüssen und übersieht zum andern (neuerlich) die mit
der unterbliebenen Abgabenentrichtung verbundene jeweilige De-
liktsvollendung (§ 33 Abs 3 lit b FinStrG). Spätester Einreichungs-
tag für eine Voranmeldung ist seit Beginn des Jahres 1994 der
15. Tag (früher der 10. Tag) des auf den Voranmeldungszeitraum
folgenden übernächsten Monats. Rechtzeitig sind nur innerhalb
dieses Zeitraumes erbrachte Leistungen, die aber weder vom Bf
dargelegt wurden, noch durch die Aktenlage indiziert sind.

Soweit die Beschwerde den Vorgang kritisiert, daß die Finanzbe-
hörde bei Ermittlung der Verkürzungsbeträge für 1995 und 1996
einen „Sicherheitszuschlag” von 10 Prozent berücksichtigte (der
Sache nach § 281 Abs 1 Z 5 StPO), ist er auf die logisch und
empirisch einwandfreie Beweiswürdigung des Schöffengerichtes
zu verweisen, wonach die diesbezüglichen Urteilsannahmen dar-
aus abgeleitet wurden, daß der Angeklagte mehrere Gelegenhei-
ten zur Vorlage seiner Unterlagen ungenützt ließ (US 8).

Mit der Rüge, wonach die ua wegen Verdunkelungsgefahr ver-
hängte Verwahrungs- und Untersuchungshaft vom 3. bis 18. 4.
1996 den Angeklagten an der rechtzeitigen Umsatzsteuervor-
anmeldung und -zahlung für den unter Punkt 6 bezeichneten Zeit-
raum hinderte, wäre im Blick darauf, daß Dr. Z nicht während des
gesamten Voranmeldungszeitraums in Haft war und überdies
(nach den unbestrittenen Depositionen des Zeugen Andreas N)
auch während der Haft von den Finanzbeamten besucht werden
konnte (und – wenn auch möglicherweise während eines anderen
Haftabschnitts – tatsächlich besucht wurde; S 31), darzutun gewe-
sen, warum er dessen ungeachtet der in Rede stehenden Verpflich-
tung nicht nachkommen konnte.

Gleichfalls zu Unrecht reklamiert der Angeklagte schließlich das
Vorliegen des Strafaufhebungsgrundes der Selbstanzeige nach
§ 29 FinStrG (Z 9 lit b) hinsichtlich der ihm zu Punkt 1 zur Last lie-
genden Abgabenverkürzung für das Jahr 1991. Mangels rechtzei-
tiger Voranmeldung und Erbringung der betreffenden Umsatzsteu-
ervorauszahlung wurde der angefallene Rückstand zunächst durch
Bescheid vom 2. 9. 1993 mit dem Betrag von S 308.000,– fest-
gesetzt und in weiterer Folge aufgrund der dagegen erhobenen
Berufung vom 20. 10. 1993, die mit der bis dahin ausständigen
Steuerklärung verbunden war, am 5. 11. 1993 schließlich auf den
antragskonformen Betrag von S 261.591,– reduziert (S 2 und 3
der Blg/A zu ON 8 iVm den Unterlagen für 1991 im Einkommens-
steuerakt ON 4). Die im Rechtsmittelverfahren abgegebene Um-
satzsteuererklärung hat als Selbstanzeige iSd § 29 FinStrG schon
deshalb keine Straffreiheit zur Folge, weil der Angeklagte die dem
Abs 2 leg cit genügende Entrichtung der aus der Abgabenverkür-
zung resultierenden Beträge unterlassen hat. Die im September
1994 verspätet geleistete (und überdies keinen materiellen Über-
schuß herbeiführende) Zahlung von S 360.000,– vermochte dem-
nach keine strafbefreiende Wirkung zu entfalten.
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Damit erweist es sich aber als bedeutungslos, daß Verfolgungs-
handlungen (§ 14 Abs 3 FinStrG) gegen den Angeklagten erst am
14. 12. 1995 vorgenommen worden sind. Demzufolge war die
Nichtigkeitsbeschwerde zu verwerfen.

Anmerkung:

Dieses Urteil des OGH wirft die Frage auf, wann bei unterlassenen
Umsatzsteuer-Voranmeldungen und der daraus resultierenden Um-
satzsteuerhinterziehung (§ 33 Abs 2 lit a FinStrG) für die strafauf-
hebende Wirkung einer Selbstanzeige (§ 29 FinStrG) die Entrich-
tung der zu Unrecht verkürzten Umsatzsteuerbeträge erforderlich
ist. In der Folge soll erörtert werden, daß bei unterlassenen Um-
satzsteuer-Voranmeldungen und damit unterlassenen Umsatzsteuer-
Vorauszahlungen grundsätzlich keine sofortige Entrichtung erfor-
derlich ist, sondern daß die Erlassung eines Umsatzsteuerbeschei-
des abgewartet werden kann und die Entrichtung erst einen Monat
nach Bekanntgabe dieses Bescheides erfolgen muß. Die vorlie-
gende Entscheidung des OGH steht dabei durchaus in Einklang
mit der jüngeren Rsp.

1. Voraussetzungen einer strafbefreienden Selbstanzeige: Eingangs
sei festgehalten, daß – abgesehen von der Entrichtung der verkürz-
ten Beträge – im konkreten Fall alle Voraussetzungen einer Selbst-
anzeige vorlagen: die Abgabe einer Umsatzsteuer-Jahressteuer-
erklärung gilt bei verkürzten USt-Vorauszahlungen jedenfalls – wenn
auch konkludent – als hinreichende Darlegung der Verfehlung sowie
Offenlegung der für die Feststellung der Verkürzung bedeutsamen
Umstände iSd § 29 Abs 2 FinStrG (siehe zB Leitner, Grundzüge des
österreichischen Finanzstrafrechts, 1996, 82 und jüngst OGH
27. 8. 1998, 12 Os 41/98, ÖStZB 1999, 329 = ecolex 1999,
62). Weiters lagen, wie der OGH ausdrücklich feststellt, keine Ver-
folgungshandlungen (iSd § 14 Abs 3 FinStrG iVm § 29 Abs 3 lit a
FinStrG) vor; die Tat war auch nicht entdeckt worden (§ 29 Abs 3
lit b FinStrG). Schließlich waren offenbar auch die übrigen Voraus-
setzungen für die Straffreiheit gem § 29 FinStrG (Einbringung bei
zuständiger Behörde, Bezeichnung der Person, für die die Selbst-
anzeige erstattet wird, keine Betretung auf frischer Tat) erfüllt.

2. Verpflichtung zur Entrichtung oder Zahlungserleichterungen:
§ 29 Abs 2 FinStrG verlangt neben den oben angeführten Erfor-
dernissen für eine strafbefreiende Selbstanzeige weiters, daß der
Anzeiger die verkürzten Beträge, die er schuldet oder für die er zur
Haftung herangezogen werden kann, entsprechend entrichtet.
Diese Entrichtung muß „umgehend“, dh zeitgleich mit der Selbst-
anzeige erfolgen (zum Meinungsstand über die zeitliche Nähe zur
Anzeige vgl zB Scheil, Die Selbstanzeige nach § 29 FinStrG,
1995, Rz 565). Die Verpflichtung zur Entrichtung wird nur dadurch
gemildert, daß der anzeigende Steuerpflichtige auch Zahlungs-
erleichterungen (Stundung der Abgaben oder Ratenzahlung gem
§ 212 BAO) beantragen kann. Der Zahlungsaufschub darf zwei
Jahre nicht überschreiten; diese Frist beginnt bei selbst zu berech-
nenden Abgaben (§§ 201 und 202 BAO) mit der Selbstanzeige,

in allen übrigen Fällen mit der Bekanntgabe des Betrages an den
Anzeiger zu laufen (siehe § 29 Abs 2 FinStG). Werden Zahlungs-
erleichterungen nicht beantragt bzw nicht gewährt, kommt der
Frage der sofortigen Entrichtung daher besondere Bedeutung zu.

3. Fälligkeiten bei der Selbstberechnung und Erklärung der Um-
satzsteuer: Ein Unternehmer muß für jeden Monat bzw für jedes
Kalendervierteljahr (Quartal) USt-Voranmeldungen abgeben; die
USt für die Voranmeldungen wird dann am 15. des auf den Voran-
meldungszeitraum (Monat oder Quartal) zweitfolgenden Monats
fällig. Insoweit ist die USt daher eine Selbstbemessungsabgabe.
Erst am Jahresende muß der Unternehmer eine Jahresumsatzsteuer-
erklärung abgeben, auf deren Grundlage die USt bescheidmäßig
festgesetzt wird. Eine etwaige Differenz zur Umsatzsteuer der Vor-
anmeldungszeiträume, die mit diesem Bescheid festgesetzt wird,
ist dann einen Monat nach Bekanntgabe (Zustellung) dieses Be-
scheides zu entrichten (§ 210 Abs 4 BAO). Von diesem Grundsatz
der Selbstberechnung normiert § 21 Abs 3 UStG 1994 (= 1972)
eine Ausnahme, die für die hier aufgeworfene Frage von besonde-
rer Bedeutung ist: Wenn der Unternehmer die Einreichung der Vor-
anmeldung pflichtwidrig unterläßt oder wenn sich die Voranmel-
dung als unvollständig oder die Selbstberechnung als nicht richtig
erweist, so hat das Finanzamt die Steuer festzusetzen (vgl auch
§§ 201 und 202 BAO).

4. Keine Verpflichtung zur „umgehenden“ Entrichtung der ver-
kürzten Umsatzsteuer bei Selbstanzeige: Nach dem Wortlaut des
§ 29 Abs 2 FinStrG müssen die verkürzten Beträge „den Abgaben-
vorschriften entsprechend“ entrichtet werden. Die Gesetzesmate-
rialien zur Finanzstrafgesetz-Novelle 1975 (Erl zur RV 1130 BlgNR
XIII. GP, 57) führen dazu aus, daß bei Vorliegen bereits fälliger
Abgaben (bei unterlassenen USt-Voranmeldungen war die USt
regelmäßig bereits fällig) „ihre Entrichtung umgehend zu erfolgen
. . . hat; dies gilt insbesondere für die Entrichtung solcher Abga-
ben, die der Abgabenpflichtige ohne abgabenbehördliche Festset-
zung aufgrund einer Selbstberechung (§§ 201 und 202 BAO) zu
entrichten hat“. Dies würde auf den ersten Blick bedeuten, daß
die unterlassenen Umsatzsteuer-Vorauszahlungen „umgehend“ zu
entrichten sind, da die auf den Kalendermonat oder auf das Quar-
tal entfallende USt bereits am 15. des darauf zweitfolgenden Mo-
nats fällig gewesen war. Bei unterlassenen Umsatzsteuer-Voran-
meldungen liegen allerdings die Vorausetzungen des § 21 Abs 3
UStG 1994 (vgl auch § 201 BAO) für die Erlassung eines Umsatz-
steuer-Bescheides vor. Die auf der Grundlage dieses Bescheides
festgesetzte USt ist erst einen Monat nach Bekanntgabe (Zustel-
lung) dieses Bescheides zu entrichten (§ 210 Abs 4 BAO). Damit
sprechen die überzeugenderen Gründe für die Auffassung, daß
die verkürzten Umsatzsteuerbeträge erst einen Monat nach Be-
kanntgabe des Abgabenbescheides entrichtet werden müssen, um
die Straffreiheit der Selbstanzeige zu erreichen. Dafür spricht zu-
nächst der Wortlaut des § 29 Abs 2, da auch bei bescheidmäßi-
ger Festsetzung und Entrichtung der Beträge innerhalb eines Mo-
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nats ab Bekanntgabe des Bescheides die Entrichtung „den Abga-
benvorschriften entsprechend“ erfolgt. Auch mit den Gesetzesma-
terialien steht diese Auffassung in Einklang, da eine „umgehende
Entrichtung“ nur im Falle fehlender abgabenbehördlicher Festset-
zung zu erfolgen hat. Die Materialien verweisen auch ausdrücklich
auf die dem § 21 Abs 3 UStG 1994 weitgehend entsprechende
Vorschrift des § 201 BAO. Diese Auffassung teilt auch das über-
wiegende Schrifttum (oV, ZGV-UStR 1986, 29; Plückhahn, SWK
1986 A V 23ff; Ritz, RdW 1988, 101ff; Scheil, Selbstanzeige
Rz 563ff; Stocker, SWK 1995 A 764ff; Scheil, Einige Streitfragen
zur Selbstanzeige, in: Leitner (Hrsg), Aktuelles zum Finanzstraf-
recht, 1996, 166ff; aA nur Schuchter/Webhofer, SWK 1995
A 637ff) sowie die Verwaltungspraxis des BMF (BMF 5. 12. 1995,
N 36/20/1-IV/16/95; siehe dazu Henzl, SWK 1996 A 55ff).
Anders sah dies der OGH noch in seiner älteren Rsp (zB OGH
19. 12. 1985, 11 Os 143/85, EvBl 1981/26 = ÖJZ-LSK 1986/
48); die jüngere Rsp ist allerdings bereits auf die in der Literatur
vorherrschende Auffassung eingeschwenkt (so jüngst OGH 27. 8.
1998, 12 Os 41/98, ÖStZB 1999, 329 = ecolex 1999, 62).

5. Besonderheiten des vorliegenden Falles: Die Aussagen des
OGH im vorliegenden Fall widersprechen nicht der hA in der Lite-

ratur und der jüngeren Auffassung des OGH, daß bei Selbst-
anzeige wegen unterlassener USt-Vorauszahlungen die Erlassung
eines Bescheides abgewartet werden kann und die verkürzten Be-
träge erst binnen Monatsfrist nach Bekanntgabe dieses Bescheides
entrichtet werden müssen. Nach dem Sachverhalt war nämlich be-
reits ein erstinstanzlicher Umsatzsteuerbescheid (am 2. 9. 1993)
erlassen worden; der Steuerpflichtige hatte bereits das Rechts-
mittelverfahren abgeschlossen (Berufungsentscheidung am 5. 11.
1993), als er (im September 1994) die verkürzten Beträge entrich-
tete. Die Monatsfrist zur Entrichtung ab Bekanntgabe des erst-
instanzlichen Bescheides war damit genauso wie jene ab Erlassung
des Berufungsbescheides (§ 210 Abs 4 BAO) bereits verstrichen.
Ergänzend sei darauf hingewiesen, daß einer Berufung im Abga-
benverfahren auch keine die Fälligkeit aufschiebende Wirkung zu-
kommt (§ 254 BAO), wodurch es zweifelhaft ist, ob eine Entrich-
tung binnen Monatsfrist nach Bekanntgabe der Berufungsentschei-
dung überhaupt noch zulässig wäre. Die Überschreitung auch die-
ser Frist ersparte es letztlich dem OGH, auf diese Frage überhaupt
einzugehen. Im Ergebnis steht die Entscheidung des OGH durch-
aus in Einklang mit der jüngeren Rsp.

Christoph Urtz
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line-Retailing)
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Versicherungsleistungen
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Lebenden

1070. Pflüger, Frank: Haftungsfragen
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August, 333. Koppensteiner, Hans-Georg:

Verschmelzung und Vermögensbin-
dung

341. Hoyer, Hans: Zum possessori-
schen Schutz des Rechtsbesitzes

348. Gruber, Michael: Zum Inhalt
der 1. Übernahmeverordnung
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9, 253. Vonkilch, Andreas: Zwei Fra-

gen des Übergangsrechts im Zusam-
menhang mit der durch das 3. WÄG
eingeführten Wohnungseigentümer-
gemeinschaft (§ 13c WEG). Zugleich
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255. Czernich, Dietmar und Stefan
Tiefenthaler: Art 16 EuGVÜ: Liegen-
schaftsstreitigkeiten mit Auslandsbe-
zug
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und Kreditschutz
4, 109. Petsch, Wolfgang: Zusatz-Ent-
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„Hohenecker“ Index 1998. Band 51. Von
Jahnel / Öllinger / Bachmann / Baum-
gartner/Lienbacher. Verlag Manz,
Wien 1999. 812 Seiten, br, S 3240,–.

BWG. Bankwesengesetz. 2. Aufl. Stand
1. 8. 1999. Herausgegeben von Chri-
stian Hausmaninger. Verlag Manz,
Wien 1999. 332 Seiten, br, S 388,–.

Kodex Umweltrecht. 12. Aufl. Stand 1. 8.
1999. Bearbeitet von Wolfgang List.
Verlag Orac, Wien 1999. 1184 Sei-
ten, br, S 950,–, Abo S 760,–.

Kodex Wasserrecht. 12. Aufl. Stand 1. 8.
1999. Bearbeitet von Wolfgang List.
Verlag Orac, Wien 1999. 1184 Sei-
ten, br, S 550,–, Abo S 440,–.

Strafrecht. Allgemeiner Teil. Rechtstaschen-
buch. Von Michel/Wessely. Verlag
Manz, Wien 1999. XVI, 174 Seiten,
br, S 310,–.

Textsammlung Binnenschiffahrtsrecht.Stand
1. 7. 1999. Herausgegeben von Her-
bert Klein. Verlag Österreich, Wien
1999. 960 Seiten, br, S 898,–.

Verwaltungsbehördliche Großverfahren –
rechtliche Aspekte und praktische
Erfahrungen. Von Krasa/Schmelz.
Schriftenreihe NÖ Juristische Gesell-
schaft, Verlag Orac, Wien 1999.
28 Seiten, br, S 70,–.
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Füs Sie gelesen
■ Österreichisches Bundesverfassungs-

recht. Von Karl Korinek / Michael
Holoubek (Hrsg). Textsammlung und
Kommentar, Redaktion Andrea Martin,
bestehend aus 4 Loseblatt-Bänden (mit
mehr als 6000 Seiten). Springer-Ver-
lag, Wien 1999. S 8820,–.

Dieser „Großkommentar zum Östereichi-
schen Bundesverfassungsrecht“ weist schon
jetzt einen Umfang auf, der eine positive
Beurteilung des gewiß anspruchsvollen
Vorhabens zuläßt.

Der Verlag verspricht, daß die zweite Teil-
lieferung bereits im Herbst 1999 eintrifft
und weitere Lieferungen bis ins Jahr 2002
folgen werden.

Der der Textsammlung gewidmete Teil soll
das gesamte Bundesverfassungsrecht um-
fassen, also insbesondere auch alle Ver-
fassungsbestimmungen, Bundesgesetze,
Staatsverträge im Verfassungsrang, Ver-
fassungsbestimmungen in Staatsverträgen
und jene Bestimmungen der Bund-Länder-
Vereinbarungen, die im Rang vom Bun-
desverfassungsrecht stehen. Der höchst
aufwendigen redaktionellen Aufbereitung
dieser Materie hat sich Andrea Martin
(wissenschaftliche Mitarbeiterin am VfGH)
gewidmet.

Im Kommentarteil zähle ich insgesamt
42 prominente Juristen des öffentlichen
Rechts.

Erwähnenswert ist, daß bereits dem Kom-
mentar zu den einzelnen Gesetzesbestim-
mungen die einschlägige Grundsatzjudi-
katur vorangestellt wird.

Bei Durchsicht der vorliegenden Lieferung
wird das Anliegen deutlich, auf hohem
Niveau eine flächendeckende Darstel-
lung des Verfassungsrechtes, insbesondere
auch unter Berücksichtigung EU-rechtlicher
Verknüpfungen, darzustellen.

Der Kommentar zu Art 133 B-VG umfaßt
zur Zeit 56 Seiten, darin enthalten 2 An-
hänge, die die Kollegialbehörden mit rich-
terlichem Einschlag und sonstige weisungs-
freie Verwaltungsbehörden und Organe

anführen, wobei auch jeweils klargestellt
wird, ob eine Anrufung des VwGH zuläs-
sig ist. Dies wird als Beispiel dafür ange-
führt, daß der Kommentar mit Sicherheit
eine große praktische Hilfe darstellen
wird.

Johann Pritz

■ Besonderes Verwaltungsrecht, 2., neu-
bearb Aufl. Herausgegeben vonSusanne
Bachmann / Rudolf Feik / Karim J.
Giese / Winfried Ginzinger / Wolf-
Dietrich Grussmann / Dietmar Jahnel /
Mario Kostal / Gerhard Lebitsch /
Georg Lienbacher. Springers Kurzlehr-
bücher der Rechtswissenschaft. Sprin-
ger, Wien 1998. XXVIII, 434 Seiten,
br, S 620,–, Hörerpreis S 496,–.

Um es ganz deutlich zu sagen: Manche
juristische Lehrbücher sind – nicht selten
entgegen dem eigenen Anspruch – keine
Lehrbücher, sondern sie sind wissenschaft-
liche Arbeiten, die der Lehre, der For-
schung, dem Studium und der praktischen
Arbeit dienen; „Lehrbücher“ in dem Sinne,
daß die Studenten wirklich das studieren,
was in den Lehrbüchern dargeboten wird,
sind sie infolge veränderter geistiger und
gesellschaftlicher „Umweltverhältnisse“ oft
nicht mehr. An ihre Stelle treten daher –
jetzt nochmals verbal überzeichnet –
wissenschaftlich konzipierte Skripten mit
hohem Niveau, also – real betrachtet –
„wirkliche Lehrbücher“.
Das vorliegende Lehrbuch ist tatsächlich
ein Lehrbuch, von dem erwartet werden
kann, daß es – trotz seines hohen Ni-
veaus – von den Studenten für das „Alltags-
studium“ allgemein angenommen wird:
Die neuen Herausgeber geben nämlich
übersichtliche – von Fußnoten „befreite“ –
Darstellungen von zwanzig Gebieten des
Besonderen Verwaltungsrechts (Sicher-
heitspolizeirecht, Vereinsrecht, Versamm-
lungsrecht, Staatsbürgerschaftsrecht, Paß-
recht, Fremdenrecht, Melderecht, Gewer-
berecht, Wasserrecht, Forstrecht, Denk-
malschutzrecht, Kraftfahrrecht, Straßenpo-
lizeirecht, Straßenrecht, Abfallwirtschafts-

recht, Raumordnungsrecht, Baurecht,Grund-
verkehrsrecht, Naturschutzrecht, Veranstal-
tungsrecht), und zwar in einer ansprechen-
den, verständlichen und konzentrierten Art
und Weise, die nirgendwo auf das Niveau
oberflächlicher Massenskripten abgleiten –
ganz im Gegenteil. Die verschiedenen
Kapitel sind erfreulicherweise einheitlich
strukturiert, sodaß die Hoffnung der Her-
ausgeber, es werde eine „Hilfestellung für
Studium und Praxis“ geboten werden, mit
ziemlicher Sicherheit in Erfüllung gehen
wird.
Abgerundet wird das Buch durch ein Glos-
sar wiederkehrender Begriffe des Verwal-
tungsrechts. Dieses Glossar wird – wie das
ganze Buch – sicherlich nicht nur dem Stu-
denten dienlich sein, sondern auch jedem
Praktiker, der nicht gerade „ein Experte“
des Verwaltungsrechts ist.
Alles in allem: Ein sehr hervorragendes
Buch auch für den „eiligen“ Rechtsanwalt.

Walter Barfuß

Fremdenrecht. Von Peter Widermann /
Berndt Körner / Thomas Schindler /
Ulrike Wimmer-Heller.4. Aktualisierungs-
lieferung. Juridica Verlag, Wien 1998.
Loseblattausgabe, S 1980,–.

Im Juni 1998 ist die nunmehr 4. Aktualisie-
rungslieferung dieser Loseblattausgabe er-
schienen, welche die Materien des Frem-
denrechts in Österreich einschließlich inter-
nationaler Abkommen und Bestimmungen
weitgehend erfaßt.
Die vorliegende Lieferung enthält ins-
besondere die Fremdengesetz-Durchfüh-
rungsverordnung 1997/98 mit Bestim-
mungen über Ausnahmen von der Sichtver-
merkspflicht, äußere Form der Visa, Auf-
zählung der Aufenthaltszwecke, Lichtbild-
ausweise für Fremde ua; die Asylgesetz-
Durchführungsverordnung 1998; Verord-
nungen über Ausnahmen von der Sichtver-
merkspflicht, so zB Verordnung BGBl
1992/152. Befreiung von der Sichtver-
merkspflicht für Angehörige der United
Nations, Protection Force (UNPROFOR),
die gemäß Resolution 743 (1992) des Si-
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cherheitsrates in das Gebiet, das die SFR
Jugoslawien am 1. 1. 1991 umfaßte, ent-
sandt werden; Beschluß des Rates vom
30. 11. 1994, ABl der EGNr L 327/1 be-
treffend Reiseerleichterungen für Schüler
von Drittstaaten mit Wohnsitz in einem
Mitgliedstaat; Niederlassungsverordnung
1998; Bundeshöchstzahlen-Überziehungs-
verordnung; Multilaterale Abkommen, wie
zB das Europäische Personenverkehrs-
abkommen zwischen den Mitgliedstaaten
des Europarates über Sichtvermerksfreiheit
(bis zu drei Monaten) und Regelung der
Ausweispflicht; bilaterale Abkommen über
Personenverkehr und Aufhebung der Sicht-
vermerkspflicht ua.
Der Benützer des Gesamtwerks hat damit
wieder eine grundsätzlich umfassende
Sammlung der einschlägigen Bestimmun-
gen des Fremdenrechts in Händen.

Erich Heliczer

■ Internationales Privatrecht einschließ-
lich Europarecht. Von Michael Schwi-
mann. Verlag Manz, Wien 1999. XVI,
180 Seiten, br, S 425,–.

Das bisher geltende österreichische IPR-
Gesetz ist zuletzt durch BGBl I 1999/18
wesentlich geändert worden. Auch durch
die Einführung des EVÜ sind einschneiden-
de Neuerungen im internationalen Kollisi-
onsrecht eingetreten. Aufgrund dieser No-
vellierungen ist nunmehr die zweite Auf-
lage des Internationalen Privatrechts von
Michael Schwimann unter Einbeziehung
des Europarechtes im Manz’schen Verlag
herausgebracht worden. Es informiert über
den Einfluß des EU-Rechtes auf alle Berei-
che des IPR und ist durch aktuelle Recht-
sprechungs- und Schrifttumshinweise ange-
reichert, wobei zur genauen Erläuterung
und zu einem besseren Verständnis Fall-
beispiele eingearbeitet sind. Im Anhang
sind zur Übersicht die Gesetzes- und Ab-
kommenstexte abgedruckt. Die Darstellung
ist kurz, prägnant und ist dieses Buch da-
her für jeden international tätigen Anwalt
ein Muß.

Ulrike Walter

■ Gemeinschaftsrecht und staatliches
Recht. Von Theo Öhlinger / Michael
Potacs. Verlag Orac, Wien 1998.
200 Seiten, geb, S 490,–.

Hinter diesem Titel steht eine vorzügliche
Darstellung der durch den Beitritt Öster-
reichs zur EU abgeänderten Gestalt des
Stufenbaus der Rechtsordnung. Das Buch
zeigt in hervorragender Weise die durch
den Vorrang der EU gekennzeichneten
Verzahnung von Gemeinschaftsrecht und
österreichischem Recht.

Es wird dem Leser vor Augen geführt, daß
diese Verzahnung bzw das Verhältnis der
Normenkreise zueinander noch manche
Fragen und Lücken offenläßt. Zu Recht
weisen die Autoren darauf hin, daß dem
(österreichischen) Rechtsanwender daraus
mitunter schwierige Konstruktionsaufgaben

abverlangt werden, es wird aber auch
gezeigt, daß darin ein erhebliches Gestal-
tungspotential liegt. In der Darstellung je-
ner Fälle, in denen Auslegung und Lücken-
füllung erforderlich ist, liegt auch ein gro-
ßer Wert dieses Buches für den Praktiker.
Rasch kann man anhand dieses Werkes,
für dessen Darstellungsform die eines
Grundrisses gewählt wurde, feststellen, ob
hinsichtlich eines konkret zu behandeln-
den Sachverhalts Probleme oder auch
Möglichkeiten unter dem Gesichtspunkt
des Verhältnisses von Gemeinschaftsrecht
und staatlichem Recht bestehen.

Der erste Teil des Buches besteht aus einer
Beschreibung der Rechtsnatur und der
Rechtsquellen des EG-Rechts, welchen Ab-
schnitt man als eine der Vollständigkeit des
behandelten Themas verpflichtete Einlei-
tung bezeichnen kann. Die Abschnitte

Indexzahlen August 1999

Berechnet vom Österreichischen Statistischen Zentralamt

Index der Verbraucherpreise 96 ( 1996 = 100) 102,7

Großhandelsindex ( 1996 = 100) 98,6

Verkettete Vergleichsziffern

Index der Verbraucherpreise 86 ( 1986 = 100) 134,3

Index der Verbraucherpreise 76 ( 1976 = 100) 208,8

Index der Verbraucherpreise 66 ( 1966 = 100) 366,3

Verbraucherpreisindex I ( 1958 = 100) 466,8

Verbraucherpreisindex II ( 1958 = 100) 468,2

Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) 4101,4

Lebenshaltungskostenindex (April 1938 = 100) 3483,6

Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) 3534,8

Großhandelsindex ( 1986 = 100) 102,8

Großhandelsindex ( 1976 = 100) 136,9

Großhandelsindex ( 1964 = 100) 227,9

Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt 2223,3
Zahlenangaben ohne Gewähr
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über autonome Geltung und Anwendungs-
vorrang des Gemeinschaftsrechts einer-
seits und über den innerstaatlichen Vollzug
des Gemeinschaftsrechts andererseits spre-
chen sehr konkret die Fülle von Fallkonstel-
lationen an, in denen das Gemeinschafts-
recht Auswirkungen auf das österreichi-
sche staatliche Recht hat. Beispielhaft sei
hingewiesen auf die Unterschiede in der
Bedeutung des Begriffs der „Bestimmtheit“
nach Gemeinschaftsrecht einerseits und
Art 18 B-VG andererseits, die nach staat-
lichem Verfassungsrecht problematische,
nach Gemeinschaftsrecht zulässige Inlän-
derdiskriminierung und den Ansatz der
Staatshaftung (auch für die Legislative) als
Fortentwicklung oder – besser – Auswei-
tung der Amtshaftung.

Festzuhalten ist jedenfalls, daß das Buch
einen großen Wert auch für alle jene Prak-
tiker hat, die nicht überwiegend im Bereich
des Verfassungsrechts tätig sind.

Christian Gassauer-Fleissner

■ Europarecht. Das Recht der Europäi-
schen Union unter Berücksichtigung der
EU mit Wirtschaft Österreichs. 3. Aufl.
Von Christoph Thun-Hohenstein / Franz
Cede. Verlag Manz, Wien 1999.
276 Seiten, br, S 360,–.

Dieses Buch ist nunmehr in der 3. Auflage
erschienen. Die Autoren haben den Ver-
trag von Amsterdam, der ab 1. 5. 1999 in
Geltung getreten ist, eingearbeitet. Wie
die Autoren im Vorwort ausdrücklich dar-
stellen, versteht sich dieses Werk als ein-
führende Darstellung des institutionellen
Rechtes und der Prinzipien des materiellen
Rechtes der Europäischen Union. Somit
sind die für die Praxis wichtigen Fragen
und Probleme der Grundfreiheiten nicht
angeschnitten.

Ausführlich befassen sich die Autoren mit
der Frage des Anwendungsvorrangs des
Gemeinschaftsrechtes (91ff). Sie zitieren
zwar in der Entscheidung Internationale
Handelsgesellschaft (Slg 1970, 1125),
gehen jedoch nicht auf die Entscheidung

Kommission/Luxemburg (Slg 1996, 3207)
ein, in der der EuGH ausführlich über den
Vorrang des Gemeinschaftsrechtes gegen-
über nationalem Verfassungsrecht judi-
ziert.

Dieses Werk stellt eine aktuelle Darstellung
des geltenden institutionellen Rechtes dar.
Dieses Rechtsgebiet wird in der Praxis oft
unterschätzt, da durch die Ingeltungtretung
des Vertrages von Amsterdam es zu einer
Verschiebung des Verhältnisses zwischen
den einzelnen Organen (Europäisches Par-
lament, Rat und Kommission) in den Befug-
nissen gekommen ist, sodaß die Frage der
richtigen Rechtsetzung eine immer größere
Bedeutung erlangt hat (Frage der „richti-
gen Rechtsgrundlage“; Näheres bei Breier,
Der Streit um die richtige Rechtsgrundlage
in der Rechtsprechung des Europäischen
Gerichtshofes, EuR 1995, 46ff; EuGH, U
v 11. 6. 1991, Rs C-300/89, Europäi-
sches Parlament und Kommission/Rat, Slg
1991, I-2867ff).

Somit ist dieses Buch ein unbedingtes Muß
in jeder gut sortierten Anwaltsbibliothek.

Wolf-Georg Schärf

■ Handelsrecht. 5. Aufl. Bearbeitet von
Walter List. Manz Texte, Verlag Manz,
Wien 1997. 410 Seiten, br, S 295,–.

DDr. Walter List hat nach der 4. Auflage
zum Stand vom 1. 9. 1996 eine 5. Auf-
lage des bewährten Nachschlagwerkes
zum Stand 1. 10. 1997 mit den 38
praktisch relevanten Rechtsvorschriften des
Handels- und Gesellschaftsrechtes heraus-
gebracht.

Neu aufgenommen wurden in diesem
Band die für die Praxis wichtige Formblatt-
verordnung und das Unternehmensreorga-
nisationsgesetz sowie in der Fassung der
Regierungsvorlage das Genossenschafts-
revisionsänderungsgesetz. Die dankens-
werte Aktualisierung der Gesetzestexte
zum Handelsrecht erspart mühsames Su-
chen durch übersichtliche Gliederung.

Peter Wrabetz

Handbuch der Kostendeckung. Von
Erwin Senoner. Verlag Orac, Wien
1999. 133 Seiten, geb, S 390,–.

Das vorliegende Handbuch basiert auf der
Wiener Dissertation des Verfassers und ist
dem als „allgemeines Prinzip ökonomi-
scher Verwertungsvorgänge“ identifizier-
ten „Kostendeckungsprinzip“ bzw dessen
Verwirklichung im Exekutions- und Insol-
venzrecht gewidmet (vgl 28f). Das Buch ist
nach einer Einleitung in zwei Kapitel unter-
teilt, in denen das „Kostendeckungserfor-
dernis“ des Exekutions- und Insolvenzrechts
getrennt dargestellt wird.

Insb das dem Insolvenzrecht gewidmete
3. Kapitel ist von großem praktischem In-
teresse, da das IRÄG 1997 der Praxis eine
Vielzahl von Konkursverfahren beschert
hat, in denen es zumindest zweifelhaft ist,
ob kostendeckendes Vermögen vorhanden
ist. Senoner untersucht zunächst, welche
Kosten gedeckt werden müssen (79ff), wo-
bei er den Begriff der „verfahrensnotwen-
digen Kosten“ einführt, der offenbar mit
den „Kosten des Konkursverfahrens“ gem
§ 46 Abs 1 Z 1 KO inhaltsgleich ist (vgl
insb 79f, 80 FN 237, 83). Soweit diese
bis zur Berichtstagsatzung „auflaufen“,
stellen sie „Anlaufkosten“ dar, deren
Deckung eine Eröffnungsvoraussetzung ist
(84 ff). Nach dieser Begriffsbestimmung
widmet sich der Autor der Kostendek-
kungsprüfung im Eröffnungsverfahren, insb
Fragen des Kostenvorschusses (93ff; hier
hätte noch Bachmann, ÖJZ 1995, 451ff
berücksichtigt werden können), und im
eröffneten Verfahren (117ff, wo auch das
Problem der Abwicklung eines „Konkurses
im Konkurs“ angerissen wird). Das Kapitel
schließt mit einem kurzen Überblick über
die Folgewirkungen mangelnder Kosten-
deckung (123ff).

Das Buch ist weniger ein „Handbuch“ iS
eines Nachschlagewerkes, als eine inter-
essante Monographie, die jedem, der mit
einschlägigen Fragen befaßt ist, empfoh-
len werden kann.

Stephan Riel
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Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung, auch kurzfri-
stig, in Zivil- und Strafsachen (Jugendgerichtshofnähe). Dr. Christa
Scheimpflug, Rechtsanwalt, Erdberger Lände 6, 1030 Wien.
Telefon (01) 713 78 33, 713 78 34 und 712 32 28, auch außer-
halb der Bürozeiten, Telefax 713 78 33-74 oder 713 78 34-74
oder Mobiltelefon (0663) 02 86 36.

■

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg (100 Meter
vom Landesgerichtsgebäude Salzburg entfernt), übernimmt Substi-
tutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (0662) 84 31 64, 84 31 65, Telefax 84 44 43.

■

RA Dr. Michael Drexler, 1090 Wien, Hörlgasse 4/5, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 317 42 88, Telefax 317 42 88-20.

■

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasiumstraße 68/6,
Telefon (01) 369 59 34, Telefax (01) 369 59 34-4, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling und Hernals.

■

Substitutionen in Salzburg und Umgebung, vor Gerichten, Ämtern
und Behörden, macht für Sie Dr. Christian Greinz, RA, 5020 Salz-
burg, Fürstenallee 50, Telefon (0662) 82 57 53, Telefax (0662)
82 57 05, Mobiltelefon (0663) 06 89 83, Privatanschluß (06212)
71 60, durchgehend erreichbar.

■

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 535 60 92, Telefax 535 53 88.

■

Substitutionen in Zivil- und Strafsachen übernimmt Dr. Ruth Mirecki,
RA in Wien 3, Reisnerstraße 25/2, Telefon (01) 712 35 70,
713 16 41, jetzt ganztägig erreichbar.

■

RA Dr. Christian Leskoschek, 1010 Wien, Schwertgasse 2/XIII,
Telefon (01) 533 85 90, Telefax (01) 533 85 90-11, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung.

■

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund Haffner-Gasse 3,
übernimmt Substitutionen aller Art in Salzburg und Umgebung.
Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax (0662) 84 12 22-6.

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Erich Hochauer, 1010 Wien, Fütterergasse 1.

Telefon (01) 532 19 99, Telefax (01) 535 53 88.

■

RA Dr. Wolf-Georg Schärf, 1010 Wien, Kramergasse 1/12, über-
nimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien sowie vor
den Bezirksgerichten Mödling und Purkersdorf sowie Interventio-
nen bei Exekutionen ab einem Streitwert von S 100.000,–.

Telefon (01) 533 39 51, Telefax (01) 533 39 52.

■

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung, insbesondere vor
den BG Liesing und Hietzing, übernimmt – auch kurzfristig –
RA Mag. Irene Haase, An der Au 9, 1230 Wien.

Telefon/Telefax (01) 888 24 71, (0676) 528 3114, durchgehend
erreichbar.

■

Übernehme Substitutionen aller Art, auch kurzfristig in Wien
und Umgebung: Dr. Wolfgang Langeder, Harkortstraße 9/19,
1020 Wien.

Telefon und Telefax (01) 726 71 44 sowie (0676) 326 86 18.

■

Kanzleieröffnung: RA Dr. Stephan Messner, Staig 27 (Linzer Straße),
4690 Schwanenstadt, Telefon 07673/6696, Telefax 07673/
6696-4, übernimmt Substitutionen vor den Gerichten im Sprengel
des Landesgerichtes Wels und im Sprengel des Landesgerichtes
Ried/Innkreis.

■

Linz – RA Mag. Rudolf Schweighofer, 4020 Linz, Bürgerstraße 41,
übernimmt Substitutionen aller Art in Linz und Umgebung.

Telefon (0732) 77 72 07-14, Telefax (0732) 78 25 70, Mobiltele-
fon 0664/420 12 80.

■

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekutionssachen) in
Wien und Umgebung (in Wien auch kurzfristig) übernehmen die
Rechtsanwälte Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reif-
fenstuhl, Hofenedergasse 3/2, 1020 Wien.

Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Georg E. Thalhammer, 1010 Wien, Woll-
zeile 15/15.

Telefon (01) 512 04 13, Telefax (01) 512 62 21.
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RA Mag. Gerlinde Goach, 8101 Gratkorn, Andreas-Leykam-Platz 2,
übernimmt Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen
vor den Gerichten und Verwaltungsbehörden in Graz, Frohnleiten,
Bruck an der Mur, Leoben, Weiz, Gleisdorf und Leibnitz.

Telefon (03124) 231 77, Telefax (03124) 232 88.

■

Substitutionen aller Art, auch kurzfristig, in Wien und Umgebung:
Mag. Katharina Kurz, Fleschgasse 34, 1130 Wien.

Telefon (01) 877 38 90, Telefax (01) 877 38 90-6, Handy (0664)
441 55 33.

■

Verfahrenshilfe in Strafsachen. RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Riemer-
gasse 10, 1010 Wien, Telefon (01) 512 22 90, 0664/302 53 56,
Telefax (01) 512 61 53, übernimmt Substitutionen, auch Verfah-
renshilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

■

RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung.
Jederzeit, auch außerhalb der Bürozeiten, erreichbar.

Telefon (01) 712 55 20 und (0664) 144 79 00, Telefax (01)
713 07 54, e-mail iro@aon.at.

■

Ich übernehme für Sie Substitutionen vor den BG Thalgau, Mond-
see und St. Gilgen sowie vor dem LG Salzburg:
RA Dr. Hermann Spatt, 5303 Thalgau, Marktplatz 4, Telefon
(06235) 61 10, Telefax (06235) 61 10-11, Mobiltelefon (0699)
17 17 61 10.

■

RA Dr. Susanne Pertl, 1040 Wien, Favoritenstraße 41/16, über-
nimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umge-
bung, auch kurzfristig.

Telefon (0699) 10 50 58 52, Telefax (01) 505 85 21.

■

RA Mag. Doris Perl, 2230 Gänserndorf, Bahnstraße 20, über-
nimmt Substitutionen aller Art, auch kurzfristig, vor allen Gerichten
im Sprengel des LG Korneuburg sowie vor allen Wiener Gerichten.

Telefon und Telefax (02282) 33 99, Handy (0676) 511 94 92.

■

RA Dr. Thomas Würzl, 1010 Wien, Bauermarkt 6, übernimmt in-
folge Kanzleieröffnung Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 90 45.

Linz-Urfahr und Umgebung – übernehme Substitutionen (auch kurz-
fristig) vor sämtlichen Gerichten und Behörden; auch Strafsachen,
Verfahrenshilfe & Interventionen bei Vollzügen –

Mag. Ing. Klaus Helm, RA, Schulstraße 12, 4040 Linz, Telefon
(0732) 71 15 15, Telefax (0732) 71 15 15-15, Telefon (durchge-
hend erreichbar) 0664/100 65 95.

■

Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor dem Bezirksgericht Schwechat, übernimmt RA
Dr. Rosemarie Rismondo, 2320 Schwechat, Sendnergasse 38.

Telefon und Telefax (01) 707 84 79, 0676/307 34 60.

■

Substitutionen vor sämtlichen Gerichten Wiens, Mödling, Baden
und Wiener Neustadt in Zivil- und Strafsachen übernimmt RA
Dr. Peter Wagner, Wollzeile 34/3, 1010 Wien.

Telefon (01) 513 98 78, Telefax (01) 512 12 25.

■

London: Philip Moser, MA (Cantab), Barrister, Europarecht, Kolli-
sionsrecht und engl Recht, Beratung und Vertretung vor Gericht:
The Chambers of Harvey McGregor QC, 4 Paper Buildings, Tem-
ple, London EC4Y 7EX, Telefon (0044171) 353 33 66, Telefax
(0044171) 353 57 78.

■

Frankreich: Österreicherin, französische Wirtschafts-Rechtsanwäl-
tin, und ihr Team stehen für alle Causen in Frankreich zur Ver-
fügung. Maître Renate Grötschnig-Audit, Avocat à la Cour, 169
rue de l’Université, F-75007 Paris, Telefon (0033-1) 45 51 54 15
oder (0033-6) 07 61 26 75, Telefax (0033-1) 45 55 69 38, e-mail
AUDITCo@aol.com.
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Rechtspraktikant mit überdurchschnittlichen juristischen Fähigkei-
ten, einwandfreiem Englisch, EDV-Kenntnissen, gutem Auftreten
und außergewöhnlichem Leistungseinsatz sucht Stelle als Rechts-
anwaltsanwärter ab 1. 2. 2000.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100535.

■

Rechtsanwalt in Wien bietet Kollegin/Kollegen Regiegemeinschaft
bzw die Anmietung von Kanzleiräumlichkeiten an.

Dr. Hickl, Telefon (01) 587 85 86.

■

Linzer Rechtsanwaltskanzlei bietet Regiegemeinschaft mit ausbau-
barer Zusammenarbeit.

Telefon (0732) 66 77 68, Telefax (0732) 66 66 08, e-mail
ra.dr.langer.linz@netway.at.

■

Regiepartner für Kanzlei im 1. Bezirk gesucht. Günstige Miete, ver-
kehrsgünstige Lage.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100534.

Rechtsanwalt mit wirtschaftsrechtlicher Ausrichtung und Kanzlei in
Wien 1, Toplage, sucht jungen Kollegen für Regiegemeinschaft.
Partnerschaft wird angestrebt.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100538.

■

Eingeführte Regiepartnerschaft bietet Kollegin/Kollegen Möglich-
keit zum Einstieg. Großzügige Kanzleiräumlichkeiten in verkehrs-
günstiger 1A-Lage.

Näheres unter (01) 513 13 28.

■

Etablierte Anwaltskanzlei im Zentrum Wiens bietet eingerichtete
Regieräume (RA- und Konzipientenbüro mit Sekretariat) sowie Infra-
struktur mit Kooperationsmöglichkeit.

Telefon (01) 512 75 75.

■

Eintragungsfähiger Rechtsanwaltsanwärter sucht Zusammenarbeit
mit RA in Wien oder Umgebung auf Substitutionsbasis.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100540.

■

Rechtsanwaltskanzlei in Wien mit Schwerpunkt Bauvertrags- und
Wirtschaftsrecht sucht jungen Kollegen/in mit mindestens einjähri-
ger Praxis.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100539.

Interesse an Übernahme von Mandantenstöcken, auch durch
Ankauf bzw Zusammenschluß von Kanzleien (Raum OÖ, bevor-
zugt Linz).

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100536.

■

Kanzlei in der Stockerauer Innenstadt aus gesundheitlichen Grün-
den voraussichtlich ab 1. 1. 2000 abzugeben.

Auskunft (02266) 622 32.

Rechtsanwalt Dr. Herbert Duma bietet jungem Kollegen, der
sich selbständig machen will, Partnerschaft und zukünftige
Nachfolge. Vorausgesetzt wird Freude an juristischer Maßar-
beit, Kreativität und Überzeugungskraft.
1010 Wien, Salzgries 17, Telefon (01) 533 16 25.

Ich/Wir bestelle(n) in (der) folgenden Ausgabe(n) des
„Österreichischen Anwaltsblatts“

1999 (Zutreffendes bitte ankreuzen)
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Bitte ausschneiden und einsenden an
MANZ Verlags- und Universitätsbuchhandlung
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Nachfolger/in für RA-Kanzlei in Salzburg-Stadt wegen beabsich-
tigten Berufswechsels gesucht. Gerichtsnähe, großzügige, modern
eingerichtete Räume in Altstadthaus (3 Arbeitszimmer + NR), unbe-
fristete Miete, Büroausstattung und EDV up-to-date, komplette
Bibliothek, günstige Bedingungen (keine Klientenstockablöse).

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100537.

■

Nachfolger für Kanzleigemeinschaft von zwei RA in 1090 Wien,
Universitätsstraße, ab 2/2000 gesucht. Zwei renovierte Altbau-
räume mit ca 30 und 15m2 plus Allgemeinflächen, Mitbenützung
Telefonanlage, niedrige Kosten, bei Wunsch Büromöbel für Sekre-
tariat, Regale und Kopiergerät abzugeben.

RA Dr. Thomas Buschmann, e-mail thomas.buschmann@telecom.at,
Telefon (01) 409 09 83, Telefax 406 33 34.

■

Anwaltskanzlei-Verkauf: Seit 35 Jahren bestehende, repräsenta-
tive Anwaltskanzlei, Jahresumsatz ca 3,5 bis 4 Mio Schilling, mit
sehr guter Ausstattung – Mietvertrag auf mindestens 10 Jahre
Dauer – zu verkaufen. Übernahme mit längstens 1. 1. 2004 denk-
bar.

Zuschriften bitte an:
Dr. Alois Fuchs, Rechtsanwalt, Malser Straße 74, 6500 Landeck.

■

Verkaufe limitierte Faksimileausgabe Oldenburger Sachsenspie-
gel 1336. Ganzlederband mit Metallschließen, 136 Folios mit
500 Bildszenen koloriert, Nr 336, aus Altersgründen, von Zahn-
arzt, 81 Jahre. Ein Prachtstück in jeder Anwaltskanzlei. Preis von
1994, S 23.400,–.

Telefon (02742) 773 65, mttgs, abds.

■

Kanzleiräumlichkeiten am Stephansplatz, ca 120 m2, geeignet für
zwei Rechtsanwälte, repräsentative Lage und sehr guter Zustand,
wegen beabsichtigter Sozietätsbildung in größeren Räumlichkei-
ten (in Ausübung eines vertraglichen Weitergaberechtes) abzuge-
ben. Parkmöglichkeit vorhanden.

Bei Interesse Zuschrift erbeten Telefax (01) 512 64 12-20.

■

Kanzlei, 470 m2, Rathausviertel, in Wien 1, ganzes Stockwerk in
schönem Gründerzeithaus, 2 Eingänge, repräsentative, voll adap-
tierte Räume, Parkmöglichkeit in Kurzparkzone vor dem Haus oder
Parkgarage in der Nähe, direkt vom Eigentümer zu vermieten.

Telefon (01) 406 89 48-0.

Englischübersetzungen, insbesondere juristische Fachübersetzun-
gen, beglaubigt und unbeglaubigt, Expreß Service, mother tongue
standard English, anwaltlich qualifizierte Übersetzer aus England
und Österreich.

BLTS – Business and Legal Translation Services, Inh Univ.-Lektor
Rechtsanwalt Dr. Andreas A. Lintl, A-1010 Wien, Lugeck 7, Tele-
fon (01) 512 60 50, Telefax (01) 512 86 05.

■

Gewerbliches Buchführungsbüro erledigt Ihre Buchhaltung und
Lohnverrechnung kompetent und termingerecht. Raum Ostöster-
reich, LBD-Buchhaltungsservice.

Telefon und Telefax (02249) 43 35 oder 0676/540 12 39, Frau
Scepka.

■

Wir suchen die Zusatzvereinbarung meiner Tante zum Testament,
ausgestellt in Form von Legaten von Frau Maria Faninger, Karls-
platz 3, Wien I, gestorben am 26. 12. 1996.

Sie hat die Vereinbarung einem Anwalt in Wien übergeben.

Wir bitten um Mitteilung bzw Verständigung an Frau Karin Klaus,
J.F. Perkoniggasse 19, 9020 Klagenfurt, Telefon (0463) 26 29 63.
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